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Schwierige Zeiten in Lateinamerika: Putsch in Brasilien, IWF knackt Argentinien, Unruhen in Venezuels, ...
Vielfiltige Versuche gab es und gibt es, die Errungenschaften der letzten 15 Jahren in mehreren Léndern
Lateinamerikas riickgdngig zu machen und einen Kontinent wieder gefiigig zu machen, der durch eine zunehmende
wirschaftliche und politische Integration und durch die Ablehnung von einem ,,Freihandelsabkommen“ (Nein zu ALCA
— dafiir ALBA) sich den USA aber auch der EU widersetzt hat.

Die fortschrittlichen Regierungen haben immerhin die Lebensbedingungen von Millionen verbessert.
Aber ,,warum sind die progressiven Kriifte ins Stocken geraten?* fragt Renaud Lambert, Redakteur der franzosischen
Ausgabe von Le Monde Diplomatique. Er liefert dazu mehrere Antworten, andere gehen dieser Frage auch nach.

,» Der Weg iiber die Urne (...) birgt gewisse Zwcnge in sich.“ (Lambert) Aktive Mitglieder der Parteien und
Bewegungen, jetzt Abgeordnete oder im Staatsapparat, fehlen an der Basis; in der Ausiibung ihrer Funktion vergessen
sie Ofter, dass ,,der politische Prozess nicht nur iiber die institutionellen Kandle des Staates verlduft, sondern auch auf

"der Stralse", der turbulenten plebejischen Welt.“ (Atilio Boron iiber Brasilien).

»In Ldndern, in denen Diktaturen die kommunistischen Organisationen unterdriickt haben, wo der Neoliberalismus die
seltenen Arbeiterhochburgen zertriimmert hat und die Medien in privater Hand bleiben, ist die Atmosphdire nicht réter
als irgendwo anders.” (Lambert) - Das Ringen um Stimmenmehrheiten fiihrt zu Kompromissen und ,, wann hért man
auf, mit den Rechten zusammen zu regieren, und beginnt, fiir sie zu regieren?
Garcia Linera unterstreicht in ,, Sieben Lektionen fiir die Linke“: Den Staatsapparat kann man nicht so {ibernehmen, er
muss transformiert werden und die Beschlussfassung ist zu demokratisieren.

Was soll produziert werden und wie? Es ist viel ausprobiert und debattiert worden! ,, Keiner der fortschrittlichen
lateinamerikanischen Regierungen ist es gelungen, die Produktionsstruktur zu verwandeln: da sie von dem Export
ihrer Rohstoffe abhdngig blieben, sind sie nun den Stiirmen des Weltmarktes ausgeliefert.“ (Lambert) Edgardo
Lander beschreibt ,,die Implosion Petro-Venezuelas“. Linera hebt hervor: ,, Wir miissen uns auch als fdhig erweisen,
die Wirtschaft zu managen. “ Lambert zitiert: ,, Es gibt mehrere Weisen, den Lebensstandard der Leute zu erh6hen. Was
wir in Brasilien gemacht haben, war, den Konsum zu steigern, was ihre Unterwerfung unter der Logik des Marktes
erhohte. Auf diese Weise fordert man kein politisches Bewusstsein. Es wére zweckmdBiger gewesen, die offentlichen
Dienstleistungen auszubauen.

,» Die grdfiten Herausforderungen fiir eine Erneuerung der Linken in Lateinamerika“ liegen nach Eduardo Gudynas
,»1in der engen Verbindung zwischen sozialer und Umweltgerechtigkeit. “ Linera warnt vor einer ,,kolonialen
Umweltschutzmentalitdt“ und merkt an: ,, Dem ,, Extraktivismus“ entkommen? Ja, das kann man ohne Zweifel. Aber
nicht durch Riickkehr zum Steinzeitalter. ¢

In ,, Fiinf Lektionen aus Zentralamerika fiir den kolumbianischen Friedensprozess“ verarbeitet Hector Perla die
Erfahrungen von Guatemala, Nicaragua und El Salvador: ,, Frieden beendet die Armut nicht“ - ,, Ende des Krieges
bedeutet nicht Ende der Gewalt“ - ,, Die Vereinigten Staaten finanzieren den Krieg, aber nicht den Frieden. “

Unsere Hochachtung gilt den Menschen in Lateinamerika, die seit Generationen gegen die herrschenden Eliten, gegen
Landraub, extreme Ausbeutung, Ermordung von Aktivisten, bewaffnete Interventionen der USA Widerstand leisten.
Thr Kampf richtet ebenfalls gegen Konzerne, die Ressourcen pliindern und dabei die Umwelt zerstéren (Chevron in

Ecuador) und an dem Staat vorbei ihre Gewinne in Steueroasen sichern (S. Antrag von Ecuador gegen Steueroasen an
die UNO). ,,Eine Revolution ist Hoffnung in Bewegung. Wir haben viel geschafft. Aber das reicht nicht. Die Schlacht

um die Hegemonie ist wieder entscheidend geworden. “ meint Linera.

Wir berichten auch iiber den Widerstand von Tansania gegen das geplante Wirtschaftsabkommen mit der EU, tiber
die breite Ablehnung von CETA; Norman Paech betont, das zentrale Ziel von TTIP und CETA sei ,,die atlantische
Dominanz gegentiber den drohenden Machtverschiebungen in der Welt zu sichern. “

Wir fordern ,, Kein schmutziger Deal mit der Tiirkei auf Kosten von Menschenrechten, Demokratie und Frieden! “.
Wir laden ein, an der Demonstration ,,Die Waffen nieder* in Berlin am 8. Oktober teilzunehmen.

Seit Anfang 2015 gibt es unsere ,,SiG-Werkstatt“: Zusatzmaterialien zu den SiG-Themen, aktuelle Meldungen und Artikel findet
man in der SiG-Werkstatt fiir Nr.121. In der SiG-Werkstatt fiir Nr.122 befinden sich Materialien fiir die ndchste SiG-Ausgabe.
Die meisten Fotos sind aus der lateinamerikanischen Seite http://www.albamovimientos.org entnommen.

Der Rundbrief ”Sand im Getriebe” ist ein Medium fiir Menschen, die eine Welt jenseits der neoliberalen Globalisierung
- verwirklichen wollen. Er gibt Texten von Autorinnen und Autoren unterschiedlicher Gesinnung einen gemeinsamen Ort.
Die enthaltenen Positionen sind nicht notwendigerweise solche der ATTAC-Bewegung.
Wir bedanken uns fiir die Artikelvorschldge und fiir die Ubersetzungen durch die ehrenamtlichen MitarbeiterInnen von
coorditrad! Coorditrad braucht noch Unterstiitzung! www.coorditrad.attac.org
samd; I;lEh'lEhE Gedruckte Exemplare von ”Sand im Getriebe” zum Selbstkostenpreis (1,50 €). Bestellung in Deutschland per Mail
an sig-abo@gmx.de. Rechnungsbetrag (inkl. Porto) einer Lieferung: 1 Heft: 3 €, 2 Hefte: 4,50 €, 3 Hefte: 6 €,
ab 10 Hefte: 1,50 € pro Heft Bis zur Nr. 112: pro Heft 1€ + Porto; portofrei ab 5 Heften Abonnement: 15 € fiir 6 Ausgaben.

Redaktion: Marie-D. Vernhes und Peter Strotmann (Attac Deutschland) - An dieser Nummer haben mitgewirkt: Sabine Gondro, Werner Horch
(Attac Deutschland), aber auch viele Attacies und Engagierte, die uns gewollt oder ungewollt Tips, Anregungen gegeben haben.
Danke an Mathias Mittergeber und Barbara Waschmann (Attac Osterreich) fiir die online-Fassung. ViSPR: Peter Strotmann
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Aufruf an die demokratische Offentlichkeit, die Regierungen in Europa und die Européische Union:

Kein schmutziger Deal mit der Turkei auf Kosten
von Menschenrechten, Demokratie und Frieden!
Demokratische Werte wahren!

Der Deal zwischen der EU und dem Erdogan-Regime wider-
spricht sdmtlichen demokratischen Werten. Diese Werte gilt
es zu schiitzen und daher dem Abkommen zwischen der EU
und der Tiirkei eine Absage zu erteilen.

Die Tiirkei wird autoritar regiert!

Seit Erdogans konservative AKP bei dem Wahlen im vergan-
genen Jahr die absolute Mehrheit verfehlte, lauft das Land
Gefahr geradewegs auf eine Diktatur zuzusteuern. Das Re-
gime beschonigt diesen Kurs mit dem Begriff des Prasidial-
systems. Die Regierung fiihrt Krieg gegen die eigene Bevol-
kerung. Thre Armee legt ganze Stadtteile in den kurdischen
Gebieten in Schutt und Asche, totet hunderte Zivilisten und
generiert Hunderttausende Binnenfliichtlinge. Kritiker dieser
Politik werden nicht geduldet und als Terroristen bezeichnet.
Mit der jiingsten Aufhebung der Immunitidt von Abgeordne-
ten, mehrheitlich der pluralistischen und progressiven Partei
der Demokratie der Volker (HDP), wird das Votum von tiber
6 Millionen Wahlern fiir nichtig erklart. Ausgrenzung, Kri-
minalisierung und militdrische Gewalt beherrschen das
Land. Ein solches Land kann kein Partner fiir Europa sein!

Der Deal verstoflt gegen die Europaische Menschen-
rechtskonvention

Der EU-Tiirkei-Deal hebelt faktisch das individuelle Recht
auf Asyl aus. Fliichtlinge kdnnen nun in einzelnen Féllen so-
gar ohne Priifung ihrer Asylgriinde in die Tiirkei abgescho-
ben werden, wenn sie tiber diese nach Europa gelangt sind.
Dies verstoSt nicht nur gegen die Europdische Menschen-
rechtskonvention, sondern wird die Situation nur noch ver-
schlimmern und zu mehr Toten im Mittelmeer fithren, su-
chen die Menschen nun doch nach anderen - noch geféhrli-
cheren - Fluchtwegen nach Europa, z.B. iiber Libyen.
Genauso wenig ist ein tatsdchlicher Schutz fiir Fliichtlinge in
der Tiirkei zu erwarten. Die Tiirkei hat die Genfer Fliicht-
lingskonvention, eine humanitére internationale Errungen-
schaft, nur unter Vorbehalt ratifiziert. Die Fliichtlinge sind zu
grofen Teilen staatlicher Willkiir ausgesetzt. Ihre Rechte auf
menschliche Grundbediirfnisse wie Nahrung, Unterkunft,
Gesundheitsversorgung und Bildung sind im Moment noch
nicht ausreichend gewahrleistet. Menschenrechtsorganisatio-
nen berichten zudem {iber Abschiebungen von Fliichtlingen
zuriick nach Syrien. Somit stellt das Abkommen zwischen
der EU und der Tiirkei eine Verletzung europédischen sowie
internationalen Rechts dar.

Die Tiirkei vertieft das Chaos im Mittleren Osten!

Die Tiirkei wird durch das Abkommen in ihrer repressiven,
autoritdren und kriegerischen Haltung gestérkt. Eine politi-
sche Losung der kurdischen Frage und dem damit verbunde-
nen Demokratisierungsprozess sind ad acta gelegt worden,
Krieg beherrscht den Alltag in den kurdischen Gebieten . Im-
mer wieder kommt es zu grenziiberschreitenden Angriffen
der tiirkischen Armee auf die Nachbarstaaten. Eine Unter-

stiitzung jihadistischer Terrororganisationen durch die Tiirkei
ist vielfaltig belegt und dokumentiert. Die autonome Verwal-
tung von Rojava in Nordsyrien ist dem tiirkischen Staat da-
bei ein besonderer Dorn im Auge. Fiir ihre Politik nimmt die
Tiirkei sdmtliche Verletzungen international giiltigen Rechts
in Kauf.

Dieser Deal wird die Fliichtlingsfrage nicht losen!

Die Haltung und der Kurs der Tiirkei 16sen die Fliichtlings-
frage nicht. Im Gegenteil, neue Krisenherde in der Region
kommen hinzu, bestehende werden verscharft. Neue Flucht-
ursachen und Fliichtlinge sind die Folge. Hierbei diirfen die
europdischen Regierungen nicht mitmachen!

Statt Kriege und Terror im Mittleren Osten, Demokratie
und Toleranz fordern!

Geopolitische und wirtschaftliche Interessen diirfen nicht
fiihrend sein, wenn es um globale Werte wie Demokratie und
Menschenrechte geht. Diese gilt es zu verteidigen. Ein Ab-
kommen mit despotischen Systemen ist inakzeptabel, genau-
so wie die Lieferungen von Geld und Waffen in die Region!

Schluss mit dem schmutzigen Deal mit der Tiirkei! Keine
Mitschuld auf sich biirden!

Unterstiitzt diese demokratischen Forderungen an die
Regierungen in Europa und die Européaische Union mit
Eurer Unterschrift:

1. Schluss mit dem schmutzigen Deal mit der Tiir-
kei! Schluss mit Geld- und Waffenlieferungen so-
wie sonstiger logistischer und militarischer Hilfe
fiir das Erdogan-Regime!

2. Statt des Versprechens eines baldigen EU-Beitritts
muss diplomatischer Druck auf die tiirkische Regie-
rung ausgeiibt werden. Staatsterror und Krieg miis-
sen endlich beendet und Demokratie und Frieden
etablieren werden!

3. Schluss mit der im Interesse der Tiirkei liegenden
Repression gegen Organisationen aus der Tiirkei
und Kurdistan in Europa! Nehmt die PKK, die
im Nahen Osten eine plurale und diverse Gesell-
schaft u.a. gegen den IS verteidigt, von der Ter-
rorliste der EU. Schluss mit dem PKK-Verbot in
Deutschland!

4. Konsequente Einhaltung der UN-Menschen-
rechts- und Genfer Fliichtlingskonvention! Men-
schenwiirdige Unterstiitzung fiir Fliichtlinge, die
ihre Heimat verlassen mussten!

5. Sicherstellung eines humanitiren Korridors nach
Rojava und ebenso einer freien Einreisemoglich-
keit fiir Menschen, die nach Rojava zuriickkeh-
ren mochten!

Wir brechen das Schweigen und erheben unsere Stimmen bis
wir gehort werden!

Aufruf: https:/modirtydeal.net/ (Unterschrift sehr willkommen! Erstunterzeichner: https://nodirtydeal.net/initiators/ )
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Alvaro Garcia Linera, Vizeprasident Boliviens

Sieben Lektionen fur die Linke

Revolutionen haben weniger Ahnlichkeit
mit endlosen Rolltreppen als mit Wellen,
die sich am Ufer brechen. Sie entstehen,
rollen vorwarts, scheinen in ihrer Bewe-
gung unterbrochen und fallen dann in sich
zusammen, bevor sie sich wieder erheben.
Die Phasen dieser unaufhorlichen Bewe-
gung sind abhédngig von der Kraft der
Volksbewegungen, die die Zukunft unse-
res Kontinents bestimmen werden. Die
progressiven Kréfte sehen sich jedoch
verschiedenen Spannungen gegentiiber,
die iiberwunden werden miissen. Sieben
davon méchte ich benennen.

1.

Die erste Schwierigkeit betrifft die Demo-
kratie, die unsere politische Familie lange
Zeit als eine unbequeme Briicke zwischen
der gegenwartigen Gesellschaft und dem
Sozialismus begriff. Die lateinamerikani-
sche Linke bewies, dass diese Sichtweise
falsch war: Die Demokratie bietet uns
nicht nur eine Verfahrensweise, sondern
auch den notwendigen Raum fiir den
gesellschaftlichen Wandel. Die regiona-
len Revolutionsprozesse der letzten Jahre
sind entstanden durch die Starkung der
Fahigkeiten zur autonomen Organisation
der Gesellschaft, durch die Forderung ih-
rer Beteiligung und ihres Engagements
fiir die Regelung kollektiver Angelegen-
heiten. Das ist kein Zufall.

Diese Auffassung von Demokratie als
Raum fiir die Revolution bringt es jedoch
mit sich, dass sie neu erfunden werden
muss. Es geht nicht darum, sich mit einem
fossilen, aus den Landern des Nordens
stammenden Begriff zufriedenzugeben.
Nein: Die Demokratie, die wir in Latein-
amerika neu erfinden, ist eine plebejische
Demokratie, eine Demokratie der Stra-
Be. Im Grunde zeichnet sich der echte So-
zialismus durch die absolute Radikalisie-
rung der Demokratie aus: in den Zentren
der Arbeit, in der Exekutive und im Parla-
ment, im tdglichen Leben. Ohne diesen
Prozess wird jedweder Kampf zur Verbes-
serung der Welt, ob er mittels der Urnen
oder der Waffen gefiihrt wird, zwischen
Reformismus und Opportunismus hin und
her schwanken.

2.

Eine weitere Frage, die auftaucht und so
alt ist wie die Linke selbst: Miissen wir
die Macht ergreifen oder miissen wir

eine neue, ganz andere aufbauen? Wir

von der alten Schule glaubten immer,
dass es unser Ziel war, die Macht zu er-
greifen. Wir vergallen dabei manchmal,
dass jeder Staat, wie demokratisch er
auch sei, sich als Monopol des Gemein-
samen, des Universellen, konstituiert.
Sich dieses Monopols, so wie es sich
konstituierte, zu bemdchtigen, hiee nun
aber, eine Biirokratie durch eine andere
Zu ersetzen.

Bedeutet dies, dass darauf verzichtet
werden sollte, die Macht zu ergreifen?
Manche haben diese Idee verteidigt. Sie
zogen sich in kleine Gemeinschaften zu-
riick und wollten den Sozialismus in
kleinem MalSstab aufbauen; sie konzen-
trierten sich auf den Kampf gegen Junk-
food, bildeten nichtkommerzielle Tau-
schringe usw. Aber sie vergallen etwas:
Die Macht verschwindet nicht, nur
weil man an ihrem Rand bleibt. Sie
bleibt bestehen — monopolisiert von den
immergleichen Oligarchien.

Die Schwierigkeit liegt theoretisch dar-
in, dass der Staat nicht nur auf materiel-
ler Ebene existiert. Er bildet sich natiir-
lich um eine Reihe von Institutionen,
Normen und Verfahren herum. Aber er
strukturiert auch die Beziehung zwi-
schen den Menschen. Er bestimmt die
Art und Weise, in der wir kollektiv all
das wahrnehmen, was uns mit anderen
verbindet: StrafSen, Bildung, Handel,
Gesundheitsbelange wie auch rationale
und moralische Uberlegungen.

Wenn der Staat auf diese Weise die Vor-
gaben bestimmt, nach denen wir unser
Leben fiihren und uns als Mitglieder ein
und derselben historischen Gemein-
schaft fiithlen, auch wenn wir 100 Kilo-
meter voneinander entfernt leben, dann
ist klar, dass wir uns seiner beméchtigen
miissen! Wie konnte die revolutionére
Linke auf ein solches Instrument ver-
zichten? Das heift jedoch nicht, dass sie
sich damit begniigen miisste, die Macht
zu ergreifen. Sie muss sie transformie-
ren und die Beschlussfassung demokra-
tisieren. Sonst lasst die Linke eine neue
Elite entstehen, die das Verhalten der
vorherigen fortfiihrt.

3.

Es erhebt sich drittens die Frage nach
der Eroberung der Hegemonie, ver-
standen als intellektuelle, moralische,
ethische, rationale und organisatorische
Vorherrschaft einer bestimmten sozialen
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Gruppe gegeniiber dem Rest der Gesell-
schaft. Jede Transformation des Krafte-
verhéltnisses innerhalb des Staates erfor-
dert eine vorherige Verdnderung der Para-
meter der rationalen Wahrnehmung der
Gesellschaft, der Art und Weise, wie jeder
Einzelne die Welt, einschlieflich der mo-
ralischen Ebene, sieht.

Vor den 2000er-Jahren lief alles bestens in
der besten aller Welten. Die Privatisierung
der natiirlichen Ressourcen wiirde den
Wohlstand aller garantieren, versprach
man uns. Diese Uberzeugung regelte das
tdagliche Leben; sie bestimmte die Ambi-
tionen jedes Einzelnen.

Stiick fiir Stiick ist dieses intellektuelle
Konstrukt untragbar geworden. Es war
nicht mehr glaubhaft, weil es nicht mehr
der Welt entsprach, wie sie von den Men-
schen wahrgenommen wurde. All diese
Ideen, die die tdgliche Organisation des
Alltags bestimmten, wurden in Zweifel
gezogen. Dieser symbolische Bruch, der
den ,,gesunden Menschenverstand“ veran-
derte, fithrte dazu, dass die Menschen
neuen Entwiirfen gegeniiber aufgeschlos-
sen wurden. Da erschienen Hugo Chéavez
in Venezuela, Rafael Correa in Ecuador,
Luis Inécio Lula da Silva in Brasilien und
Evo Morales in Bolivien. Sie fielen nicht
vom Himmel, sondern erschienen inmit-
ten der Unruhe.

Die kulturellen Parameter zu verdndern
reicht aber nicht: Friither oder spater muss
dieser Prozess dazu fiihren, die Feuerpro-
be zu bestehen, den Feind zu vernichten,
damit die neue Hegemonie verbreitet und
gefestigt werden kann.

Wo stehen wir heute? Im Laufe der letzten
Jahre hat eine intensive kollektive Debatte
ein Biindel revolutiondrer Ideen in kon-
krete Kraft verwandelt. Doch jetzt sind
wir in eine Phase extrem gefahrlicher Sta-
gnation eingetreten. Wir miissen den
Krieg der Ideen wiederbeleben; wir
konnen es uns nicht erlauben, die Fahne
der Hoffnung zu verlieren. Eine Revolu-
tion ist Hoffnung in Bewegung. Wir ha-
ben viel geschafft. Aber das reicht nicht.
Die Schlacht um die Hegemonie ist wie-
der entscheidend geworden.

In vielen Lédndern Lateinamerikas, in de-
nen wir Universititen, Gewerkschaften
und Verbanden angehoéren, mussten wir
die Regierungsgeschifte in die Hand neh-
men. Das war unerldsslich, fithrte aber
dazu, dass wir unsere Nachhut aufgaben.
Darauf miissen wir uns wieder konzen-
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trieren. Uns erinnern, dass ein Gewerk-
schaftsfiihrer an der Spitze seines Ver-
bands genauso viel zahlt wie ein Minister.
Wir geben die soziale Front nicht auf.
In Bolivien haben wir diesen Irrtum be-
gangen. Und eben dort versucht die Rech-
te sich zu reorganisieren.

4.

Néchste Schwierigkeit: Wenn wir in der
Opposition sind, ist es das Wichtigste,
Ideen zu produzieren, die Hoffnung ge-
ben, und sie mit Leben zu erfiillen. Wenn
wir dann an der Macht sind, bleibt all dies
zwar notwendig, aber wir miissen uns
auch als fahig erweisen, die Wirtschaft
zu managen. Die Antwort der lateiname-
rikanischen Revolutiondre auf diese Her-
ausforderung wird schicksalbestimmend
sein.

Die heroischen Zeiten der Mobilisierung
dauern nicht ewig. Sie beinhalten Peri-
oden der Verlangsamung, die Wochen,
Monate und Jahre dauern kénnen. In sol-
chen Augenblicken sorgen wir uns von
Tag zu Tag um konkrete Ergebnisse; dann
sagen die Menschen zu den politischen
Fiihrern: ,,Ich habe viel erduldet. Ich
habe mich aufgeopfert. Aber auch ich
mdchte die Friichte dieser Revolution
ernten. Wo ist mein Trinkwasser, meine
Schule, mein Krankenhaus?“ Gerade in
solchen Augenblicken miissen wir die an-
dere Seite des Revolutionérs zeigen, die
des guten Managers. Wir miissen uns die-
ser Forderung in der jetzt kommenden
Ubergangszeit gewachsen zeigen.

5.

Eine fiinfte Problematik unserer revolutio-
ndren Prozesse stellt das wirtschaftliche
und soziale Wohlergehen der Bewahrung
von Mutter Erde gegentiber. Es geht um
die berithmte Debatte iiber den in Latein-
amerika verbreiteten ,,Extraktivismus*.
Ecuador, Venezuela und Bolivien tragen
schwer an diesem Erbe. Im Falle von Bo-
livien geht alles auf das Jahr 1570 zurtick,
als der Vizekonig Francisco de Toledo auf
dem Cerro Rico, einem Berg tiber der
Stadt Potosi, die Zwangsarbeit einfiihrte.
Bolivien wurde somit zu einem Produzen-
ten von Rohstoffen fiir das Mutterland.
Seit 450 Jahren zwingt die internationale
Arbeitsteilung dem Land, wie auch dem
restlichen Lateinamerika, diese Rolle auf,

doch Kennzeichen unserer Gesellschaf-
ten sind auch Rekordquoten bei Armut
und Ungleichheit sowie materielle Not
unserer Bevolkerungen, die ihrem
Schicksal iiberlassen wurden.

Was ist also zu tun? Wenn wir produzie-
ren, um unsere materiellen Bediirfnisse
zu befriedigen, erzielen wir gute wirt-
schaftliche Erfolge, verraten aber unser
indigenes Erbe, das unsere Vision von
der Zukunft ndhrt. Wir kénnen uns aber
auch nicht damit begniigen, die Baume
zu schiitzen, und unsere Bevolkerung im
Elend belassen — denn die Lebensbedin-
gungen der indigenen Volker haben so
gar nichts Idyllisches: Wir sprechen hier
von einer in den letzten 500 Jahren in-
folge des Kolonialismus entstandenen
Armut. Dazu 14dt uns aber die von mir
so genannte koloniale Umweltschutz-
mentalitat ein, die uns sagt: ,,Liebe La-
teinamerikaner, hort auf, von Fortschritt
zu trdumen. Wenn ihr etwas fiir die
Menschheit tun wollt, widmet euch der
Pflege der Bdume. Wir im Norden kiim-
mern uns schon darum, sie zu zerstéren
und Kohlendioxid zu produzieren und in
der ganzen Welt zu verteilen. “ Mit ande-
ren Worten: Die Lander des Siidens sol-
len den Umwelt-Mehrwert durch Ab-
bruch ihrer Entwicklung und Verzicht
auf ihre Zukunft finanzieren.

Manche Genossen im Altiplano leben in
Hiusern aus Stein; sie miissen fiinf Stun-
den zur nachstgelegenen Schule laufen,
aus Mangel an Nahrung schlafen sie den
ganzen Tag lang. Erkldre mir mal einer:
Kann man unter solchen Bedingungen
eine verniinftige Wirtschaft aufbauen?
Dem ,,Extraktivismus* entkommen?
Ja, das kann man ohne Zweifel. Aber
nicht durch Riickkehr zum Steinzeit-
alter. Der Ubergang schlieRt die Nut-
zung unserer natlirlichen Ressourcen
ein, damit die — kulturellen, politischen
und materiellen — Bedingungen geschaf-
fen werden konnen, die der Bevolkerung
ermoglichen, zu einem anderen Wirt-
schaftsmodell iiberzugehen.

6.

Eine solche Logik gehe dieser Linken
ab, lautet die Kritik an einigen progressi-
ven lateinamerikanischen Regierungen,
denen vorgeworfen wird, den Kommu-
nismus nicht in ein paar Wochen aufge-
baut zu haben. Beim morgendlichen Fit-

nessprogramm oder in grof$ziigig vom
Ausland finanzierten Seminaren verspot-
ten sie unsere Unféahigkeit, den Weltmarkt
zu kontrollieren oder von heute auf mor-
gen (und per Dekret) das ,,gute Leben“
einzufiihren. Solche Wortradikalen spie-
len die Rolle der niitzlichen Idioten des
Neoliberalismus, indem sie ihr Liedchen
vom unvermeidlichen Scheitern der Revo-
lutionen anstimmen. Sie schlagen keine
konkreten MaRnahmen vor, sie formulie-
ren keinen einzigen Vorschlag, der bei den
sozialen Bewegungen Anklang fande oder
fahig ware, die revolutiondren Dynamiken
voranzutreiben. MittelmaRige Wortfiihrer
der neuen imperialen Offensive, die sie
sind, stellen sie ihre Pseudoradikalitét in
den Dienst der Herrschenden, deren einzi-
ges Ziel es ist, uns scheitern zu sehen.

7.

Letztes Problem: der Staat.

Auf internationaler Ebene hatte der Neoli-
beralismus zwei grofle Phasen.

Die erste geht zuriick auf die 1980er-Jahre
mit der Machtiibernahme Ronald Reagans
in den USA und Margaret Thatchers in
GroRbritannien. Sie dauert ungefahr bis
2005. In dieser Zeitspanne benutzt der
Neoliberalismus den Staat dazu, das
Volksvermogen zu privatisieren und den
Staat ideologisch zu legitimieren.

Jetzt sind wir in einer zweiten Phase. Die
Nationalstaaten sind fiir die Neoliberalen
nicht mehr niitzlich und sie wollen sie
zerschlagen. Im Prinzip dadurch, dass sie
die Bildung und Mobilisierung politischer
Oppositionen férdern und Bereiche bil-
den, in denen der Staat nicht mehr souve-
ran ist (autonome Regionen, besetzte Ge-
biete usw.). Und des Weiteren durch
Schwichung der Haushalts- und Finanz-
hoheit der Staaten, zum Beispiel durch
einen Verschuldungsmechanismus, wie
man in Griechenland sehen kann. Also
muss die — in den Dienst einer neuen so-
zialen Gruppe gestellte — Verteidigung des
Staates zu einer Prioritit der Linken wer-
den.
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Renaud Lambert

Lateinamerika - warum sind die progressiven
Krafte ins Stocken geraten?

Heftige Niederlage in Venezuela, Rechtsruck in Argentinien, Wirtschafts- und politische Krise in Brasilien, Demonstrationen
in den Strallen Ecuadors; die Linke in Lateinamerika hat es schwer. Washingtons Interventionen kénnen eine derartige
Flaute nicht vollstindig erkldren. Die progressiven Krdfte von der Karibik bis nach Feuerland sehen sich erneut mit ihren
alten Geistern konfrontiert. - Renaud Lambert ist Mitglied der franzésischen Redaktion von Le Monde Diplomatique.

Auf der Fahrt von der Autobahn in die Stadt
zieht ein riesiges Graffiti den Blick auf
sich: ,,Die Krise der Banker wollen wir
nicht bezahlen“. Ist dieser Spruch seit eini-
gen Jahren in den meisten europdischen
Grolstadten zwar schon Standard, erstaunt
er hier doch umso mehr. Wir sind in Rio de
Janeiro, wo vor erst zwei Jahren die Party
noch in vollem Gange war.

Im Maérz 2013 schien sich die zweispurige
StralBe noch ihren Weg durch einen Wald
aus Krénen bahnen zu miissen. Die allge-
meine Stimmung in diesen Jahren hatte
kurz zuvor die britische Wochenzeitschrift
,»,The Economist“ zu einem Aufsehen erre-
genden Titelblatt inspiriert: Die Statue von
Christus dem Erldser hob, auf nebeligen
Hintergrund, inmitten der tobenden Finanz-
krise vom Gipfel des Corcovado ab. ,, Bra-
silien hebt ab“, titelte das Magazin und
widmete dem ,,schénsten lateinamerikani-
schen Erfolg“ vierzehn Seiten ihrer Ausga-
be (14. November 2009). Die europdische
Linke, nicht in der Lage, einen Vorteil aus
dem liberalen Debakel zu ziehen, richtete
damals auf der Suche nach Hoffnung ihren
Blick jenseits des Atlantik. Gaben die Erfol-
ge des ,, lateinamerikanischen Versuchsla-
bors“ (...) nicht Grund zur Annahme, man
konne sich selbst ebenso siegessicher wah-
nen?

Infolge eines internationalen wirtschaftli-
chen Abschwunges, der vorrangig die Wirt-
schaften Siidamerikas getroffen hat, hat sich
das Bild verdiistert. Erinnern wir uns. Am

6. November 2013 hielt der ecuadoriani-
sche Prasident Rafael Correa im Rahmen
einer Konferenz an der Sorbonne in Paris
eine gnadenlose Anklagerede gegen den Li-
beralismus. Ein Jahr spéter unterschrieb er
ein Freihandelsabkommen mit der EU (a)

Trotz ihrer Schwierigkeiten hatte die ,,Boli-
varische Revolution“ sich immer durch ihre
Entschlossenheit ausgezeichnet, die Le-
bensbedingungen der Venezolaner zu ver-
bessern. Am 26. Januar 2015 erklarte ein
Dokument der sehr neutralen Wirtschafts-
kommission fiir Lateinamerika und die Ka-
ribik CEPALC, dass zwischen 2012 und
2013 die Armutsrate im Land von 25,4%
auf 32,1% gestiegen sei.

Im Rahmen der Kampagne um die Prési-
dentschaftswahlen im Oktober 2014 hatte
eine Aussage der damaligen Kandidatin in
Folge, Dilma Roussef, in einer Fernsehde-

batte einen bleibenden Eindruck hinterlas-
sen. Sie warf ihrem Gegner, Aécio Neves,
von der Sozialdemokratischen Partei Brasi-
liens (PSD, rechts) eine Vorliebe fiir den
Aderlass vor und dullerte: , Alles was Sie
kénnen, ist beschneiden, beschneiden, be-
schneiden!“ (14.0ktober 2014). Weniger
als ein Jahr spater pladierte sie fiir den
»sauren Apfel“ der Austeritdtspolitik und
beschnitt damit die sozialen Programme,
die sie selbst zu verteidigen versprochen
hatte. (O Estado von S.Paulo, 9. September 2015)

Wahrend Kuba, in der Region das Symbol
fiir den Kampf gegen den Imperialismus,
einen ,,Rat fiir Wirtschaftsangelegenheiten
eingerichtet hat, der mit der Handelskam-
mer der USA partnerschaftlich zusammen-
arbeiten soll, wurden die Perénisten in der
zweiten Runde der Prasidentschaftswahlen
in Argentinien im November 2015 besiegt,
und das einen Monat vor der heftigen Nie-
derlage des chavistischen Lagers bei der
Parlamentswahl in Venezuela. In Brasilien
und Ecuador geht man auf die StralRe, um
die Auflosung der dank méchtiger sozialer
Bewegungen gewdhlten Regierungen zu
fordern.

,Jede linke Partei, die an die
Macht kommt, gerit in Gefahr.«

,» Gestern noch war Lateinamerika eine
Quelle der Inspiration fiir die europdische
Linke. Seitdem jedoch die gleiche Austeri-
tdtspolitik wie in Europa verfolgt wird, hat
sich das ins Gegenteil gewandt“, erklart
Guilherme Bouros, Leiter der Bewegung
der obdachlosen Arbeiter (Movimento dos
Trabalhadores Sem Teto — MTST). Er fahrt
fort: ,, Viele Menschen hier erwdgen die
Notwendigkeit, eine brasilianische Version
von Podemos ins Leben zu rufen. “ Wird
also die spanische Partei, die selbst mit
Blick auf den Erfolgs der lateinamerikani-
schen Linken gegriindet wurde, in der sel-
ben Region zum Vorbild erhoben, aus der
sie einst selbst ihre Inspiration zog? Es
scheint fast, als haben die progressiven
Gruppen ihre Orientierung verloren.

Sind wir jetzt also dazu verurteilt, der Hoff-
nung auf der ganzen Welt hinterherzujagen,
auf die Gefahr hin, uns immer wieder im
Kreise zu drehen? Vielleicht ja, wenn wir
davon ausgehen, dass die rituelle Anprange-
rung des Verrates und des ,,Fahnchen-in—
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den—Wind-Héngens* ausreicht, um die
Schwierigkeiten der Linken an der Regie-
rung zu analysieren. Andernfalls verliert
das in unseren Kolumnen ausfiihrlich analy-
sierte ,lateinamerikanische Versuchslabor*
nicht an Bedeutung, nur weil es Schwierig-
keiten damit hat, neue Erfolge aufzuzeich-
nen. Der Versuch, die Spannungen, die es
durchléuft, zu erkennen, kann sich hier als
sehr lehrreich herausstellen.

Unvorstellbar, wiirde man meinen. Weder
die Geschichte noch die Fithrungsspitzen
oder die politischen Ziele der Lander in der
Region dhneln sich. Wie soll man also das
Brasilien von Luiz Inacio Lula da Silva,
darum besorgt, sowohl die Banker als auch
die Armen zufrieden zu stellen, mit dem Ve-
nezuela von Hugo Chavez vergleichen, ent-
schlossen, den ,,Sozialismus des 21ten Jahr-
hunderts“ aufzubauen? Dem Einwand ist
zuzustimmen, jedoch sind die linken Kréfte
- vom bolivianischen Altiplano zu Frank-
reich 1981, von der venezolanischen Kari-
bik bis zu den USA des New Deal - immer
wieder auf dhnliche Probleme gestoRen.

,Jedes Mal, wenn eine linke Partei an die
Macht kommt, gerit sie in Gefahr“, hat
Lula da Silva kiirzlich festgestellt.

Der Weg iiber die Urne bietet dem bewaff-
neten Weg gegentiber wertvolle, entschei-
dende Vorteile, angefangen bei der geringe-
ren Wahrscheinlichkeit, noch vor Beginn
der Revolution ermordet, gefangen genom-
men oder gefoltert zu werden. Er birgt aller-
dings auch gewisse Zwénge in sich.

Fiihrende Mitglieder der Arbeiterpartei von
Frau Roussef und Herrn Lula de Silva, die
ab 2003 an der Regierung war, wechselten
nicht nur in die Regierung und in verschie-
denen Ministerien, sondern auch auf lokaler
Ebene. Im Jahr 2000 bildeten sie 187 Ge-
meindevertretungen, 2008 bereits 559, drei-
mal so viele. Sicher hat die Partei neue akti-
ven Mitglieder gewonnen, aber in einem
Kontext, in dem deren Ausbildung ,,nach
und nach in der Behandlung praktischer
Themen verkiimmert wie zum Beispiel: Wie
verwaltet man ein Mandat? Wie macht man
Gesetze? Wie kommuniziert man iiber seine
Offentliche Politik?“, &lert sich Valter Po-
mar von der Arbeiterpartei traurig (3). Die
Konsequenz, so Marco Aurélio Garcia,
Sonderberater des brasilianischen Prasiden-
ten tiber internationale Angelegenheiten:

,» Wir haben den Kontakt zur Gesellschaft
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verloren, wir haben aufgehért, nachzuden-
ken und wir sind biirokratisch geworden. “
(4) Kurz und gut, die Arbeiterpartei schafft
es nicht mehr zu mobilisieren, vor allem
nicht die Jugend, die die grofen Kampfe
der Partei vor der Ubernahme der Regie-
rung gar nicht miterlebt hat.

Genau wie der bolivianische Vizeprasident
(vgl. ,,Sieben Lektionen fiir die Linke*), ist
sich auch der ecuadorianische Président
Rafael Correa offensichtlich dieser Schwie-
rigkeiten bewusst. Wiahrend die Rechte ihre
Gegenoffensive plante, hat er einem seiner
engen Vertrauten, dem Auflenminister Ri-
cardo Patifio, die Mission anvertraut, in sei-
ner Bewegung, Alianza Pais, die ,, Basis zu
stdrken . Das Ziel: ,, In zwei Stunden in der
Lage sein zu kénnen, die Plaza Grande zu
fiillen“, den groBen Versammlungsort der
ecuadorianischen Hauptstadt (El Universo,
16. Juli 2015).

Die militanten Kréfte sowie die sozialen
Bewegungen akzeptieren es jedoch eher,
der Treibriemen fiir die Machtigen zu sein,
solange diese ihre Kritiken tolerieren. Dazu
zeigt Herr Correa nicht immer groRe Bereit-
schaft. Ein Beispiel: 2013 setzt sich eine
Abgeordnetengruppe von Alianza Pais, mit
der Unterstiitzung vieler Aktivisten zum
Ziel, die Abtreibung im Rahmen eines neu-
en Strafgesetzbuches zu legalisieren. Der
Préasident, der dem Vorschlag gegeniiber ab-
lehnend eingestellt ist, erklart sogleich:

,» Wenn diese Art von Verrat und unfairem
Verhalten so weitergeht (...), werde ich mei-
nen Riicktritt einreichen.” (5) Die Abgeord-
neten nahmen ihr Anliegen zurtick.

Abgesehen davon, dass die Institutionalisie-
rung die politischen Fithrungskréfte von ih-
rer Basis entfernt, spaltet sie sie auch. Im
Friihling 2014 beklagte der amerikanische
Politologe Steve Ellner das Gewicht der ge-
wahlten Vertreter innerhalb der Vereinigten
Sozialistischen Partei Venezuelas: ,, Die sie-
ben Vizeprdsidenten der Partei, die die ver-
schiedenen Regionen reprdsentieren, sind
Gouverneure oder Mitglieder im Kabinett
von Prdsident Nicolds Maduro .“ (6) Im
Gegensatz zu dem Verfahren auf dem ersten
Kongress 2009 wurden 2014 die Delegier-
ten nicht von den aktiven Mitgliedern ge-
wahlt, vielmehr handelte es sich um Gou-
verneure, Biirgermeister und Abgeordnete.

Eine dhnliche Bilanz etwas weiter im Sii-
den. ,, Vor dem Aufstieg an die Regierung
spiegelte das Innenleben der Arbeiterpartei
die Widerspriiche zwischen verschiedenen
Strémungen und ihren strategischen Analy-
sen wider“, merkte Wirtschaftler Reinaldo
Gongalves an. ,,Seitdem haben die Gewdhl-
ten die Macht iibernommen. “ (7) Folglich,
vertraut uns Artur Henrique, ehemaliger
Prasident des bedeutendsten Gewerkschafs-
verbandes Brasiliens (CUT) an, verdndern
manchmal die Mandate die Aktivisten: ,,Im
Namen der ,,Regierbarkeit*“ des Landes,
erkldren sie uns nunmehr, man kénne dies

nicht machen, man kénne das nicht machen
....“ Wenn also aus der Taktik, die Wahlen
als Schritt zu einer Verdnderung der Welt
wahrzunehmen, die Strategie wird, seine
Uberzeugungen dem Wahlsieg anzupassen,
diinnt der politische Ehrgeiz aus. Es kommt
sogar manchmal soweit, dass er vollig ver-
loren geht; nun ,, stellt die Arbeiterpartei
mehr ein Hindernis als einen Trumpf dar*
(8), duRert sich bissig Jean Tible, einer der
Aktivisten in der Partei. Wére er zur glei-
chen Schlussfolgerung gekommen, wenn
seine Organisation es sich zur Aufgabe ge-
macht hétte, das politische System Brasili-
ens zu verdndern, um ,,die Demokratie zu
demokratisieren“? Das hat sie nicht im
Blick gehabt und es somit aufgegeben, der
Macht des Geldes, der Korruption und den
Lobbys den Kampf zu erklédren.

Die Schwierigkeiten auf dem demokrati-
schen Weg zum Sozialismus beschrédnken
sich allerdings nicht auf die perversen Aus-
wirkungen der Machtausiibung. Bei diesem
Vorgehen muss geklart werden, auf welche
Wahlergruppen man sich verlassen kann. In
Léndern, in denen Diktaturen die kommu-
nistischen Organisationen unterdriickt ha-
ben, wo der Neoliberalismus die seltenen
Arbeiterhochburgen zertriimmert hat und
die Medien in privater Hand bleiben, ist die
Atmosphére nicht réter als irgendwo an-
ders. (Anspielung auf den Film von Chris
Marker von 1977) Die Hoffnung, sich eine
mehrheitliche Wéhlerbasis aus den radika-
len Randgruppen der Bevolkerung zu schaf-
fen ist — zurzeit — nur Wunschtraum; darauf
zu verzichten heilit die Tiir des Pragmatis-
mus einen Spalt breit zu 6ffnen, ohne im-
mer zu wissen, wie weit sie sich 6ffnen
droht.

Wann hort man auf, mit den
Rechten zusammen zu regieren,
und beginnt, fiir sie zu regieren?

Erst einmal werden Biindnisse innerhalb
des fortschrittlichen Lagers gebildet. We-
der Chavez noch Correa sind aus einer be-
stehenden politischen Gruppierung hervor-
gegangen. In Zeiten politischer Krise wur-
den beide von heterogenen politischen Be-
wegungen getragen, deren Festigkeit weni-
ger auf einer wirklichen Anzahl beruhte, als
auf einer Gewissheit, und zwar: Die Wie-
dererlangung einer echten Demokratie war
fiir jede Komponente der Koalition eine
notwendige Voraussetzung zum Erreichen
ihrer Ziele. Die neuen, nach der Regie-
rungsiibernahme der Linken verabschiede-
ten Verfassungen Venezuelas, Ecuadors und
Boliviens spiegeln manchmal diese Ver-
schwommenheit wider. Indirekt lassen sich
gewisse bevorstehende Enttduschungen bei
formulierten Anspriichen wie z.B. der
Schutz der ,,Mutter Erde“ erahnen.

Dem bolivianischen Vizeprasidenten Alvaro
Garcia Linera zufolge sollen Zugestandnis-
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se an aullerhalb der Linken stehende Krifte
befristet bleiben und sich darauf beschrén-
ken, nur ,,einem Teil der Bediirfnisse des
Gegners entgegen zu kommen. “(9) Keine
Biindnisse mit den Rechten als solchen,
sondern nur mit gewissen Gesellschafts-
gruppen, die sie herkdémmlich vertreten: mit
einem Teil der Mittelschichten und gewis-
sen Randgruppen innerhalb des Unterneh-
mertums. Dadurch, dass sie bereit war, in-
nerhalb von Institutionen zu handeln, die
einschrankender wirkten, als das in Bolivi-
en der Fall war, hat die brasilianische Partei
der Arbeit (PT) den Rubicon iiberquert. Bei
ihrer Griindung 1980 war sie darauf stolz,
keinen Arbeitgeber zuzulassen; 2002
schloss sie ein Biindnis mit dem evangeli-
schen Unternehmenschef José Alencar, um
so die Prasidentschaftswahl zu gewinnen.
Sie schloss ebenfalls Biindnisse mit ver-
schiedenen konservativen Parteien, um eine
Regierung zu bilden.

Von einer Kompromissldsung zum faulen
Kompromiss gibt es keine deutliche Gren-
ze, sondern vielmehr eine Abstufung von
Tonen, deren Nuancen von jedem anders
gedeutet werden, je nachdem ob einer in-
nerhalb der Regierung sitzt oder in den so-
zialen Bewegungen aktiv ist. Wann hort
man also auf, mit den Rechten zusammen
zu regieren, und beginnt, fiir sie zu regie-
ren? In Brasilien z.B. hat Frau Rousseff
kiirzlich die Politik ihrer politischen Gegner
tibernommen. Denn die Verzichte hdufen
sich um so schneller an, als der Druck der
Waihler nicht nachldsst, wenn man eine
Wahl gewinnt. Die Brasilianer wahlen alle
zwei Jahre. Wenn ein Wahlkampf zu Ende
geht, beginnt gleich der Wirbel des néchs-
ten.

,»Man wirft uns vor, keine ,echten Demo-
kraten’ zu sein,“ sagt uns ein hoher Beam-
ter Ecuadors. ,, aber seit 2007 haben wir
zehn Wahlen gewonnen, im Schnitt mehr als
eine pro Jahr. Aber der Wahlkalender ist
nicht der gleiche wie der Kalender der
Politik, und ich muss zugestehen, dass wir
es ab und zu gerne hdtten, uns der Verwirk-
lichung unserer Programme zu widmen, an-
statt damit Wahlkampf zu machen. “ Eine
der Tugenden der Demokratie stellt gleich-
zeitig ihre grofte Herausforderung dar: Da
die Macht immer wieder aufs Spiel gesetzt
wird, bleibt sie ungesichert. Falls sie kon-
servativ genug ist, kann sich die Opposition
auf die Unterstiitzung der privaten Medien
und der Unternehmer verlassen. Wenn die
wirtschaftliche Lage es den Linken verbie-
tet, von den Hoffnungen zu reden, wére es
fiir die Rechte t6richt, dariiber zu schwei-
gen.

Wird sie sich der Bedeutung der sozialen
Fragen in der Bevolkerung bewusst, dann
schminkt sie sich auf einmal als die neue
Avantgarde. Herr Henrique Capriles, der
Anfiihrer der venezolanischen Rechte, der
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raffinierter ist als seine Putsch-Genossen,
erklérte in Le Monde vor beinahe zwei Jah-
ren seine neuen Uberzeugungen. Dieser
Sohn aus bestem Hause verneint jede Ver-
bindung nach rechts, obwohl er am geschei-
terten Putsch gegen Chavez von 2002 teil-
nahm. Hand aufs Herz behauptet er : ,, Der
Schliissel zum Wandel liegt in den barrios
[Elendsvierteln].“ Darum miisse man ,, auf
die herkbmmlichen Methoden des Aktivis-
mus zuriickgreifen, ndmlich das direkte Ge-
sprdch, das Hausieren, Versammlungen in
den Vierteln, die Ameisenarbeit" (3. April
2014).

Zusétzliche Schwierigkeit, wenn man sich
nur auf die Wahler stiitzen will: Der Geg-
ner, dessen Bediirfnisse zum Teil erfiillt
werden sollen, um die Worte des Herrn
Garcia Linera wieder aufzunehmen, besteht
nicht ausschlieflich aus konservativen
Kréften. Er verfestigt sich vielmehr in der
Beziehung eines jeden gegeniiber der Kon-
sumgesellschaft, einschlieflich bei den Lin-
ken. Auf die Frage, warum er sein Land
nicht noch radikaler verwandelt hatte, ant-
wortete der ehemalige Préasident Uruguays
José “Pepe” Mujica, ,, Weil die Leute iPho-
nes wollen!"(10) Dass man arm ist bedeutet
noch lange nicht, dass man revolutiondr sei.
Und nicht alle Revolutionédre traumen von
fieberhaften Vollversammlungen.

,»Jetzt, wo ich nicht mehr arm bin,
wahle ich rechts.«

So geschieht es, dass der steigende Lebens-
standard, der, zusammen mit der Demokra-
tisierungspolitik die Haupterrungenschaft
der lateinamerikanischen Linken darstellt,
gewisse Riickentwicklungen ermoglicht.
Am Vorabend der ersten Runde der argenti-
nischen Prasidentschaftswahl Oktober 2015
verbreiteten die fortschrittlichen sozialen
Netzwerke eine Grafik mit dem Titel ,,Ar-
gentiniens Wirtschaftszyklen“. Das Bild
zeigte die verschiedenen Stadien eines
Kreislaufs:

, 1. Die Rechte zerstort die Mittelschichten.
2. Die verarmten Mittelschichten stimmen
fiir eine Volksregierung.

3. Einmal ins Amt gewdhlt, verbessert diese
Regierung den Lebensstandard der Mittel-
schichten.

4. Die Mittelschichten glauben, sie gehéren
jetzt zur Oligarchie und wéhlen rechts.
Zuriick zum Ausgangspunkt.“

Und dieses Phdnomen betrifft nicht nur die
mittleren Schichten der Bevolkerung. Als
wir den Akademiker Armando Boito nach
den Griinden fragten, warum das Mobilisie-
rungsvermogen der brasilianischen Bewe-
gung der landlosen Bauern (MST) ab-
schwiéchte, gab er uns folgende Erklarung:
Obwohl die Politik der PT zaghaft war, hat
sie einen Teil der Bewegung zu etablierten

http://www.monde-diplomatique.fr/2016/01/LAMBERT/54462

Kleinbauern gemacht. Thre radikalen An-
sichten stumpften ab, sobald sie etwas An-
deres als ihre Ketten zu verlieren hatten.
Beruht etwa auf etwas Anderem der von
den Konservativen vorgegaukelte Traum ei-
ner ,,Gesellschaft von Eigentiimern*?

Wiinsche alleine reichen nicht aus, um die
Geburt des von Che Guevara ersehnten
,,heuen Menschen“ herbeizufiihren, auch
nicht auf Kuba. Trotzdem erschweren ge-
wisse politische Entscheidungen den Fort-
schritt in dieser Hinsicht. Luis Arce Cataco-
ra, aktueller bolivianischer Wirtschaftsmi-
nister und ehemaliger Vorsitzender der boli-
vianischen Zentralbank unter mehreren
konservativen Regierungen, frohlockt:

,» Heutzutage kann sich in Bolivien jeder be-
reichern. “ Soll man sich dariiber wundern?
Ein solcher Bezug auf Frangois Guizot
(1787-1874), einen der liberal-konservati-
ven Vordenker unter der franzosischen
Restauration, erleichtert den Aufstieg eines
neuen Bourgeoisie bei den Indigenen, die
nicht unbedingt fortschrittlicher ist als die
alte. So ein neuer Bourgeois fasst die ,,Re-
volution“ folgendermallen zusammen: ,,Ich
habe nun mal Geld, jetzt mache ich, was
ich will.“ (11)

Selbst wenn sich der ,,bolivianische Pro-
zess“ hinsichtlich der Politisierung der
Massen hervorgetan hat (b), ist ein Teil ih-
rer Basis bereit, ihr den Riicken zu wenden.
Der Botschafter Venezuelas in Paris, Héctor
Michel Mujica Ricardo, erzéhlt uns folgen-
den Vorfall: Am Vorabend der Prasident-
schaftswahl 2013 traf er eine junge Frau aus
einem Elendsviertel. In seinen Augen ver-
tritt sie den Teil der Bevolkerung, der von
der ehrgeizigen Umverteilungspolitik der
Regierung den grofiten Vorteil gezogen hat.
»Zuvor lebte ich im Elend. Nur dank Cha-
vez bin ich ihm entkommen“, wie sie mir
bestdtigte. Um dann zu sagen, als sei es
selbstverstandlich: ,, Jetzt wo ich nicht mehr
arm bin, wdbhle ich die Opposition. “

Muss man sich jedoch damit abfinden, dass
jede Verbesserung der Lebensverhéltnisse
automatisch ihre Begiinstigten von der Lin-
ken entfremdet? ,, Es gibt mehrere Weisen,
den Lebensstandard der Leute zu erhéhen®,
widerspricht Herr Pomar. ,, Was wir in Bra-
silien gemacht haben, war, den Konsum zu
steigern, was ihre Unterwerfung unter der
Logik des Marktes erhohte.“ Die PT hat es
unter anderem den Armsten erlaubt, ihre
Kinder in Privatschulen zu schicken, arztli-
che Behandlung beim Privatsektor zu ge-
niefen und ihre Altersvorsorge durch Kapi-
talbildung zu sichern. ,,Auf diese Weise for-
dert man kein politisches Bewusstsein. Es
wire zweckmdBiger gewesen, die 6ffentli-
chen Dienstleistungen auszubauen. Aber
dazu hdtte man die Steuern erhéhen miis-
sen, was das Biirgertum gegen uns aufge-
bracht hdtte. Ein derartiger Weg war uns
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versperrt auf Grund der von Lula und spd-
ter von Dilma eingeschlagenen Versoh-
nungspolitik. “

Im Kontext eines wirtschaftlichen Ab-
schwungs fithren Kompromisse in eine
Sackgasse. Keiner der fortschrittlichen la-
teinamerikanischen Regierungen ist es ge-
lungen, die Produktionsstruktur zu verwan-
deln (c): da sie von dem Export ihrer Roh-
stoffe abhédngig blieben, sind sie nun den
Stiirmen des Weltmarktes ausgeliefert.
Auch in der Steuerpolitik kein Erfolg. Wenn
die Einnahmen aus den Rohstoffexporten
abstiirzen, die Wirtschaft lahmt (oder sogar
schrumpft), schwinden die fiir die Umver-
teilung bestimmten Summen wie Schnee in
der Sonne.

Es ist jetzt nicht mehr moglich, den
Schwachsten zu helfen, ohne die Méachtigen
zu storen. Um Letzteren die Stirn zu bieten,
ware es aber ratsam, die Fahigkeit zu besit-
zen, Erstere zu mobilisieren. Werden die
fortschrittlichen Politiker nach einer Peri-
ode der Entfremdung im Stande sein, die
Sozialen Bewegungen wieder fiir sich zu
gewinnen? Und werden es Letztere schaf-
fen, die Hoffnung wieder zu erwecken?

Verweise des Autors auf weitere Artikel:

(a) ,,Verrat“, http://www.monde-
diplomatique.fr/2016/01/LAMBERT/5448

(b) ,,Die bolivarische Revolution durch ihre Ba-
sis“, http://www.monde-
diplomatique.fr/2016/01/BRACHO/54477

(c) ,,Eine niemals geldste Rohstoffabhadngigkeit“
, http://www.monde-
diplomatique.fr/2016/01/LAMBERT/54474

(1) Caracas zufolge verringerte sich die Armut
im 1. Halbjahr 2015.

(2) Gesprach am Lula-Institut, Sdo Paulo, 5. Ok-
tober 2015.

(3) Valter Pomar, « Pour ne pas avoir peur de
perdre », (,Keine Angst vor dem Verlieren®), in
«Feu sur I'école (,,Schiefen wir auf die Schule®),
Maniére de voir, Nr. 131, Oktober-November
2013.

(4) Interview mit Brasileiros, Sdo Paulo, 9. Juni
2015.

(5) ,,Rafael Correa droht, zuriickzutreten, falls
der Kongress die Abtreibung straffrei macht, 11.
Oktober 2013, Infobae.

(6) Steve Ellner, ,,Venezuela: Chavistas debate
the pace of change", NACLA Report on the
Americas, Bd. 47, Nr. 1, New York, Friihjahr
2014.

(7) Interview mit IHU Online, 27. August 2015.
(8) Alana Moraes und Jean Tible, «;Fin de fiesta
en Brasil? », ,,Ist das Fest in Brasilien nun zu
Ende?“», Nueva Sociedad, Nr. 259, Buenos Ai-
res, September-Oktober 2015.

(9) Vgl. Alvaro Garcia Linera, «Bolivie, “les
quatre contradictions de notre révolution” »,
(,Bolivien, die vier Widerspriiche unserer Revo-
lution*), Le Monde Diplomatique, September
2011.

(10) Von Amador Fernandez-Savater weiterer-
zahlte Geschichte, wofiir wir uns hier bedanken.
(11) Diese beiden letzten Zitate stammen aus der
Financial Times, London, 4. Dezember 2014.

Ubersetzung: Nabila K., Carl Stoll (coorditrad); Lektorat: Sabine Gondro.
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Eduardo Gudynas

Notwendige okologische Ausrichtung

Die Linke Lateinamerikas wird ohne eine okologische Ausrichtung
erneut in die Krise des Progressismus geraten

Zu Beginn sollen einige aktuelle Fragestel-
lungen zum Verhéltnis der Linken zu um-
weltpolitischen Fragen in Lateinamerika be-
handelt werden. Die derzeitigen progressis-
tischen Regierungen unterscheiden sich von
den Organisationen der Linken, aus denen
sie hervorgegangen sind. Bei dieser Abwei-
chung spielt die Unfahigkeit, Umweltpro-
bleme anzugehen, eine wichtige Rolle. Des-
wegen ist jegliche Erneuerung der Linken
nur moglich, wenn die 6kologische Perspek-
tive einbezogen wird. Anderenfalls wird die
Linke erneut dem reinen Fortschrittsglauben
verfallen.

Lateinamerikanischen Linken fillt es, zu-
mindest seit den 1970er Jahren, extrem
schwer, die Umweltkrise zu akzeptieren und
anzugehen. Einige betrachteten solche The-
men als Launen der Mittelschicht, die aus
dem Norden heriiberschwappten. Andere
waren der Ansicht, dass sie der Industriali-
sierung im Wege stiinden. Und dann gab es
noch diejenigen, die meinten, dass bei
politischem Engagement zum Beispiel in
Fabriken die Beschaftigung mit 6kologi-
schen Fragen nicht méglich war.

Trotzdem gab es auch Gruppen oder Akti-
visten, die diese Fragen aus ganz unter-
schiedlichen Beweggriinden angingen.
Einige reagierten auf Forderungen von Tei-
len der Gesellschaft, Bauernorganisationen
beispielsweise, die sowohl wirtschaftliche
Ungerechtigkeit also auch die Verschmut-
zung ihrer Boden und des Wassers anpran-
gerten.

Andere waren der Ansicht, dass eine funda-
mentale Kapitalismuskritik ohne die Be-
riicksichtigung der untergeordneten Rolle
Lateinamerikas als Lieferant von Rohstoffen
(oder natiirlichen Ressourcen) unvollstdndig
sei.

Noch viele andere Gesichtspunkte konnten
angefiihrt werden, doch vor allem muss er-
kannt werden, dass sie fiir den Grofteil der
linken politischen Organisationen zweitran-
gig waren.

Auf internationaler Ebene standen die Dinge
nicht viel besser, da 6kologische Fragen in
politischen Gruppierungen oder in der Wis-
senschaft heruntergespielt oder nur ganz am
Rande behandelt wurden. Starke Versuche,
beispielsweise den Marxismus mit dkologi-
schen Fragen zu verbinden (John Bellamy
Foster) oder auf einen Okosozialismus zu
dréangen (Michael Lowy), hatten nur be-
grenzte Auswirkungen.

Ein Wendepunkt ist Ende der 1990er
und Anfang der 2000er Jahre auszuma-
chen, als ein groBer Teil der politisch akti-
ven Umweltbewegung mit Zusam-
menschliissen einiger viel offenerer und
vielfaltigerer linker Gruppierungen, die ge-
gen konservative Regierungen und neoli-
berale Einstellungen kdmpfte, zusammen-
arbeitete, sie unterstiitzte oder sich an ih-
nen beteiligte. Diese Gruppierungen ge-
wannen in verschiedenen Landern die
Wahlen. So spielten Umweltschutzaspek-
te bei den Siegen der Alianza Pais in
Ecuador, der PT und deren Verbiindeter in
Brasilien, der MAS in Bolivien und der
Frente Amplio in Uruguay eine Rolle. In
Venezuela war ihr Einfluss geringer.

In die politischen Programmen dieser lin-
ken Bewegungen wurden Umweltthemen
teilweise mit sehr viel Sorgfalt integriert
und radikale Anderungen bei Entwick-
lungsstrategien und Bodenreformen oder
beim Umgang mit Umweltbelastungen
vorgeschlagen. Einige Umweltbewegun-
gen wurden Teil dieser neuen Regierungen
und starteten von dort aus wegweisende
Initiativen.

Die beeindruckendsten Erfolge hatten grii-
ne Aktivisten in Ecuador zu verzeichnen.
Sie waren beispielsweise federfiihrend bei
der Verhdngung eines Erdélmoratoriums
im Amazonasgebiet, das nicht nur dem
Schutz der Biodiversitit diente, sondern
auch zu einem neuen Energiemix beitrug.
Sie leisteten auch groRe Unterstiitzung bei
der Anerkennung der Rechte der Natur in
der neuen ecuadorianischen Verfassung,
die auf diesem Gebiet weltweit die fort-
schrittlichste ist. Die am starksten institu-
tionalisierte Linke, die in den Lédndern des
Siidkegels (Argentinien, Chile und Uru-
guay) zu finden ist, wusste die von der ers-
ten Regierung Rafael Correas eingefiihrten
Neuerungen im Umweltbereich nicht ge-
biihrend zu schétzen.

Letztendlich liegt das Problem im schwie-
rigen Verhéltnis der neuen Regierungen
zur Umweltfrage. Sie wéhlten Entwick-
lungsstrategien mit vorrangig ckonomi-
schen Zielen um den Preis hoher Umwelt-
belastungen. Sie sprachen sich deutlich fiir
den Bergbau und die Erdolférderung sowie
fiir Monokulturen aus. So entstand ein
Teufelskreis: Je starker sich der Extrakti-
vismus durchsetzte, umso weniger konnten
Umweltfragen behandelt werden und umso
mehr Proteste und Widerstandsbewegun-
gen entstanden. Viele Umweltaktivisten in-
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nerhalb dieser Regierungen zogen sich zu-
riick und diejenigen, die blieben, beendeten
ihr Umweltengagement. Ahnliche Entwick-
lungen waren in anderen Bereichen, insbe-
sondere der Sozialpolitik, zu verzeichnen,
die zu einem System finanzieller Unterstiit-
zungsleistungen wurde. So kam es zu einer
Divergenz zwischen der alten, pluralisti-
schen und offenen, Linken und einem neuen
Politikstil, dem Progressismus.

Dieser Progressismus reifte in allen Landern
heran. Abgesehen davon, dass gelegentlich
Marx oder Lenin zitiert wurde, wurde
hauptséchlich die Rolle als Rohstofflieferan-
ten und die Unterordnung unter die globalen
Markte betont. Programme zur Bekampfung
der Armut bestanden vor allem aus finanzi-
ellen Unterstiitzungsleistungen und die Be-
ziehungen zu vielen sozialen Bewegungen
wurden abgebrochen. Dieser Progressismus
ist nicht neoliberal, er hat allerdings das En-
gagement der Linken bei Fragen wie der
Radikalisierung der Demokratie, der Schaf-
fung von mehr Gerechtigkeit und dem
Schutz des Naturerbes aufgegeben.

Selbst in Ecuador hat dieselbe Regierung,
die eine neue Verfassung verabschiedet hat,
in der die Rechte der Natur verankert sind,
ihren Auftrag genau dort missachtet, wo der
Extraktivismus in Gefahr war. Diejenigen,
die ihren ersten Sieg den sozialen Bewegun-
gen zu verdanken hatten, verspotteten nach
kurzer Zeit die indigene Bevolkerung und
Umweltbewegungen und griffen diese an.

Mittlerweile ist klar, dass der Progressismus
in einer Krise steckt. Das zeigt sich bei-
spielsweise in Brasilien. AuSerdem hat er
dazu gefiihrt, dass nationale (Argentinien)
oder regionale Wahlen (Bolivien) verloren
wurden. Es wurde von vielen nicht beachtet,
dass in der Unterscheidung zwischen der
Linken und dem Progressismus die Umwelt-
thematik eine wesentliche Rolle spielt. Der
Progressismus nimmt die Umweltzerstdrun-
gen des Extraktivismus in Kauf, weil er den
Export von Rohstoffen als wirtschaftliche
Option bevorzugt. In dem Umfang, in dem
der Widerstand gegen diese unternehmeri-
schen Einstellungen wuchs, gingen die be-
treffenden Regierungen dazu tiber, die zivil-
gesellschaftlichen Bewegungen, die auf die
negativen Auswirkungen dieses Extraktivis-
mus aufmerksam machten, zu ignorieren,
zuriickzuweisen und sogar zu kriminalisie-
ren.

Es zeugt von wenig sozialer Sensibilitdt auf-
seiten der Linken, wenn eine Regierung der




Landbevolkerung ein Megabergbauprojekt
aufbiirdet, den Zugang von Olfirmen zu Ge-
bieten der indigenen Bevélkerung erzwingt
oder den Mitgliedern von NGOs, die auf
Umweltschiden aufmerksam machen, mit
Ausweisung droht.

Je weiter sich die Anhédnger des Progressis-
mus von der Linken entfernten, umso mehr
versanken sie in theoretischen und prakti-
schen Widerspriichen. Sie hatten schlieflich
keine Bedenken, Zuflucht zu suchen in einer
seltsamen Mischung aus marxistischer Rhe-
torik und Imperialismuskritik im Zusam-
menhang mit Handelsabkommen mit trans-
nationalen Konzernen, die ihnen die Roh-
stoffe abnehmen. Sie bekennen sich zu den
Menschen, haben aber keine Hemmungen,
Demonstrationen zu kriminalisieren oder
gar zur Repression iiberzugehen.

Die Lehre aus diesen Erfahrungen ist, dass
das Fehlen einer 6kologischen Perspektive
der Linken Lateinamerikas zu diesem histo-
rischen Zeitpunkt nicht nur ein kleines Man-
ko darstellt, sondern einer der Faktoren da-
fiir ist, dass diese Linke ihre Substanz verlo-
ren und sich dem reinen Progressismus ver-
schrieben hat.

Stattdessen miisste eine Linke, die fiir un-
seren Kontinent steht, sich mit Umwelt-
themen befassen, denn Lateinamerika
verfiigt mit seinen riesigen Naturflachen
und dem groften Gebiet landwirtschaftli-
cher Nutzflachen tiber einen immensen
Naturreichtum. Die Ausbeutung dieses Na-
turerbes tangiert nicht nur die Bediirfnisse
unserer eigenen Bevolkerung, sondern
speist auch zahlreiche mit geopolitischen
Auswirkungen behaftete globale Produkti-
onsketten.

Dariiber hinaus muss eine Linke im 21.
Jahrhundert 6kologisch ausgerichtet sein,
denn mittlerweile zeigt sich unmissver-
stdandlich, dass wir mit den Ressourcen
Raubbau betreiben, dass die Fahigkeiten
unseres Planeten, mit den Umweltbelas-
tungen fertig zu werden, an ihre Grenzen
gelangt sind und dass weltweite Probleme
wie der Klimawandel nicht mehr von der
Hand zu weisen sind. Daher wére die Idee
einer Linken ohne 6kologische Perspektive
eine von Lateinamerika und der aktuellen
Konjunktur losgeldste politische Option.

Letztendlich muss das Engagement dieser
neuen Linken auf soziale und Umweltge-

rechtigkeit ausgerichtet sein, wobei das eine
nicht ohne das andere erreicht werden kann.
Das ermoglicht eine Wiederbegegnung mit
vielen sozialen Bewegungen, eine Wieder-
entdeckung der realen Probleme der aktuel-
len Entwicklungsstrategien und die Einldu-
tung einer theoretischen Erneuerung. Daher
liegen die grofSten Herausforderungen fiir
eine Erneuerung der Linken in Lateinameri-
ka in dieser engen Verbindung zwischen
sozialer und Umweltgerechtigkeit.

Uberarbeitete Version eines Beitrags unter
der Rubrik Okologie und Umwelt des inter-
nationalen Netzwerks La Izquierda Diario
(Argentinien, www.laizquierdadiario.com)
vom 22. Juli 2016. Eduardo Gudynas enga-
giert sich fiir die Themen Umwelt und Ent-
wicklung, ist Angehdriger des Centro Latino
Americano de Ecologia Social (CLAES),
lehrt an verschiedenen Universitdten in La-
teinamerika und ist mehreren zivilgesell-
schaftlichen Bewegungen verbunden. Twit-
ter: @Egudynas

In grano de arena erschienen, 1.August 2016
Ubersetzung: Kerstin Heininger, Coorditrad
Lektorat: Werner Horch

Artikel in Sand im Getriebe:

In SiG 100 eine umfangreiche Liste der Artikel seit 2002;
weitere Artikel in SiG 104, 105, ...;
Detaillierte Liste in der Werkstatt

Mural en Guatemala

Bildnachweis: http://www.albamovimientos.org

Einige Web-Seiten tiber Lateinamerika:

Umfangreiche Informationen: https:/amerika21.de

http://www.lateinamerikanachrichten.de/
https://www.ila-web.de/
http://www.labournet.de/category/internationales/
http://www.albamovimientos.org/
http://www.medelu.org/ Memoire-des-luttes
http://www.cadtm.org/I atin-America?lang=en
http://www.ag-friedensforschung.de/regionen/

Aktuelle Analysen und Berichte:

CEPALC: Socialdata 2015, umfangreiche Analyse iiber
die Armutsbekampfung, die sozialen und
Arbeitsbedingungen

» Was nicht unter Kontrolle der USA steht, wird zu einer
Bedrohung* - Interview mit Theotonio dos Santos, brasilianischer
Sozialwissenschaftler und einer der einflussreichsten
Intellektuellen Lateinamerikas: ,,(...) Alles, was nicht unter
Kontrolle der USA steht, wird zu einer Bedrohung und die Brics-
Staaten sind eine strategische Bedrohung fiir die USA. Und in
gewisser Weise macht dies auch Sinn, denn sie beanspruchen einen
Platz, den zuvor die USA einnahmen. Im Fall von Lateinamerika
entsteht ihre Beunruhigung durch das Ol und in erster Linie durch
Venezuela, das die gréBten Reserven der Welt besitzt und durch
Brasilien nach der Entdeckung des Pre-Sal, die einen Teil der
Olrente den Bereichen Gesundheit, Bildung, Wissenschaft und
Technologie widmen.“ - mehr: Amerika21

Volksregierungen in Lateinamerika - Ende eines Zyklus
oder neue politische Zeit? von Isabel Rauber

Kampf chilenischer Opferverbiande gegen das Wellness-
Resort Colonia Dignidad auf den Massengrabern ihrer

Toten. http://www.nachdenkseiten.de/?p=35124#more-35124
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http://www.laizquierdadiario.com/Una-izquierda-latinoamericana-sin-ecologia-caera-de-nuevo-en-la-crisis-de-los-progresismos

Cuba Si

Ein langst uberfalliger Schritt

Die EU-Kommission will mit der Unterzeichnung einer Rahmenvereinbarung neue Beziehung zu dem sozialistischen Land kniipfen

Es ist ein langst iiberfalliger Schritt: Der
»Gemeinsame Standpunkt“ der Europai-
schen Union zu Kuba aus dem Jahr 1996
soll endlich aufgehoben werden. In der
Pressemitteilung der Europdischen Kom-
mission vom 22. September 2016 hei§t es
dazu, die Unterzeichnung des Abkommens
tiber politischen Dialog und Zusammenar-
beit mit Kuba werde einen Wendepunkt in
den Beziehungen zwischen der EU und
Kuba herbeifiihren.

Die drei wichtigsten Punkte in diesem Ab-
kommen sind der politische Dialog, die Zu-
sammenarbeit und der sektorpolitische Dia-
log sowie der Handel und die handelspoliti-
sche Zusammenarbeit. Das Abkommen sol-
le, so die EU-Kommission, ,,zur Verbesse-
rung der Beziehungen der EU zu Kuba bei-
tragen, indem der Prozess der Modernisie-
rung der kubanischen Wirtschaft und Ge-
sellschaft, der Dialog und die Zusammen-
arbeit zur Forderung der nachhaltigen Ent-
wicklung, der Demokratie und der Men-
schenrechte sowie die Suche nach gemein-
samen Lésungen fiir globale Herausforde-
rungen“ gefordert werde.

Der ,,Gemeinsame Standpunkt“ der EU
wurde vor 20 Jahren, am 2. Dezember
1996, beschlossen. MaRgeblichen Anteil am
Zustandekommen dieses Papiers hatte der
rechtskonservative spanische Ministerprasi-
dent José Maria Aznar. Im ,,Gemeinsamen
Standpunkt“ hief es u.a. dass die EU in ih-
ren Beziehungen zu Kuba das Ziel verfolge,
,»einen Prozess des Ubergangs in eine plu-
ralistische Demokratie“ zu fordern und ihre
Zusammenarbeit mit Kuba davon abhéngig
mache, ,, wie die kubanischen Behérden
Fortschritte auf dem Weg zur Demokratie “
vorweisen konnen. Die Bundesrepublik
Deutschland gehorte lange Zeit zu den Lan-
dern, die diesen ,,Gemeinsamen Stand-

punkt“ unterstiitzten und eine Normalisie-
rung der Beziehungen zu Kuba blockierte —

auch noch, nachdem mehrere Mitgliedsstaa-

ten der EU schon bilaterale Vertrage mit
Kuba abgeschlossen und somit dieses EU-
Papier quasi auller Kraft gesetzt hatten.

Aber auch mit dem nun ausverhandelten
Abkommen kann und will die EU doch
nicht so ganz aus ihrer Haut. Zwar spricht
man jetzt nicht mehr davon, die Beziehun-
gen zu Kuba vom Ubergang des Landes ,,in
eine pluralistische Demokratie“ abhangig
zu machen; das Abkommen solle aber, laut
der schon zitierten Presseerklarung, doch
den Rahmen bieten ,, fiir die Forderung der
europdischen Werte ... und fiir die Unter-
stiitzung des Wandlungsprozesses in Kuba“.

Fiir Kuba ist es von grofer Bedeutung, dass
dieses Abkommen nun auch formell den
,Gemeinsamen Standpunkt“ der EU been-
det. In der Praambel wird ausdriicklich dar-
auf hingewiesen, dass alle Volker das Recht
hatten, tiber ihr politisches, wirtschaftliches
und soziales System selbst zu entscheiden.
Beide Vertragsseiten verpflichten sich, das
System und die Verfassung des Vertrags-
partners zu respektieren und sich nicht in
die internen Angelegenheiten des anderen
einzumischen. Ebenfalls festgeschrieben fiir
beide Seiten wurde der Respekt und die
Verteidigung der Menschenrechte in ihrer
Gesamtheit.

Moglich geworden ist dieses Abkommen
vor allem durch die veranderten politischen
und 6konomischen Rahmenbedingungen.
Kuba hat die entbehrungsreiche Zeit der
sSpezialperiode® der 1990er Jahre iiber-
wunden, ist zu einem anerkannten und
gleichberechtigten Partner in Lateinamerika
geworden und hat international neue und
starke Partner gefunden. Die USA hatten
sich mit ihrer jahrzehntelangen konfrontati-

Abschlusserklarung des achten Treffens

»Solidaritat mit Kuba*“

Das Treffen fand Ende Juli 2016 statt. Teilgenommen haben 370
Delegierte aus 25 Landern. In der Abschlusserklarung geht es unter
anderem um Folgendes: Die neue Etappe der Beziehungen
zwischen Kuba und den USA wird begriilt. Gefordert wird:

- Ende der Blockade Kubas durch die USA;

- SchlieBung von Guantanamo;

- Beendigung der Versuche zur Destabilisierung Kubas;

- Beendigung der Einmischung der USA in verschiedenen Landern

Lateinamerikas;

- Beendigung der Vernichtungspolitik Israels gegen die

Paléstinenser;

- Achtung der Rechte der Urbevolkerungen;

iVIVA

Unterstiitzung sozialer Bewegungen in den USA und der
Integration der Lander Lateinamerikas mithilfe von ALBA,
MERCOSUR, CELAC, UNASUR. http://www.jungewelt.de/fidel-castro/
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FID

ven und aggressiven Kuba-Politik sowohl
in Lateinamerika als auch international iso-
liert. Diese veranderte politische Situation
zwangen die USA dazu, das Scheitern ihrer
Kuba-Politik 6ffentlich einzugestehen und
ihren Standpunkt zur sozialistischen Insel
zu dndern. Ein erster Hohepunkt dieses Pro-
zesses waren die Ankiindigungen von Ba-
rack Obama und Raul Castro am 17. De-
zember 2014, die Beziehungen beider Lan-
der verbessern zu wollen. Die dann begon-
nenen Verhandlungen zwischen Kuba und
den USA und in der Folge auch das Einlen-
ken der EU in der Kubafrage sind Ergebnis-
se dieses Prozesses. Niemals hétten weder
USA noch EU mit einem wirtschaftlich und
politisch schwachen Kuba verhandelt.

Die internationale Solidaritdatsbewegung
hatte in unzdhligen Veranstaltungen und
Aktionen bereits seit 1996 immer wieder
die Authebung des ,,Gemeinsamen Stand-
punktes® gefordert. Und nun steht — nach
der Freilassung der Cuban Five — die Erfiil-
lung einer weiteren Forderung der Solibe-
wegung unmittelbar bevor. Nicht ganz ohne
Stolz konnen wir sagen, dass die Solidari-
tiatsbewegung fiir Kuba auch einen kleinen
Anteil an diesem politischen Erfolg Kubas
hat.

Aber unsere Unterstiitzung fiir das sozialis-
tische Land geht trotzdem weiter. Die Liste
der noch nicht gelésten Probleme ist
lang: die Beendigung der US-Blockade, die
Entschadigungen fiir die Blockade und den
Staatsterrorismus der USA gegen Kuba, die
Riickgabe Guantanamos, die Beendigung
der subversiven Aktionen gegen Kuba, die
Einstellung des Betriebes von Radio-TV
Marti, die Abwerbung kubanischer Fach-
kréfte ...

https://cuba-si.org/1694/ein-laengst-ueberfaelliger-
schritt

13.August 2016
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Evelyn Linde, Fabian Grieger
Konflikt zwischen Regierung und

Bergbhaukooperativen in Bolivien

Es war der traurige Hoéhepunkt der bisheri-
gen Auseinandersetzung, als der boliviani-
sche Innenminister Carlos Romero am
Abend des 25. Augusts vor die Fernsehbild-
schirme trat und verkiindete, dass sein Vize
Rodolfo Illanes von demonstrierenden
Bergarbeitern ermordet worden sei. Zuvor
starben bereits zwei Protestierende, mut-
maRlich durch Schiisse der Polizei. Illanes
war aufgebrochen, um mit den aufgebrach-
ten Demonstranten zu reden. Diese nahmen
ihn stattdessen als Geisel, um ihren Forde-
rungen Nachdruck zu verleihen. Nach ei-
nem weiteren Zusammenstol§ zwischen
Polizei und Bergarbeitern wird Illanes tot
aufgefunden: Todesumstédnde ungeklart.
Klar ist: Der Schlichtungsversuch ist
grausam gescheitert, der Konflikt zwi-
schen der Kooperativenvereinigung Fenco-
min und der Regierung feindseliger ist denn
je.

Dabei wenden sich die Protestierenden ge-
gen das modifizierte Bergbau- und Me-
tallverarbeitungsgesetz, das am achten
August im bolivianischen Parlament verab-
schiedet wurde. Es regelt die Belange der
Kooperativen neu, die in Bolivien neben
staatlichen und (transnationalen) privaten
Unternehmen einen GroRteil des Bergbaus
ausmachen. Das neue Gesetz sieht vor, dass
Kooperativen keine Vertrdge mit nationalen
und ausldndischen Investoren ohne die Zu-
stimmung der Regierung unterzeichnen
diirfen. Das soll verhindern, dass Koopera-
tiven sich Territorien aneignen, die transna-
tionalen Konzernen zugute kommen konn-
ten. Aulerdem schreibt es die Griindung
von Gewerkschaften innerhalb der Koope-
rativen fest.

Die Fencomin lehnt diese beiden Eckpunk-
te ab und fordert auerdem die Aufhebung
von Umweltauflagen sowie ihre kostenlose
Energieversorgung durch den Staat.

Der inhaltliche Konflikt spiegelte sich in
den vergangenen Wochen auf den StraSen
in Blockaden von Autobahnen und mehre-
ren Demonstrationen. Die Polizei unterband
diese mehrfach gewalttdtig, wobei auch De-
monstranten ums Leben kamen.

Dass scheinbar gemeinschaftliche Koopera-
tiven gegen das Recht zur gewerkschaftli-
chen Vereinigung Sturm laufen und dariiber
hinaus die Moglichkeit zur Privatisierung
staatlichen Bergbaus und den Verkauf an
auslandische Investoren fordern, scheint pa-
radox. Erklarungen fiir den jetzigen Kon-
flikt und seine Brisanz finden sich in der
jlingsten Bergbaugeschichte des Landes.
Als sich sowohl auslédndische Unternehmen
als auch die staatliche Comibol in den 80er-
und 90er Jahren weitestgehend aus den
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Minen des Landes zuriickzogen, hatte das
Massenentlassungen von Bergarbeitern
zu Folge. Diese zogen zu grofen Teilen ins
wérmere Chapare, um Koka anzubauen
oder in die sich neu formierende Millionen-
stadt El Alto bei La Paz. Jene, die in den
schrumpfenden Bergbaugebieten im Hoch-
land blieben, gingen auch fortan unter Tage,
um den Bergen die letzten Edelmetalle zu
entziehen.

Spater erhielten sie vom Staat die nétigen
Konzessionen und Schiirfrechte; die soge-
nannten Kooperativen entstanden: Lose
Zusammenschliisse von Minenarbeiter*in-
nen, die vor allem auf sich selbst gestellt
waren. Gearbeitet wurde auf eigene Rech-
nung, ohne Regeln, ohne Sicherheitsstan-
dards oder soziale Absicherungen. Je nach
Mine konnte die Organisation verschieden
aussehen. In den meisten entwickelte sich
aber ein hierarchisch gepragtes System,
von dem jene profitierten, die Metalladern
fiir sich beanspruchen und fortan andere
»Kumpel“ fiir sich arbeiten lassen konnten.
Am unteren Ende der Rangordnung stehen
Frauen und Kinder, die oft schwere Arbei-
ten zu schlechtesten Bedingungen verrich-
ten. Wer es sich leisten konnte, wurde ,,So-
cio“ — ,,Gesellschafter” in den Kooperati-
ven, die sich im Verband Fencomin zusam-
menschlossen. Manche der Kooperativen
blieben klein, wihrend andere schnell
wuchsen.

Mit dem steigenden Zinnpreis wuchs auch
der Einfluss der Fencomin und sie wurde zu
einem wichtigen Akteur in Boliviens Berg-
bauindustrie, kaufte zunehmend weitere
Minen auf und dehnte sich aus. Auch
politisch — in Konkurrenz zur sozialisti-
schen und einst michtigen FSTMB, die vor
allem die staatlich beschéftigten Minenar-
beiter vertritt und Teil des bolivianischen
Gewerkschaftsdachverbandes COB ist.

Statt mit der FSTMB gingen Président Evo
Morales und die Regierungspartei Bewe-
gung zum Sozialismus (MAS) vor der Wahl
2005 eine Allianz mit der Fencomin ein,
die mittlerweile rund 10.000 Bergarbeiter
aus 900 Genossenschaften vertritt. Der neue
Minister fiir Bergbau wurde Walter Villaro-
el, einer der Fiihrer der Fencomin, und
dementsprechend entwickelte sich die Berg-
bau-Politik der Folgejahre im Sinne der Ko-
operativen. In vielen Bereichen wie beim
Arbeitnehmerschutz wurden Ausnahmere-
gelungen bestétigt oder geschaffen. Ein
Grofiteil der Bergarbeiter der Fencomin
musste unter viel schlechteren Bedingungen
arbeiten als ihre Kollegen bei den verblie-
benen Betrieben der staatlichen Bergbauge-
sellschaft COMIBOL — und das ohne Ge-
werkschaftsrechte.
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Als Evo Morales nach der Wiederwahl mit
Guillermo Dalence einen Minister mit Nahe
zum COB ernannte, kam es zum Bruch
zwischen MAS und Fencomin. Aus dem
Streit entwickelte sich ein anhaltender
Machtkampf.

Mit den neuen Gesetzesregelungen versucht
die MAS also nicht nur, die Ressourcen als
Gemeineigentum zu retten und Arbeitneh-
merrechte durchzusetzen, sondern auch die
Macht der Kooperativen zu schwéchen.

Es ist ein Kampf um die Kontrolle iiber
die mineralischen Ressourcen, wobei
nach wie vor transnationale Konzerne den
groften Profit einstreichen. Wéhrend die
MAS von der Allianz mit den Kooperativen
profitierte, wurden die rechtlichen und 6ko-
nomischen Liicken zu Gunsten der Koope-
rativen jahrelang ignoriert. Schon 2008
zeigte das Dokumentations- und Informati-
onszentrum Bolivien CEDIB auf, dass in
den Kooperativen private Gewinne nicht
nur auf Kosten prekérer und unsicherer Er-
werbsarbeit, sondern zum Teil sogar auf
nicht entlohnter Arbeit zur Schuldentilgung
erwirtschaftet werden.

(...) Es riickt in diesem Fall Gewalt ins
Zentrum der Aufmerksamkeit, die es an Or-
ten des Bergbaus bereits gibt. Dort kommt
es namlich immer wieder zu gewaltvollen
Konflikten, vor allem wenn sich Personen
dem Bergbau widersetzen. Die Aufarbei-
tung der aktuellen Todesfélle beschéftigt
zurzeit die Regierung und die Kooperati-
ven, von denen inzwischen zehn Mitglieder
in Untersuchungshaft sind.

Fiir die MAS bietet sich die Moglichkeit,
sich in diesem Konflikt wieder ihrer Kernk-
lientel zuzuwenden und als Regierung der
Ausgebeuteten zu agieren. Als starker Staat
reagierte die Regierung in den Tagen nach
dem Tod ihres stellvertretenden Ministers:
Drei Tage Staatstrauer und die postwenden-
de Festnahme von 15 Minenarbeitern, die
fiir den Tod von Illanes verantwortlich sein
sollen. Gegen den FENCOMIN-Vorsitzen-
den Carlos Mamani ist Anklage erhoben
worden. Was als Showdown der Auseinan-
dersetzung inszeniert wird, konnte nun der
Anstol§ fiir neue Zusammenstoe zwischen
Staat und Fencomin sein.

Der Text erscheint in der kommenden
Ausgabe der Lateinamerika Nachrichten Nr.
507/508
https://amerika21.de/analyse/160057/bolivien

-bergbau-konflikt

S. auch:
Grenzen der Verhandlungsdemokratie,

https://www.jungewelt.de/2016/09-15/054.php
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Atilio Boron

Aus der brasilianischen Tragodie lernen

X = &
Eine Bande von Kriminellen (...) hat so-
eben aus ihrem Bau im Legislativen Palast
Brasiliens heraus einen (féalschlicherweise
"weich" genannten) Staatsstreich gegen die
legitime und verfassungsmaRige Prasidentin
Brasiliens, Dilma Rousseff, vollbracht. Und
wir sprechen von "félschlicherweise weich
genannt", weil es, wie es die Erfahrung mit
dieser Art von Verbrechen in Landern wie
Paraguay und Honduras lehrt, nach solchen
Umstiirzen unausweichlich zu einer hem-
mungslosen Unterdriickung kommt, um
jeglichen Versuch eines demokratischen
Wiederaufbaus von der Erdoberfldche hin-
wegzufegen.

Die Vertreter von Ecuador, Costa Rica,
Bolivien, Venezuela und Nicaragua
verlassen die UNO-Generalversammlung
zu Beginne der Rede von Temer
Video , albamovimientos

Der Dreizack der Reaktion: Richter, Par-
lamentarier und Massenmedien, alle bis
ins Mark korrupt, setzte einen pseudo-lega-
len und eindeutig unrechtmafigen Prozess
in Gang, durch den die Demokratie in Bra-
silien — mit all ihren Méangeln, wie in jeder
anderen auch — durch eine unverfrorene
Plutokratie ersetzt wurde, die von der einzi-
gen Zielstellung angetrieben wird, den 2002
mit der Wahl von Luiz Inacio "Lula" da Sil-
va zum Présidenten eingeleiteten Prozess
umzukehren. (...) Selbstverstandlich zahlte
diese Verschworung auf die Unterstiitzung
und den Segen Washingtons, das schon seit
Jahren mit boshaften Absichten die elektro-
nische Korrespondenz von Dilma und ande-
ren Staatsfunktioniren, dazu noch denen
von Petrobras, ausspionierte. (...) Zum un-
erwarteten Erfolg der Rechten in Argenti-
nien kommt jetzt der Schlag, der der De-
mokratie in Brasilien versetzt wurde und
die Unterbindung jeglicher politischen Al-

ternative in Peru hinzu, wo die Wahler sich
zwischen zwei Varianten der radikalen
Rechten entscheiden mussten.

Es eriibrigt sich eigentlich, daran zu erin-
nern, dass die Demokratie den Kapitalismus
herzlich wenig kiimmert: einer seiner
Haupttheoretiker, Friedrich von Hayek,
sagte einmal, dass sie einfach eine Zweck-
maRigkeit wire, die in dem MaRe zuldssig
sei, wie sie sich nicht in den "freien Markt"
einmische, der die nicht-verhandelbare Not-
wendigkeit des Systems darstellt. Aus die-
sem Grunde war (und ist) es blaudugig, eine
"loyale Opposition" seitens der Kapitalisten
und ihrer politischen Sprachrohre oder ihrer
Intellektuellen zu erwarten, selbst gegen-
tiber einer so gemalRigten Regierung wie
der von Dilma.

Aus der brasilianischen Tragodie konnen
viele Lehren gezogen werden, die in unse-
ren Landern gelernt und eingebrannt wer-
den sollten. Ich nenne nur einige wenige:

Erstens, jegliches Nachgeben gegeniiber
der Rechten seitens linker oder fortschrittli-
cher Regierungen dient lediglich der Be-
schleunigung ihres Ruins. Und die PT ist
seit der Regierung Lula immer wieder in
diesen Fehler verfallen, wodurch das Fi-
nanzkapital, gewisse Industriezweige, die
Agrarindustrie und die reaktionérsten Mas-
senmedien bis ins Unermessliche begiins-
tigt wurden.

Zweitens sollte nicht vergessen werden,
dass ein politischer Prozess nicht nur tiber
die institutionellen Kanéle des Staates ver-
lauft, sondern auch auf ,,der Stralle*, der
turbulenten plebejischen Welt. Und die PT
hat seit den ersten Jahren in der Regierung
ihre Mitglieder und Sympathisanten demo-
bilisiert und sie auf eine bloBe und wehrlose
Waibhlerbasis reduziert. Als die Rechte sich
daran machte, die Macht zu erstiirmen und
Dilma sich auf dem Balkon des Prasiden-
tenpalastes Planalto in der Erwartung zeig-
te, eine Menschenmenge zu ihrer Unterstiit-
zung anzutreffen, sah man kaum eine Hand-
voll verzagter Mitstreiter, unfahig, der
wuchtigen ,,institutionellen Offensive der
Rechten Widerstand zu leisten.

Georg Stein

Drittens diirfen die fortschrittlichen und
linken Kréfte nicht noch einmal in den Feh-
ler verfallen, alle ihre Karten einzig und al-
lein auf das demokratische Spiel zu setzen.
Man sollte nicht vergessen, dass die Demo-
kratie fiir die Rechte lediglich eine taktische
Option ist, derer man sich leicht entledigen
kann. Deshalb miissen die Kréfte fiir den
Wandel und die soziale Umwalzung, ganz
zu schweigen von den radikal-reformisti-
schen oder revolutiondren Kreisen, immer
"einen Plan B" haben, um den Machen-
schaften der Bourgeoisie und des Imperia-
lismus entgegenzutreten, die nach Lust und
Laune mit den Institutionen und Regeln des
kapitalistischen Staates hantieren. Und das
setzt Organisation, Mobilisierung und
politische Bildung der breiten und heteroge-
nen Bevolkerung voraus — etwas, was die
PT nicht getan hat.

Schlussfolgerung: Wenn von einer Krise
der Demokratie gesprochen wird, die jetzt
angesichts der Ereignisse ganz offensicht-
lich ist, muss auf die Ursachen dieser Krise
hingewiesen werden.

Der Linken ist immer mit gefélschten Argu-
menten vorgeworfen worden, nicht an die
Demokratie zu glauben. Die Geschichte
beweist dagegen, dass es weltweit die
Rechte war, die eine ganze Reihe kaltbliiti-
ger Morde an der Demokratie begangen
hat; die sich immer mit allen ihr zur Verfii-
gung stehenden Waffen gegen jedwedes
Projekt gestemmt hat, das darauf gerichtet
war, eine gute Gesellschaft zu errichten und
die nicht davor zuriickschrecken wird, ein
demokratisches Regierungssystem zu zer-
storen, wenn es sich als notwendig erweist,
um dies zu erreichen. Fiir diejenigen, die
daran Zweifel hegen, hier sind die Fille aus
der jiingsten Vergangenheit: Honduras, Pa-
raguay, Brasilien und in Europa Grie-
chenland. Wer beseitigte die Demokratie
in diesen Landern? Wer will ihr in Vene-
zuela, Bolivien und Ecuador den Garaus
machen? Wer massakrierte sie 1973 in
Chile, 1965 in Indonesien, 1961 in Bel-
gisch-Kongo, 1953 im Iran und 1954 in
Guatemala?

Quelle: Amerika21

Agrarpolitik der Temer-Fuhrung trifft auf Widerstand

Brasilia. Am Sonntag haben in zahlreichen
Stadten in Brasilien erneut rund hunderttau-
send Biirgerinnen und Biirger gegen den
De-facto-Prasidenten Michel Temer und
dessen politische Fithrung protestiert. In
Rio de Janeiro beteiligten sich tausende von
Anhédngern der Landlosenbewegung MST
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an den Demonstrationen. Sie forderten eine
sofortige Landreform.

Temer war vor wenigen Tagen im Zuge ei-
nes in Brasilien und international umstritte-
nen Amtsenthebungsverfahrens gegen die
gewdhlte Préasidentin Dilma Rousseff an die
Macht gekommen. Anhénger der linksge-
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richteten Politikerin und mehrere latein-
amerikanische Regierungen bezeichnen den
Machtwechsel als Putsch.

Die Demonstranten in Brasilien fiirchten
jetzt besonders, dass der De-facto-Prasident
die Gesprache beim Gipfel der G20 in Chi-
na genutzt hat, um brasilianisches Agrar-
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land im groBen Stil auslédndischen Konzer-
nen anzubieten. (...) Unter der Prasident-
schaft von Dilma Rousseff hat ein brasilia-
nisches Gesetz dem Landverkauf eine
Obergrenze von jeweils 1.000 Hektar
gesetzt. Auch das Grenzgebiet in einer Brei-
te von 1.000 Kilometern durfte nicht an
ausliandische Kaufer verdulSert werden.
Diese Bestimmungen sollen sich unter der
als Putschregierung bezeichneten Fiihrung
von Temer nun dndern. Schon vor der Ab-
reise des Politikers nach China hat sein

neuer Minister fiir Landwirtschaft, Blai-
ro Maggi, GroBgrundbesitzer und einer
der grofiten Sojaanbauer der Welt, den
Weg fiir groBangelegte internationale
Landkéaufe geebnet. Mit den Einnahmen
aus diesen Geschéften will er das Defizit in
der Staatskasse ausgleichen. "Wir werden
ihnen ziemlich viel verkaufen, wenn sie uns
rasch entgegenkommen", so Maggi. Er reis-
te mit Temer zum G-20-Gipfel nach China.
Wiéhrenddessen wurde unter Temer die
Regulierung des indigenen Landbesitzes

Helmut Weiss

weiter vertagt. Ein Verfassungsreformpro-
jekt sah vor, die Besitzrechte des indigenen
Landes durch den Senat abzusichern.
Das lukrative Geschéft mit den geraubten
Léandereien ist einer der Griinde fiir die
Ausbreitung paramilitdrischer Banden in
mehreren siiddamerikanischen Staaten, die
im Auftrag multinationaler Konzerne die
Indigenen aus ihren angestammten Gebie-
ten vertreiben.

Quelle: Amerika21

Druck auf die brasilianische Putschregierung

Wihrend die Unternehmerverbénde, vor al-
lem die beriichtigte Paulistaner FIESP, jetzt
ihre politischen Investitionen einklagen und
schnelle antisoziale Reformen verlangen,
geraten die Gruppierungen, die die Farce
getragen haben, unter Druck: Unpopulére
Malknahmen vor den Kommunalwahlen im
Oktober 2016? Da winden sich die vielen
betroffenen Kandidaten (schliellich gibt es
auch da sehr viele sehr gut bezahlte Posten
zu gewinnen, kein Vergleich mit der BRD).
Und auch die Debatten darum, welche Leh-
ren aus dem Vormarsch der Reaktion zu
ziehen seien, nehmen Fahrt auf. Unsere ak-
tuelle kommentierte Materialsammlung
,Brasilien nach dem Putsch® vom 08.
September 2016 von Helmut Weiss soll
eine Bestandsaufnahme sein und ein Aus-
blick auf kommende Zeiten:

Eine Farce-Regierung unter Druck ihrer
,» Wahler“ — den Unternehmerverbanden:
Sie miihen sich ja, auf Kosten der Arms-
ten. Der Wunschkatalog der Unternehmer-
verbdnde ist umfangreich, und lésst sich mit
der Zusammenfassung charakterisieren: Al-
les riickgangig machen, was sozialdemokra-
tische Reformpolitik in der Hochkonjunktur
den Volksbewegungen zugestanden hat, und
alles endlich umsetzen, was an Projekten
der neoliberalen Krisenbewaltigung bisher
aus verschiedensten Griinden nicht zu reali-
sieren war. (...) Seit der provisorischen
Amtsentfernung Rousseffs im Mai seien be-
reits 900.000 Familien aus dem Programm
gestrichen worden. Michel Temer kiindigte
in seiner ersten Ansprache als Brasiliens
neuer Président eine Rentenreform, Revisi-
on des Arbeitsrechts, Sparmafnahmen und
Privatisierungen an.
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Der Widerstand gegen Temer und Kon-
sorten: Weit verbreitet und unterschied-
lich

Demokratische Gruppierungen, Landarbei-
terorganisationen und Gewerkschaften, Stu-
dierendenverbinde und SchiilerInnen-
Komitees sind wieder in Mobilisierungsof-
fensiven.

Gewerkschaftliche (Wieder)Belebung?
Ein bezeichnendes Problem in den Monaten
des Kampfes gegen die Absetzung der ge-
wahlten Regierung Rousseff war, dass es
stets deutlich war, dass es keinen General-
streik geben wiirde, was ein Teil der Linken
und der Gewerkschaften als entscheidend
betrachtet hatte. Griinde dafiir waren so-
wohl die Spaltung der Gewerkschaftsbewe-
gung, als auch die Sorge vieler Menschen
von der explodierenden Erwerbslosigkeit
erfasst zu werden, die weit eher 1ihmt als
motiviert. Und auch, und dies ist keinesfalls
zu iibersehen: Weil die groften Gewerk-
schaften — jene der CUT — immer mehr als
bloRe Unterstiitzungskraft der PT Regie-
rung gesehen wurden. Mit den anstehenden
Branchenstreiks, einigen Erfolgen der Lin-
ken bei Gewerkschaftswahlen und einem
Erstarken von Stromungen, die zum Kampf
mobilisieren wollen, konnte sich hier — al-
lerdings: Auf Dauer — eine vielleicht we-
sentliche Anderung anbahnen. (Labournet)

Zahlreiche ortliche Streikaktionen und
eine Vielzahl von Demonstrationen und
Protesten markierten den 22. September
in Brasilien (s. Fotos oben). Am 29.Sep-
tember waren 600.000 - (nicht nur) brasilia-
nische Metallarbeiter — im politischen
Streik gegen die Wunschliste der Unterneh-

merverbdnde und ihrer Regierung.

Diese zwei landesweiten Protesttagen sol-
len nach Erklarungen von Gewerkschafts-
verbanden der Vorbereitung eines General-
streiks gegen die sogenannten Reformen
der Temer-Regierung dienen. (Labournet)

NachDenkSeiten: Brasilien — Dilma
Rousseff und der Tag danach: Beitrag des
Stidamerika-Korrespondenten Frederico
Fiillgraf. Es geht dabei um die Rede der
Présidentin Dilma Rousseff gegen den
Versuch der Amtsenthebung und die
Hintergriinde.
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Amerika21 Bundesregierung besorgt?
24. Sept. 2016: Auf Anfrage der Linksfrak-
tion sagte Michael Roth (SPD), Staatsmi-
nister im Auswartigen Amt: "Uns sind na-
tiirlich, genau wie IThnen, Befiirchtungen
iiber Riickschritte im Bereich der Men-
schenrechtspolitik, aber auch der Sozial-
politik bekannt, und diese Befiirchtungen
werden von uns sehr ernst genommen."
Zuvor hatte die Vizeprasidentin der Links-
fraktion, Heike Hénsel, die Position der
Bundesregierung zur neuen Staatsfiihrung
in Brasilien thematisiert. Hansel fragte, ob
die Bundesregierung die Einschitzung des
Europdischen Auswartigen Dienstes (EAD)
teile. Der EAD halte die Regierung von De-
facto-Regierungschef Michel Temer in der
Korruptionsbekampfung fiir nicht vertrau-
enswiirdig, sagte Hansel, offenbar in Bezug
auf interne Dokumente. Tatsachlich wird
gegen sieben von Temer ins Kabinett beru-
fene Minister wegen Korruption ermittelt.



https://amerika21.de/2016/09/160763/brasilien-menschenrechte-bunde
http://www.nachdenkseiten.de/?p=34826#more-34826
http://www.labournet.de/internationales/brasilien/gewerkschaften-brasilien/22-september-der-erste-von-zwei-landesweiten-protesttagen-in-brasilien
http://www.labournet.de/internationales/brasilien/politik-brasilien/politik-putschversuch/jetzt-soll-die-brasilianische-putschregierung-liefern-unternehmerverbaende-machen-druck-der-widerstand-auch/#more-104179
https://amerika21.de/2016/09/159656/brasilien-temer-agrar-land
http://www.lanacion.com.ar/1297824-brasil-limita-la-compra-de-tierras-por-extranjeros

Luis Britto Garcia

Venezuela: Die sichtbare Hand des Marktes

Kissinger und Nixon zerstérten die Regierung Allende in Chile, indem sie schworen, dass sie deren Wirtschaft "vor
Elend weinen" lassen wiirden. Von uns héngt es ab, ob sie die unsrige zerstéren oder nicht.

21.05.2016 - Ich halte es fiir wichtig, die
Kernstiicke der Arbeiten von Pascualina
Curcio (1) zu kommentieren, die meines Er-
achtens bisher nicht in der ihnen angemesse-
nen Form bekannt worden sind. In Bezug
auf die aktuelle Knappheit von Giitern des
taglichen Bedarfs verbreiten bestimmte pri-
vate Medien nicht die Wahrheit. Sie behaup-
ten, diese Knappheit werde durch die feh-
lende Bewilligung von Vorzugsdevisen fiir
den Import sowie die Preiskontrollen verur-
sacht. Dies wiederum fiihre dazu, dass die
Kapitalisten nicht die ihnen zustehenden ex-
orbitanten Gewinne erzielen konnten.

In ,,Unterversorgung und Inflation in Vene-
zuela“(2) zeigt Curcio jedoch anhand tiber-
zeugender Zahlen und Graphiken, dass ,,im
Fall Venezuelas seit 2003 das Niveau der
Unterversorgung nicht mit dem Produkti-
onsniveau zu erkldren ist. Sowohl die Pro-
duktion als auch die Importe sind relativ
stabil geblieben. Daher betrifft diese
Knappheit, die man in den Ldden misst, Gii-
ter, die produziert wurden, die aber nicht
auf reguldre und angemessene Art und Wei-
se sowie in ausreichender Stiickzahl in den
Regalen der Verkaufsldden platziert wur-
den. In diesem Fall liegt der Boykott nicht
in der Produktion, die Aktionen zielten ab
auf eine Verdnderung der Distributionsme-
chanismen und auf die Behinderung des an-
gemessenen und reguldren Zugriffs auf eben
diese Giiter von Seiten der Bevélkerung.
Und tatsdchlich, seit 2002 bis zum heutigen
Datum fillt jeder tollkiihne Versuch der Op-
position, die Regierung durch Gewalt oder
auf dem Wege der Wahlen zu stiirzen mit ei-
ner Situation der Unterversorgung zusam-
men. Das ist etwas Zuviel des Zufalls.

Anhand vieler Zahlen und Graphiken zeigt
Pascualina Curcio weiterhin auf, dass bei
verschiedenen Basisgiitern, wie beispiels-
weise dem Maismehl, sowohl die Produkti-
on (oder der Import) wie auch der Konsum
,vom ersten Quartal 2012 bis zum zweiten
Quartal 2015 im Durchschnitt konstant ge-
blieben sind“. Man moge mir die vielfache
Nutzung der Anfithrungszeichen verzeihen,
aber fiir ihre Argumente gibt es kein Vertun:
,Dieses Verhalten wiederholt sich bei allen
Nahrungsmitteln, die eine Knappheit aufge-
wiesen und lange Schlangen wartender
Kdufer verursacht haben: Reis, Teigwaren,
pflanzliche Ole, H-Milch, Rindfleisch, Hiih-
nerfleisch, Hiihnereier, weilSer Hartkdse,
Zucker, Kaffee, um nur einige zu nennen.
Also, es gibt sehr wohl eine Produktion
bzw. einen Import der Giiter. Denn wenn
dem nicht so wére: woher kommen diejeni-
gen Giiter, mit denen die Schwarzhéandler
wieder und wieder handeln?

Die Autorin weist auch nach, dass die Aus-
maRe des Konsums ungefahr gleich geblie-
ben sind. Curcio zeigt auf, dass ,,wenn wir
Venezolaner im Durchschnitt die gleiche
Anzahl der Hauptnahrungsmittel konsu-
mieren (gemessen in Kilogramm oder in
Kilokalorien), und wenn wir sie konsumie-
ren, eben weil sie hergestellt oder impor-
tiert wurden, dann sollte man sich die Fra-
ge stellen: was passiert zwischen der Pro-
duktion/dem Import und dem Konsum,
dass sich die Produkte nicht mit der not-
wendigen RegelmdBigkeit und in den not-
wendigen Mengen in den Regalen wieder-
finden. Wenn die Produktion und die Im-
porte stabil geblieben sind, warum miissen
wir uns in lange Schlangen stellen, um ei-
nige dieser Nahrungsmittel zu erwerben,
oder warum miissen wir diese im Parallel-
oder illegalen Markt zu iiberhéhten Prei-
sen kaufen“. Die Antwort liegt auf der
Hand: ,,Die seit 2003 von Sektoren der
Opposition gegeniiber der nationalen Re-
gierung vorangetriebenen Strategien einer
politischen und sozialen Destabilisierung,
haben Methoden der wirtschaftlichen
Nicht-Kooperation eingesetzt. Und sie ta-
ten dies nicht iiber den Weg des Streikauf-
rufs, der der Unterstiitzung verschiedens-
ter und zahlreicher politischer Sektoren
bediirft hdtte, sondern durch einen Boykott
der Giiterversorgung. Diese Aktivitdten
haben sich seit 2013 verstdrkt. “

Aber wir wissen alle, dass aus den Regalen
weder Bier, noch Softdrinks, noch hoch
verarbeitete, nicht-regulierte Nahrungsmit-
tel verschwinden.

Was zeichnet die ,,verschwundenen‘ Giiter
aus? Curcio antwortet: ,,In erster Linie
werden sie stark konsumiert, sie sind un-
abdingbar fiir die typisch venezolanische
Erndhrung, sie sind Teil der venezolani-
schen Kultur. Dazu zéihlen Maismehl, Kaf-
fee, Reis, Zucker, Bohnen, Teigwaren,
Hiihnereier.

Zweitens und zusdtzlich zum hohen Kon-
sum, liegen ihre Produktion und Distribu-
tion in der Hand einiger weniger Unter-
nehmer; im Allgemeinen sind es Nah-
rungsmittel, die von Monopolen und Oli-
gopolen hergestellt werden. Daher verur-
sachen auch die Guajave, die Banane und
der Orangensaft trotz ihres ebenfalls ho-
hen Konsums keine Schlangen. Diese Gii-
ter werden von vielen Herstellern angebo-
ten, die durch ihre Vielzahl keine Kartelle
zur Anderung der Distribution bilden kén-
nen.

Drittens handelt es sich um nicht verderb-
liche Nahrungsmittel, bzw. um Nahrungs-
mittel, die iiber einen relativ langen Zeit-
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raum gut konserviert werden kénnen. Das
Maismehl, der Reis, die Teigwaren, der Kaf-
fee, die Bohnen, die Milch, die Margarine,
das OI, um nur einige zu nennen, kénnen bis
zu ein Jahr aufbewahrt werden. Dies ist bei
Bananen oder der Guajave nicht méglich. “

Daher hebt Curcio berechtigter Weise her-
vor, dass ,,offensichtlich nicht das Unterlie-
gen einer Preisregulierung bestimmt, ob
Nahrungsmittel knapp sind. Zusdtzlich miis-
sen wir darauf hinweisen, dass es Produkte
gibt, deren Konservierungslogistik sehr teu-
er ist und die daher nicht auf den illegalen
Mirkten durch Schwarzhdndler gehandelt
werden; dies passiert im Fall des Hiihner-
fleisches, des Rindfleisches, des weillen
Hartkdses und der Hiihnereier. Diese Pro-
dukte miissen fiir ihre Konservierung ge-
kiihlt werden und sie werden in den Lebens-
mittelmdirkten vermarktet. Allerdings zu
Preisen, die deutlich iiber den regulierten
Preisen liegen, das heifst. unter Missach-
tung der Vorgaben.

Curcio folgert daraus, dass ,,die Anpassung
der Preise nicht die Losung fiir das Problem
der Unterversorgung ist, fiir die Schlangen
und den Schwarzhandel, eben weil die Prei-
se nicht die Ursache dieser Phéinomene
sind. Die Ursache liegt im Boykott der Ver-
sorgung und der Verzerrung der Distributi-
onsmechanismen. Daher sind es die Uber-
wachung und die Regulierung, auf die sich
die Regierung konzentrieren sollte. Es ist
die Prdsenz weniger aber mdchtiger Hénde
im Markt, die mit durchschaubaren politi-
schen Intentionen die Distributions- und
Versorgungsmechanismen der fiir das Leben
der Venezolaner so wichtigen Giiter verfdl-
schen.“

Mit anderen Worten: die Regierung hat mit
der vertrauensvollen Ubergabe von Vorzugs-
Dollars (3) den Zugang zu ihrer Lebensader
dem kapitalistischen Wirtschaftsgegner
iibergeben, damit dieser dieses Geld fiir
Phantasie-Importe oder fiir Giiter ver-
schwendet, die er danach hamstert oder bei
denen er verhindert, dass sie ihre Abnehmer
finden. Auf diese Weise erreicht die riesige
Anstrengung der Regierung, ndmlich Dollar
zu Vorzugskonditionen fiir die privaten Un-
ternehmer herbeizuschaffen, damit diese Ba-
sisgiiter herstellen oder Rohstoffe fiir die
Herstellung importieren, nicht den Konsu-
menten. Und diese Giiter oder Rohstoffe
stauen sich in einer verkommenen Mafia
von Zwischenhédndlern, groftenteils kontrol-
liert durch die Monopole und Oligopole der
Branche. Der normale Biirger kann gegen
diesen Pfropfen, der die sozialistischen
Politiken zerstort und die Unterstiitzung des



http://www.alainet.org/es/autores/pasqualina-curcio

Volkes fiir seine Regierung zersetzt, nichts
tun.

Notwendig ist ein staatliches Handeln zu
Gunsten eines direkten, kontrollierten und
sanktionierten Imports.

Kissinger und Nixon zerstorten die Regie-
rung Allende in Chile, indem sie schworen,
dass sie deren Wirtschaft ,,vor Elend wei-
nen“ lassen wiirden. Von uns hangt es ab, ob
sie die unsrige zerstoren oder nicht. Gegen
den Wirtschaftskrieg, politische Gegenof-
fensive.

(1)La mano visible del marco Kurzfassung
Langfassung

(2) Desabastecimiento e inflacion en Venezuela
http://idea.gob.ve/admin/img noticias/desa.pdf
(3) Vorzugsdollar (SiG-Red): Die Unterneh-
mer erhalten die Dollar zu einem sehr giinsti-
gen Wechselkurs (1:6) und eigentlich dafiir,
Importe zu titigen. Viele diese Firmen exis-
tieren jedoch nur auf dem Papier, sie sind
Briefkastenfirmen, die vorgeben, Waren ein-
zufiihren, ihre Vorzugsdollar jedoch in Wirk-

Edgardo Lander

lichkeit auf dem Schwarzmarkt eintauschen
und dabei einen zigfachen Gewinn machen.
Denn durch den extrem niedrigen Olpreis fehlt
es inzwischen an Dollar. Deshalb miissen alle
Héndler und alle anderen, die keinen Zugang
zum Vorzugsdollar besitzen und Devisen brau-
chen, sich auf dem Schwarzmarkt damit ver-
sorgen. Francine Jacome

Ubersetzung: Susanne Schartz-Laux,
Amerika21;
Quelle: Luis Britto Garcia

Die Implosion Petro-Venezuelas

In der aktuellen Krise gehen die Errungenschaften des Chavismus verloren

Die bolivarianische Regierung, die Sozialis-
mus als etatistisches Projekt begriff, vergro-
Rerte den Staatssektor weit iiber seine Ka-
pazitdten hinaus. Deshalb ist der Staat gro-
Ber, aber gleichzeitig schwécher, ineffizien-
ter, intransparenter und korrupter geworden.
Sowohl die Sozialprogramme, die die Le-
bensbedingungen der Bevélkerung deutlich
verbesserten, als auch die zahlreichen Pro-
jekte der lateinamerikanischen Solidaritdt
und Integration beruhten auf dem hohen Ol-
preis. Dabei ignorierte die Regierung die
historischen Erfahrungen der zyklischen
Olpreisschwankungen und agierte, als wiir-
den die Olpreise ewig oberhalb der 100-
Dollar-Marke liegen.(...)

In den fetten Jahren hat man die enormen
Staatseinnahmen zudem ausgegeben, ohne
Reservefonds fiir schlechtere Jahre anzule-
gen. Als der Olpreis schlieRlich einbrach,
geschah das Unvermeidliche: Die Wirt-
schaft stiirzte in eine tiefe und anhaltende
Rezession, und das politische Projekt des
Chavismus begann zu zerfallen. Das Brut-
toinlandsprodukt fiel 2014 um 3,9 Prozent,
im Folgejahr um 5,7 Prozent. Laut der Wirt-
schaftskommission fiir Lateinamerika und
die Karibik CEPAL verdoppelten sich die
Staatsschulden zwischen 2008 und 2013.
Zudem leidet Venezuela unter der weltweit
hochsten Inflationsrate. Im Jahr 2015 be-
trug sie offiziell 180,9 Prozent, fiir Lebens-
mittel und fiir nicht alkoholische Getrdnke
sogar 315 Prozent. Und diese Zahlen sind
mit Sicherheit noch zu niedrig angesetzt. Es
gibt keine offiziellen Daten fiir das laufende
Jahr, aber die Inflation im ersten Halbjahr
lag, vor allem im Lebensmittelbereich,
deutlich tiber diesen Werten.

Die wirtschaftliche Rezession hat zu einer
allgemeinen Unterversorgung mit Lebens-
mitteln, Medikamenten und Haushaltsarti-
keln gefiihrt. (...) Wahrend die Erndhrungs-
und Landwirtschaftsorganisation der Ver-
einten Nationen (FAO) Venezuela 2013
noch eine «Anerkennung fiir die au8eror-
dentlichen Fortschritte bei der Bekampfung
des Hungers» aussprach, ist das Land nun
mit wachsenden Versorgungsschwierigkei-
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ten konfrontiert. (...) Im Gesundheitsbe-
reich ist die Lage nicht weniger kritisch.
Die Unterversorgung mit Medikamenten,
medizinischen Geréten und chirurgischem
Material in den Krankenhédusern und Ge-
sundheitszentren ist dramatisch. Das Trink-
wasser ist rationiert, was vor allem die arme
Bevolkerung trifft. Aulerdem herrscht we-
gen fehlender Ersatzteile wie Batterien und
Autoreifen auch eine schwere Krise im 6f-
fentlichen Nahverkehr.

Die Regierung weigert sich, in Betracht zu
ziehen, dass das Land in einen Notstand ge-
rit, der Hilfe aus dem Ausland nétig macht.
Zum einen wiirde sie damit das Scheitern
ihrer Politik anerkennen. Zum anderen will
sie aber auch vermeiden, dass die Me-
chanismen des humanitéren Interventionis-
mus in Gang gesetzt werden und die Tiir fiir
eine politische oder woméglich militdrische
Intervention aufgestoRen wird.

In den letzten Jahren hat die Regierung ver-
schiedene Programme zur Verteilung von
Nahrungsmitteln ins Leben gerufen, denen
aufgrund von Ineffizienz und Korruption
nur ein kurzes Leben beschert war. Zudem
haben sich all diese Instrumente auf die
Verteilung von Giitern beschrankt, ohne
sich systematisch mit der Krise der einhei-
mischen Produktion auseinanderzusetzen.
Dies alles hat zu einer dramatischen Ver-
schlechterung der Versorgung und zu einem
rasanten Verlust der in den Jahren zuvor er-
reichten sozialen Errungenschaften gefiihrt.
Der Verfall der Kaufkraft ist ein generelles
Phanomen, das allerdings nicht alle Grup-
pen der Bevolkerung gleichermallen trifft.
Die Verringerung der Einkommensun-
gleichheit war einer der wichtigsten Erfolge
des bolivarianischen Prozesses. Unter dem
Verfall der Kaufkraft haben nun aber vor al-
lem diejenigen zu leiden, die von Léhnen,
Renten und Pensionen leben. Faktisch wirkt
die Wirtschaftspolitik der Regierung wie
eine neoliberale Strukturanpassung, die zur
Verschlechterung der Lebensbedingungen
fiihrt. Der Zahlung der Auslandsschulden
wird gegeniiber der Befriedigung der
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Grundbediirfnisse Vorrang eingeraumt.
Dem fiir Wirtschaftsfragen zustandigen Vi-
zeprasidenten Miguel Pérez Abad zufolge
wird Venezuela seine Importe dieses Jahr
deutlich reduzieren, um die Kredite bezah-
len zu kénnen.

Basisbewegungen, politische Organisatio-
nen und Forschungseinrichtungen haben
Vorschldge entwickelt, wie sich finanzielle
Mittel mobilisieren lieRen, um die drin-
gendsten Bediirfnisse der Bevolkerung zu
befriedigen. Dazu gehort vor allem die
Plattform fiir ein 6ffentliches Biirgerhearing
(Plataforma de Auditoria Ptblica y Ciuda-
dana), die eine grundlegende Untersuchung
der Korruption vor allem im Zusammen-
hang mit der Devisenzuteilung durch den
Staat an Importunternehmen fordert. Doch
die Regierung hat diese Vorschldge zurtick-
gewiesen. Eine Untersuchung der Korrupti-
onsfille kime dem Offnen der Biichse der
Pandora gleich, da mit groRer Wahrschein-
lichkeit hochste Zivil- und Militdarbeamte
sowie GroRunternehmer in diese Fille ver-
wickelt sind.

Die Schwierigkeiten, mit denen die grofRe
Mehrheit der Bevolkerung im Alltag kon-
frontiert ist, haben iiberall im Land zu Pro-
testen, StrafRenblockaden und der Pliinde-
rung von Warenlagern, Geschéften und
Lkw gefiihrt. Einige dieser Proteste wurden
moglicherweise angezettelt, um die Regie-
rung zu destabilisieren. Es steht auch auBSer
Frage, dass im Land paramilitdrische Grup-
pen aktiv sind. Aber das AusmaR der Pro-
teste verweist doch auch darauf, dass es
sich um ein weitverbreitetes soziales Pha-
nomen handelt.

Dazu kommt die Unsicherheit, die von der
venezolanischen Bevolkerung viele Jahre
lang als Hauptproblem im Land bezeichnet
worden ist. Den Vereinten Nationalen zufol-
ge hat Venezuela nicht nur die hochste Mor-
drate Stidamerikas, sondern ist auch das
einzige Land der Region, in dem die Mor-
drate seit 1995 bestdndig gestiegen ist.
Auch die Félle von Selbstjustiz haben zuge-
nommen. Das zeigt uns, in welcher tiefen
auch ethischen Krise sich die venezolani-
sche Gesellschaft befindet. -- Quelle: RLS



https://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/Standpunkte/Standpunkte_17-2016.pdf
http://luisbrittogarcia.blogspot.de/2016/05/la-mano-visible-del-mercado.html
https://amerika21.de/analyse/154243/sichtbare-hand-marktes
http://www.deutschlandfunk.de/venezuela-nie-zuvor-eine-krise-dieser-dimension.1184.de.html?dram:article_id=309298
http://idea.gob.ve/admin/img_noticias/desa.pdf
https://www.scribd.com/doc/307118877/La-Mano-Visible-Del-Mercado-i-Trabajo-completo
https://www.scribd.com/doc/307118440/La-Mano-Visible-Del-Mercado-i-Resena

Venezuelas Regierung ergreift MaBnahmen gegen den Wirtschaftskrieg
Gesprach mit Jesus Faria, Minister fiir AuBenhandel und internationale Investitionen der Bolivarischen Republik Venezuela

(...) Die Wirtschaftskrise wurde durch den
brutalen Verfall der Erdélpreise verursacht,
was einen Riickgang unserer Deviseneinnah-
men um 50 Prozent verursacht hat. Das ist au-
Rerordentlich dramatisch fiir eine Wirtschaft,
die seit mehr als vier Jahrzehnten zu einem
hohen Grad von den Erdolexporten abhéngig
ist. Zum zweiten spielt der Wirtschaftskrieg
eine entscheidende Rolle, und in dessen Rah-
men vor allem die Geldspekulation und die
Angriffe auf unsere Wahrung. An dritter Stelle
ist die strukturelle Krise zu nennen, die da-
durch hervorgerufen wurde, dass unser Wirt-
schaftsmodell bislang auf den Einnahmen aus
dem Erdolexport sowie dem massenhaften Im-
port von Waren des tdglichen Bedarfs basiert.
In dieser Situation ist es zu einem Riickgang
der Produktion und zu einem Anwachsen der
Spekulation gekommen, was zu einer sehr

Interview: André Scheer

hohen Inflation sowie zu Versorgungseng-
passen gefiihrt hat. Als Reaktion darauf haben
wir Manahmen ergriffen, um die Produktion
zu fordern und die Spekulation zu stoppen.
Mittel- und langerfristig unternehmen wir
grofRe Anstrengungen, unser Land zu indus-
trialisieren und Importe zu ersetzen sowie
die Produktivitdt unserer Arbeit zu erhéhen.

Der gréfSte Teil der Handels- und Vertriebs-
ketten in Venezuela ist in privater Hand. Plant
die Regierung MaSnahmen, um die Abhdngig-
keit von privaten Unternehmen zurtickzudrdn-
gen?

Wir haben Gesetze gegen monopolistische
Praktiken und um die Spekulation zu verhin-
dern. Diese Gesetze wenden wir an, ohne
Riicksicht darauf, wer der jeweilige Eigentii-
mer eines Unternehmens ist. Aktuell fithren

Robert Ojurovic

wir einen offenen Kampf gegen Kréfte, deren
Ziel die Destabilisierung unserer Okonomie
aus politischen Griinden ist. Wir haben des-
halb im Februar einen Nationalrat fiir Produk-
tivitat eingerichtet, in dem Repréasentanten der
Regierung, Vertreter der Arbeiter- und Ge-
werkschaftsbewegung, aber auch Teile des
Unternehmertums zusammenkommen. Diese
Vertreter des Privatkapitals haben sich ver-
pflichtet, ihren Teil zur Steigerung der Pro-
duktivitat, zur Verbesserung der Vertriebswe-
ge und zur Stabilisierung der Okonomie bei-
zutragen.

Es ist uns inzwischen gelungen, den Wirt-
schaftskrieg zu bremsen. Nun sehen wir uns
jedoch einem politischen Krieg gegentiber,
durch den politische Instabilitdt geschaffen
werden soll und der sich gegen die wirtschaft-
liche Erholung richtet. — Jungewelt

IWF knackt Argentinien

Schuldenmachen wieder erlaubt: Prdsident Macri buhlt erfolgreich um Geld und Investoren. Nach »Mini-Davos«-
Wirtschaftsgipfel ist auch der Fonds wieder da

Am Montag traf nach langer Zeit wieder
eine Delegation des Internationalen Wah-
rungsfonds (IWF) in Buenos Aires ein.
Die in Washington anséssige Finanzorgani-
sation unter US-Fiihrung ist jetzt dabei,
nach zehn Jahren Eiszeit wieder Zugriff auf
die Finanz- und Sozialpolitik Argentiniens
zu erlangen.

Dies markiert einen weiteren Schritt der jet-
zigen Regierung auf ihrem neoliberalen
Kurs und zur Offnung des Landes fiir die
globalen Finanzmarktakteure.

Bereits eine Woche zuvor hatte eine Tagung
von 1.900 Unternehmern und Topmanagern
aus 67 Staaten beim ersten »Argentina
Business and Investment Forum« in Bue-
nos diesen Schritt mit vorbereitet.
Argentinien ist zuriick »am Tisch mit den
Investoren«, war der meistzitierte Satz un-
ter den Beteiligten der Konferenz.

Die Regierung um Prasident Mauricio Ma-
cri reklamierte dann auch jede Moglichkeit,
selbst kleinste positiv klingende Ansétze
des dreitdgigen »Mini-Davos« (benannt
nach dem Weltwirtschaftsforum, das jahr-
lich im Schweizer Kurort tagt) als Bestéti-
gung ihres Kurses. An dem Treffen hatte
auch Bundeswirtschaftsminister Sigmar
Gabriel (SPD) als prominentester auslandi-
scher Politiker teilgenommen.

»Mini-Davos« war ein Treffen der iiblichen
Verdéchtigen. Schultern wurden geklopft,
warme Worte ausgetauscht und die Riick-
kehr des zuvor geschnittenen Landes in die
Finanzwelt gefeiert. Argentinien besitze
wieder enorme positive Wirtschaftsperspek-
tiven, so unisono Manager von internatio-
nalen Unternehmen wie BP, Dow Chemi-
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cal oder Siemens. Der deutsche Industrie-
riese verkiindete auch sogleich, in den kom-
menden fiinf Jahren fiinf Milliarden Euro
im Land investieren zu wollen.

Seit Amtstibernahme von Macri hatte die
Regierung fiir den erhofften »Investitions-
schub« hart an der Turboreformschraube
gedreht. Der Devisenmarkt wurde liberali-
siert, der einheimische Peso gegeniiber dem
US-Dollar um 40 Prozent abgewertet und
mit der Zahlung von iiber neun Milliar-
den US-Dollar an US-Hedgefonds (die
sich einem Schuldenschnitt der Vorgénger-
regierungen widersetzten, dagegen in den
USA geklagt und gewonnen hatten) deren
»Vertrauen« und das neuer Geldgeber zu-
riickgewonnen.

Dass Argentinien aktuell in einer zweiten,
wirtschaftlich fast aussichtslosen Parallel-
realitdt dahintreibt, wurde von den Experten
ausgeblendet oder verschwiegen.

Es herrscht Rezession. Der Riickgang der
Wirtschaftsleistung im Lande von Quartal
zu Quartal ist traurige Normalitédt gewor-
den. Die Arbeitslosenquote liegt bei offizi-
ell 9,5 Prozent, im laufenden Jahr sind nach
Regierungsangaben mehr als 100.000 Ar-
beitsplétze vernichtet worden. Ein GroRteil
der Bevolkerung arbeitet im »informellen
Sektor«, also in Jobs ohne soziale Absiche-
rung und unter zum Teil menschenunwiirdi-
gen Bedingungen. Mit den dort zu erzielen-
den Lohnen konnen die exorbitanten Preise
fiir Lebensmittel und Energie kaum noch
oder gar nicht mehr bezahlt werden. Die
Kaufkraft ist gravierend gesunken. Bei der
industriellen Produktion verzeichnet das
Land einen Einbruch von fast acht Prozent.
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Und die Inflationsrate stieg in diesem Jahr
bis auf 43 Prozent. (...) In manchen Provin-
zen sind die Gaskosten der Verbraucher fiir
eine Belieferung im Winter um bis zu 800
Prozent gestiegen. (...)

Und es miissen neue Kredite her. Der
jahrliche Investitionsbedarf in Energiever-
sorgung, Infrastruktur und Technologie
wird auf 110 Milliarden US-Dollar ge-
schatzt. Hauptsdchlich deshalb wurden die
zuvor abgebrochenen Beziehungen zum
IWF wieder aufgenommen. Unter den pero-
nistischen Vorgédngerregierungen von Né-
stor Kirchner und dessen Ehefrau Cristina
Fernandez waren diese eingefroren und
2006 abgebrochen worden. Der IWF wurde
zum Inbegriff fiir den angloamerikanischen
Kapitalismus, der das Land zugrunde rich-
ten wollte.

Es war eine Art Riickeroberung, als am
Montag die IWF-Delegation in der Haupt-
stadt ankam: » Wir bauen die Beziehungen
zu Argentinien wieder neu auf«, verkiindete
der Chef der Abordnung, der Italiener Ro-
berto Cardarelli.

Neben zahlreichen Treffen mit Regierungs-
und Wirtschaftsvertretern, Okonomen und
Gewerkschaftern, werden bei dem zehntagi-
gen Besuch auch die aktuellen Staatsfinan-
zen einer genaueren Begutachtung unterzo-
gen. Ziel des IWF ist es, eine umfassende
Einstufung der Kreditfdhigkeit des Landes
vorzunehmen. Macris Leute erwartet ein
positives Resultat: Das Durchsetzen neoli-
beraler Konzepte auf Kosten von Mangel-
wirtschaft und Preisexplosion sollte den
IWF-Geldhahn 6ffnen.
http://www.jungewelt.de/2016/09-23/040.php
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Welcher Frieden in Kolumbien?
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In el plebiscito

CENTRA

Labournet: Am Montag, 29. August 2016, um 0 Uhr verkiindete die FARC
(Bewdffnete Revolutiondre Krdfte Kolumbiens) die Niederlegung der
a ia Waffen. Das Abkommen mit der kolumbianischen Regierung ist in Kraft, das
Referendum findet am 2.Oktober statt. Sowohl die andere
Guerillaorganisation im Lande, die ELN, als auch Frauenorganisationen,
indigene Verbdnde und zahlreiche soziale Bewegungen, die Gewerkschaften
eingeschlossen, begriiien dieses Ergebnis der Verhandlungen —
unterstreichen aber zur selben Zeit Mdngel, offene Fragen und soziale
ITERIA DE TEAAAeDOREs Bedingungen eines wirklichen Friedens nach so langen Jahren Biirgerkrieg.

Faschistische Mérderbanden morden weiter und die radikale Rechte um den
Exprdsidenten Uribe macht Front gegen das Abkommen. Historische Erfahrungen aus den 90er Jahren néhren Skepsis.
Materialsammlung vom 30. August 2016 ,, Welcher Frieden in Kolumbien?“

Hector Perla

Funf Lektionen aus Zentralamerika fur den
kolumbianischen Friedensprozess

Wenn Kolumbien nicht aus den Erfahrungen Zentralamerikas lernt, wird es im Sumpf aus struktureller Armut, Gewalt

El Salvador beging am 16. Januar den 24.
Jahrestag der Unterzeichnung des Friedens-
vertrags, der den Biirgerkrieg im Land be-
endete. Am 29. Dezember dieses Jahres
wird Guatemala 20 Jahre Friedensverein-
barungen feiern, wahrend Nicaragua am
26. Juni den 26. Jahrestag seit dem Ende
des Contra-Krieges begehen wird. Wenn
man nach vorn schaut, kann man aus den
Erfahrungen Zentralamerikas zu Lektionen
kommen, die helfen, die Qualitit der Nach-
kriegsdra zu verbessern, die wahrscheinlich
bald auf Kolumbien zukommt.

Angesichts des stetigen Fortschritts hin zu
einer Friedensregelung zwischen den Farc
und der kolumbianischen Regierung in den
vergangenen Jahren ist es wichtig, dass wir
auf die Lehren zuriickblicken, welche die
zentralamerikanischen Friedensprozesse fiir
die siidamerikanische Bevolkerung bereit-
halten. Die meisten Beobachter haben dar-
auf fokussiert, welche Lektionen gesammelt
werden konnten, um die Vereinbarungen
selbst zu verbessern. Aber die wichtigsten
Lehren sind nicht darin zu sehen, wie be-
waffnete Konflikte besser zu beenden sind,
sondern vielmehr darin, wie der Frieden
nach dem Biirgerkrieg verbessert werden
kann.

Von den drei oben erwédhnten Konflikten ist
der Biirgerkrieg in El Salvador der gegen-
wartigen Situation in Kolumbien am &hn-
lichsten. Deshalb werde ich Lehren haupt-
sdchlich mit diesem Bezug beschreiben und
Beispiele aus den anderen beiden Fallen
ebenso einschliefen. Es sind besonders fiinf
wichtige Lektionen, die das Ende bewaffne-
ter Konflikte in Zentralamerika fiir die Zu-
kunft und die Qualitét des Friedens nach
dem Krieg in Kolumbien bereithélt.
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und Korruption versinken
1. Frieden beendet die Armut nicht

Erstens, egal wie gut eine Friedensverein-
barung ausgearbeitet wurde, es ist keine
Garantie dafiir, dass Armut beseitigt wird
oder auch nur zurtickgeht; nur eine richtige
Regierungspolitik bewirkt das. Ebenso be-
seitigt Demokratie nicht automatisch Un-
gleichheit. Das wird durch die Geschehnis-
se wahrend der 1990er und den frithen
2000er Jahren in allen drei zentralamerika-
nischen Nationen nach dem Friedensschluss
untermauert. Wahrend rechtslastige Regie-
rungen Neoliberalismus einfiihrten und ihre
Volkswirtschaften entlang der Richtlinien
des orthodoxen Glaubens an den freien
Markt restrukturierten, wurde keines dieser
beiden Probleme gelost. Zwar fiihrte das
Wirtschaftswachstum nach dem Krieg zu
einer gewissen Verringerung der Armut in
diesen Léandern, tatsdchlich war aber viel
von diesem Riickgang auf die schnelle Stei-
gerung von Riickiiberweisungen durch sal-
vadorianische und guatemaltekische Ein-
wanderer in den USA zuriickzufiihren.

Unterdessen wirkte die Ungleichheit wei-
terhin katastrophal auf eine Region, die oh-
nehin bekanntlich eine der Regionen mit
der ungerechtesten Verteilung auf der Welt
ist. In diesem Sinne ist Kolumbien Zentral-
amerika viel dhnlicher als vielen der siid-
amerikanischen Lander der Anden oder des
Cono Sur. Nach Angaben der Weltbank war
Kolumbien 2012 auf dem achten Rang der
Staaten mit der gréften Ungleichheit auf
der Welt (Honduras Rang fiinf und Guate-
mala zehn), gemessen am GINI-Koeffizi-
ent. Wenn dieser soziodkonomische Aus-
schluss sich in Kolumbien nach dem Kon-
flikt fortsetzt, wird das Land wahrschein-
lich die gleichen Drogen- und Kriminali-
tatsprobleme bekommen, wie sie die Lan-
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der des nordlichen Dreiecks Zentralameri-
kas erfahren mussten. Im Speziellen verfiigt
Kolumbien wie Zentralamerika iiber einen
groBen Anteil der Bevolkerung, die bereits
gefdhrdet ist (Arme in den Stddten, landlose
Bauern, schwarze und indigene Gemeinden,
interne Vertriebene) in Hinblick auf gewalt-
same Vertreibung und Kriminalitét (entwe-
der als Téter oder Opfer). In einem USAID-
Bericht heilit es: "Kolumbien hat eine der
héchsten Raten der internen Vertreibung
weltweit. Es gibt tiber drei Millionen offizi-
ell registrierte Binnenfliichtlinge, wobei hu-
manitdre Organisationen die tatsdchliche
Zahl auf fiinf Millionen schdtzen."

Dazu kommt, dass das hohe Level der Ge-
walt und Brutalitdt im internen Konflikt
Kolumbiens den Biirgerkriegen in Guate-
mala und El Salvador viel dhnlicher war als
dem Konflikt auf einem niedrigeren Level
in Nicaragua, und er dauert viel ldnger. So
wie der Terror von Killerkommandos gegen
arme Viertel in Zentralamerika, séite die Ge-
walt der Paramilitars gegen Aktivisten und
Anfiihrer von Basisgemeinschaften in Ko-
lumbien Angst und zerstorte zivilgesell-
schaftliche Netzwerke, die eine Liicke in
der Nachkriegsphase hinterlassen, die am
wahrscheinlichsten von Kriminellen gefiillt
werden wird. Solange nicht ein gut durch-
dachter Prozess einer regierungsfinanzier-
ten Wiederherstellung von zivilen Gemein-
schaften kultiviert wird, wie in Nicaragua
durch FSLN-unterstiitzten "Réte fiir Biir-
germacht” (Consejos de Poder Ciudadanos),
werden wohl Angst und Misstrauen, die in
den Jahren des bewaffneten Konflikts er-
zeugt wurden, und die Verfolgung zivilge-
sellschaftlicher Akteure weitergehen und
den fruchtbaren Boden bereiten, auf dem
Kriminelle rekrutieren und das Vakuum fiil-
len kénnen.



http://www.usaidlandtenure.net/sites/default/files/country-profiles/full-reports/USAID_Land_Tenure_Colombia_Profile.pdf
http://www.labournet.de/internationales/kolumbien/politik-kolumbien/frieden-in-kolumbien-und-wie-weiter-da-moerderbanden-weiter-aktiv-sind/

2. Vorsicht vor strukturellen
Anderungen, die fortschrittliche
Reformen ausschlieffen

Eine der hinterhéltigsten Strategien, die
rechtslastige Parteien in Zentralamerika an-
wendeten, um ihre Macht im Gefolge des
Friedensprozesses Lander zu sichern, bein-
haltete das Setzen eines rechtlichen Rah-
mens. Im unmittelbaren Nachgang der Frie-
densvereinbarungen verfiigten diese Partei-
en iiber weit tiberlegene Mehrheiten in den
zentralamerikanischen Parlamenten und so
konnten sie Gesetze mit erheblichen Aus-
wirkungen verabschieden, welche die Rich-
tung dnderten, in der sich ihre Lander be-
wegten. Manchmal indem sie praktisch die
iiblichen neoliberalen Reformen gegen An-
derungen immunisierten, so dass linke "Su-
per-Mehrheiten" nétig sind, um sie zu an-
dern.

In El Salvador ist ein klassisches Beispiel
das "Amnestiegesetz", das vom Parlament
verabschiedet wurde, kurz nach dem die
Friedensvereinbarungen unterschrieben
wurden. Grob gesagt verhinderte es, dass ir-
gendjemand fiir krasse Menschenrechtsver-
letzungen zur Verantwortung gezogen oder
fiir seine Straftaten vor Gericht gestellt
wird. Das hatte Straffreiheit sogar fiir die
entsetzlichsten Menschenrechtsverletzun-
gen, die wahrend des Biirgerkriegs began-
gen wurden, zur Folge.

Nachdem dann die ersten Wahlen abgehal-
ten waren und die Abgeordneten der Natio-
nalen Befreiungsfront Farabundo Marti
(FMLN) zum ersten Mal Sitze im Parla-
ment einnahmen, manovrierten die Rechten
weiterhin zu ihrem Vorteil, wihrend die
Linken erste tapsige Schritte bei Seegang
auf dem Deck der institutionellen Politik
gingen. Bei der allerersten Wahl zum Parla-
ment mit voller Beteiligung der FMLN lie-
fen sieben ihrer 21 Abgeordneten zu Mehr-
heitsparteien iiber. Diese Uberl4ufer ermog-
lichten es Arena, den Neoliberalismus in die
salvadorianische Volkswirtschaft einzuram-
men mit dem, was als "Pacto de San
Andres" bekannt wurde. Diese Reformen
beinhalteten die Privatisierung staatlicher
Unternehmen, die Einfiihrung und spétere
Anhebung der Mehrwertsteuer und die Ab-
schaffung von Schutzzollen auf Importgii-
ter. Noch tragischer fiir El Salvador war,
dass die Arena-Regierung unter Francisco
Flores es schaffte, mit geniigend Parlamen-
tarierstimmen die nationale Wahrung loszu-
werden und die Wirtschaft des Landes zu
dollarisieren. Als Ergebnis hat die salvado-
rianische Regierung keinerlei Kontrolle
tiber ihre eigene Geldpolitik, mit der sie die
nationale wirtschaftliche Situation verbes-
sern konnte.

Leider hat ein dhnlicher Prozess in Kolum-
bien bereits begonnen. Zum Beispiel trat
das US-amerikanisch-kolumbianische
Freihandelsgesetz (Colombia Trade Pro-
motion Agreement) im Mai 2012 in Kraft.
Die Vereinbarung zwingt Kolumbien zur
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Senkung seiner Zo6lle fiir die nachsten zehn
Jahre und schafft fiir die Zeit danach nahe-
zu alle Zolle ab. Dies geschah offensicht-
lich ohne Beteiligung der Farc und wird un-
glaublich schwer riickgéngig zu machen
sein - selbst wenn der Friedensvertrag un-
terschrieben wird, die Farc bei den Wahlen
gut abschneiden, oder selbst wenn sie tat-
sachlich bei den Prasidentschaftswahlen er-
folgreich sind. Im Grunde sind die kolum-
bianischen Eliten bereit, den Friedensver-
trag zu unterschreiben, weil sie glauben,
dass sie bereits die Hande jedweder kiinfti-
gen Regierung gebunden haben, insbeson-
dere in Bezug auf das, was ihnen am wich-
tigsten ist: die Struktur und Ausrichtung der
kolumbianischen Wirtschaft.

Genauso hat die neoliberale Politik der Re-
gierung die bereits abscheuliche Konzentra-
tion von fruchtbarem Land in ldndlichen
Gegenden verscharft. Usaid berichtet, dass
»die Landverteilung in Kolumbien hdchst
ungleich ist, wobei geschditzte 0,4 Prozent
der Bevélkerung 62 Prozent des besten Bo-
dens im Land besitzen ... Ungleiche Land-
verteilung wurde weiter durch steuerliche
Anreize und staatliche Subventionen gefor-
dert, welche die Wohlhabenden ermuntern,
landwirtschaftliche Nutzfldche zu behalten,
selbst wenn sie sie nicht nutzbar machen.
Landwirtschaftlicher Grund wird auch als
Mittel zur Geldwdsche im Drogengeschdift
angekauft und gehalten. Anreize, Agrarland
zu behalten, haben zu hohen Grundstiicks-
preisen ohne Bezug zum landwirtschaftli-
chen Wert beigetragen ... Von den friihen
80er Jahren bis zum Jahr 2000 machten
sich bewaffnete Gruppen ungefihr 4,5 Mil-
lionen Hektar Land oder grob 50 Prozent
des fruchtbarsten Bodens des Landes zu ei-
gen.“

Das Riickgdngigmachen dieser politischen
Malnahmen und die Zuriickgewinnung von
Land fiir Gemeinschaften Binnenvertriebe-
ner wird eine unglaubliche Herausforde-
rung in der Zeit nach dem Konflikt sein. Es
ist sehr unwahrscheinlich, dass die durch
den bewaffneten Konflikt in die GroRstadte
vertriebene ldndliche Bevolkerung ohne
deutliche staatliche Anreize zuriickkehrt in
ihre Heimat. Aber dies stellt auch einen Be-
reich mit grofem Potential fiir politische
Organisierung und Mobilisierung um The-
men herum dar, bei denen die Farc und mit
ihnen sympathisierende landliche soziale
Bewegungen historisch stark waren.

3. Demokratie eint keine polarisierte
Gesellschaft oder beseitigt
Korruption

Eine weitere klare Lektion aus dem Ende
der zentralamerikanischen Konflikte ist,
dass sowohl politische Polarisierung als
auch Korruption mit grofer Wahrschein-
lichkeit in der Nachkriegsédra tiberdauern.
Dariiber hinaus wird der Mythos einer frei-
en Presse als Verteidiger der Demokratie
entzaubert, sobald oligarchische Medien-
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konglomerate ihre riesigen Reserven gegen
die Farc nutzen, selbst in ihrer legalen
politischen Form. In El Salvador fiihrten die
Mainstream-Medien kontinuierlich Atta-
cken gegen die FMLN seit ihrer Umfor-
mung von einer Guerilla-Armee zu einer
politischen Partei durch. Aber in den ersten
Jahren nach der Friedensvereinbarung gab
es mehr direkte Angriffe gegen die FMLN
in Form von Tétungen von Anfithrern der
Partei (Kommandant Mario Lopez) und Mi-
litanten (einschlieflich Jugendaktivisten,
wie mein Freund Josue Franco) und Mord-
versuche gegen andere (Komandantin Nidia
Diaz). In den nachfolgenden Jahren war die
FMLN mit gut finanzierten nationalen und
internationalen Angstkampagnen konfron-
tiert, welche die Unterstiitzung solcher in-
ternationaler Figuren wie Jeb Bush, Elliot
Abrams, Otto Reich und der republikani-
schen Kongressabgeordneten Tom Tancredo
(Colorado), Tleana Ros-Lehtinen (Florida)
und Lincoln Diaz-Balart (Florida) ein-
schloss. Im Jahr 2004 (und wieder 2009,
mit viel weniger Erfolg) begann die salva-
dorianische Presse, Nachrichten zu verbrei-
ten, welche die Drohungen dieser Republi-
kaner ausschmiickten. Im Grunde war ihre
Botschaft ,,eine Warnung an die salvado-
rianischen Wdhler, dass ein Sieg der linken
Oppositionspartei FMLN dazu fiihren wiir-
de, dass ihre Verwandten in den USA abge-
schoben werden und ihre Riickiiberweisun-
gen abgeschnitten werden“ und sogar, dass
das Land politisch und 6konomisch isoliert
werden wiirde wie Kuba. Diese Kampagne
machte einen ungeheuren Eindruck auf dem
Hohepunkt des Wahlkampfs und der Kandi-
dat der FMLN, der ehemalige Guerilla-
Kommandant Schafick Handal, wurde trotz
einer frithen Fithrung in den Umfragen
noch geschlagen. Der Effekt der Furcht-
kampagne war daran zu sehen, dass ver-
angstigte Wahler massiv zu den Urnen
stromten. Dadurch verlor Handal mit einem
Riickstand von iiber zehn Prozent, obwohl
er zweimal so viele Stimmen bekam wie
der vorhergehende Gewinner der Président-
schaftswahl.

Als die FMLN schlieflich die Prasident-
schaftswahl 2009 fiir sich entschied, erbte
sie einen nahezu bankrotten Staat mit riesi-
gen Schulden, unvollendeten Infrastruktur-
projekten und nur wenigen Einnahmequel-
len.

4. Das Ende des Krieges bedeutet
nicht das Ende der Gewalt

Eine der grausamsten Lehren der Nach-
kriegsdra in Zentralamerika ist, dass das
Beenden der bewaffneten Konflikte nicht
heillt, dass das Land zum Frieden zuriick-
kehrt. Tragischerweise haben die Levels der
Gewalt im nordlichen Dreieck Zentralame-
rikas (Guatemala, Honduras, El Salvador)
pandemische Ausmalle angenommen. Die
Mordraten dieser drei Lander sind dauernd
unter den hochsten in der Welt, dabei bei




den pro-Kopf-Raten oft noch vor Léandern,
die im Krieg sind. Verschiedene Faktoren
kommen zusammen, die diesen schreckli-
chen Trend erkldren kénnen, aber einer der
fundamentalsten ist die Wirklichkeit, die
alle Post-Konflikt-Léander teilen: Generatio-
nen junger Menschen (zumeist Ménner),
die nichts anderes als Krieg erlebten, ge-
schult und beféahigt zum T6ten. Wenn das
kombiniert wird mit der fehlenden Mo6g-
lichkeit, in einer neoliberalisierten Wirt-
schaft legal wirtschaftlich erfolgreich zu
sein und mit der starken Gegenwart eines
hochprofitablen, illegalen Kokain-basierten
Geschifts (Herstellung und Handel), der
Verbreitung von Waffen und dem US-
finanzierten "Drogenkrieg", entsteht eine ti-
ckende Zeitbombe.

Leider ist diese in Zentralamerika bereits
explodiert, da sich das kurze Zeitfenster,
um ihre verheerenden Auswirkungen in der
Nachkriegszeit zu verhindern, am Anfang
des neuen Jahrtausends schnell schloss.

Kolumbien ist nicht anders.

Es sieht sich vor denselben Herausforderun-
gen, die Zentralamerika hatte. Seine Vortei-
le liegen in einer breiter gefacherten Wirt-
schaft und groBeren wirtschaftlichen Res-
sourcen, um diese Probleme angehen zu
konnen. Aber sogar in Zentralamerika war
ein Mangel an Ressourcen nie wirklich die
ganze Wahrheit. Vielmehr ging es immer
um einen Mangel an politischem Willen, et-
was vom Reichtum, den diese Gesellschaf-
ten durch ihre tippigen Quellen erlangen,
zum Nutzen fiir die historisch ausgeschlos-
senen, marginalisierten und verletzlichen
Bevolkerungsschichten umzuverteilen. Un-
mittelbar nach dem Konflikt muss Kolum-
bien seine Wirtschaft umstrukturieren, um
sicherzustellen, dass der Staat Mittel in die
Kriminalitdatsvorbeugung investiert statt in
Bestrafung, in die Wiedereingliederung von
fritheren Straftétern statt in Repression Kri-
mineller, in die Jugend, nicht in das
Wegsperren von Gang-Mitgliedern und in
allgemeine Bildung statt dem systemati-
schen Ausschliefen von Gesellschafts-
schichten.

Wie die FMLN-Regierung in El Salvador
in ihrer Amtszeit feststellte, ist die Kurskor-
rektur eines Schiffes aus 20 Jahren neolibe-
ralem Versdumnis eine Herkules-Aufgabe,
besonders ohne auch nur eine einfache
Mehrheit im Parlament zu haben. Mehr
noch, die gegenwiértige Regierung Sanchez
Cerén sieht sich der zdhen Opposition eines
konservativen Obersten Gerichtshofs ge-
geniiber, der einige ihrer Staatseinnahmen
generierenden fortschrittlichen Steuerrefor-
men widerrief, die gemacht wurden, um So-
zialausgaben zur Verbesserung der Bildung,
des Gesundheitssektors und der Kriminali-
tatspravention zu finanzieren.

In der Zwischenzeit starteten die Rechten —
darunter die Arena-Partei, die salvadoriani-
sche Stiftung fiir soziale und wirtschaftliche
Entwicklung (Fusades), ein wichtiger
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rechtsgerichteter Think-Tank, die nationale
Vereinigung der Privatunternehmen (Anep)
und Medienkonzerne — eine Destabilisie-
rungskampagne gegen die FMLN-Regie-
rung. Dazu gehort es, Siindenbdcke zu be-
nennen; kiinstliche Sensationen zu erzeu-
gen; die Macht von Strafenbanden absicht-
lich zu tibertreiben, um die Regierung in-
kompetent erscheinen zu lassen; die Ablen-
kung von organisierter Kriminalitdt und
Mafiakartellen mit Verbindungen zu den
Rechten; und das Anfachen von Angst im
einfachen Volk, um Unterstiitzung fiir ein
militarisches Vorgehen gegen arme Jugend-
liche mit Verwicklungen in Gangs zu be-
kommen. Der Oberste Gerichtshof von El
Salvador ging so weit, die Gangs rechtlich
als terroristische Vereinigungen einzustu-
fen.

Wahrscheinlich erwartet Kolumbien ein
dhnliches Phdanomen. Tatsachlich lauft die-
ser Prozess bereits mit den bertichtigten
Bacrim (kriminelle Banden), die nach der
Demobilisierung von paramilitdrischen
Truppen entstanden. Wahrend die Paramili-
tars oft dafiir bekannt waren, Biindnispart-
ner zu sein und mit der staatlichen kolum-
bianischen Armee und Polizei zusammen-
zuarbeiten, zumindest stillschweigend,
nutzte die Regierung von Alvaro Uribe das
Bacrim-Markenzeichen, um den Eindruck
zu erwecken, dass sie nicht paramilitarisch
oder verbunden mit staatlichen Sicherheits-
kraften sind. Aber auch wenn dieser Aus-
druck jetzt benutzt wird, um alle bewaffne-
ten Akteure in Kolumbien aufer den Gue-
rilleros zu bezeichnen, haben fast alle Ba-
crim ihren Ursprung in paramilitarischen
Organisationen. Trotzdem werden die Ver-
bindungen zu staatlichen bewaffneten Kraf-
ten und Interessen der méichtigen Elite zu-
nehmend vertuscht, so dass es den Oligar-
chen moglich ist, ihre Héande von kriminel-
len Machenschaften rein zu waschen.

5. Die Vereinigten Staaten
finanzierten die Kriege,
aber nicht den Frieden

SchlieRlich ist eine der traurigsten und un-
gerechtesten Tragtdien der Nachkriegsdra
Zentralamerikas die Rolle der US-AuRen-
politik. Wahrend die Reagan- und Bush-
Regierungen Milliarden Dollars in die Fi-
nanzierung von Kriegen auf dem Isthmus
pumpten, reduzierten die Clinton- und die
(zweite) Bush-Regierung nach dem Frie-
densschluss drastisch den Umfang der Fi-
nanzhilfe, die in Frieden, Wiederaufbau und
Demokratisierung floss. Ahnlich war die
Obama-Regierung extrem langsam damit,
zu helfen und es dauerte bis zur zentralame-
rikanischen Kinderfliichtlingskrise, die ihm
keine andere Wahl lie§, dass er die Alliance
for Prosperity griindete, auch wenn es an
diesem Vorhaben vieles zu kritisieren gibt.
Ein groRer Teil der Finanzhilfen fiir Zen-

tralamerika ging an die "Zentralamerikani-
sche Sicherheitsinitiative", ein Antidrogen-
Trainingsprogramm fiir Polizei und Militér,
das den "Drogenkrieg" auf Zentralamerika
ausweitet.

Dartiber hinaus giellen die zunehmenden
Abschiebungskampagnen Obamas gegen
zentralamerikanische Einwandererfamilien
weiteres Ol ins Feuer. Nicht nur, dass die
Regierung diese Familien zuriick in die Ge-
fahr schickt, sie reduziert auch die H6he der
dringend benétigten Geldiiberweisungen
und beraubt viele der Hoffnung auf eine
bessere Zukunft.

Aber das ist nichts Neues.

Zwar hat die Obama-Regierung die Rekord-
marke fiir Abschiebungen gesetzt, aber alle
US-Regierungen haben wahrend der 1990er
und 2000er Jahre stetig Massenabschiebun-
gen von Zentralamerikanern durchgefiihrt,
einschlielich der Abschiebung von ehe-
mals inhaftierten Jugendlichen und Gang-
mitgliedern.

Tragischerweise bezahlen wir mit der Aus-
breitung von Jugend-Gangs iiber ganz Zen-
tralamerika den Preis fiir diese falsche
Politik. Viele der jungen Ménner, die seit
Mitte der 1990er Jahre abgeschoben wur-
den, verbrachten fast ihr ganzes Leben in
den USA, seit sie von ihren Eltern auf der
Flucht vor dem Krieg dorthin gebracht wur-
den. Wihrend sie in US-Innenstddten auf
dem Hohepunkt der Crack-Epidemie auf-
wuchsen, neigten viele zu Gangs und Dro-
genhandel und wurden tatsdchlich inhaf-
tiert. Viele wurden ohne Spanischkenntnis-
se abgeschoben, ohne Erinnerungen an ihre
Heimatlander, kaum oder gar keine Famili-
enangehorigen, von denen sie bei der An-
kunft Hilfe erwarten konnten und landeten
in Staaten, die reif waren fiir das Gedeihen
einer Gangsterkultur unter einer marginali-
sierten und unzufriedenen Generation mit
geringen wirtschaftlichen und Lebensper-
spektiven.

Zum Ungliick fiir Kolumbien sind die meis-
ten der Umstédnde, die Zentralamerika in der
Nachkriegsperiode plagten, auch in der siid-
amerikanischen Nation prasent. Diese Pro-
bleme werfen einen langen, spukenden
Schatten auf die Friedensaussichten — zu-
mindest auf einen Frieden, der auch zu ei-
ner signifikanten Verbesserung der Lebens-
qualitdt der Kolumbianer fiihrt.

Zugleich gibt es nur ganz wenige Anzei-
chen, dass die Rolle der US-Regierung im
Fall von Kolumbien anders sein wird als in
Zentralamerika.

Der Autor Hector Perla ist Politikwissen-
schaftler und unterrichtet Lateinamerikanistik
an der University of California
Verdffentlichung von Amerika21

Dario Azzellini :
Paramilitarismus in Kolumbien —
Der illegale bewaffnete Arm der Eliten
und des Kapitals
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Ecuadors AuBenminister Guillaume Long
Ein Drittel der ecuadorianischen Wirtschaft
befindet sich in Steueroasen

Gesprdch mit dem lateinamerikanischen Fernsehsender Telesur iiber den Kampf gegen Steuerparadiese

In den vergangenen zwei Jahren sind laut
Schdtzungen mehr als drei Milliarden US-
Dollar von Ecuador in Richtung Steuer-
paradiese geflossen. Das ist fiir den nor-
malen Biirger eine sehr hohe Summe, aber
was bedeutet sie fiir ein Land wie das Ihre?

Das Geld, das allein in den letzten zwei
Jahren in diese Steuerparadiese ging, ist ge-
nug fiir die Finanzierung des kompletten
Aufbaus der vom jiingsten Erbeben stark
betroffenen Gebiete. Hunderte starben und
bis heute wohnen noch 20.000 Personen in
Notunterkiinften. Die Steuern auf diese Fi-
nanzmittel wiirden uns helfen, erdbebenfes-
te Wohnungen und Schulen aufzubauen, die
an der Kiiste so dringend gebraucht werden.
Aber das gesamte AusmalR dieses in Steuer-
paradiesen verlorenen Geldes ist noch we-
sentlich groRer: Man schétzt, dass ein Drit-
tel der ecuadorianischen Wirtschaft — 30
Milliarden US-Dollar — sich an diesen Or-
ten befindet.

In jiingster Vergangenheit hat Ecuador sich
verandert. Wir sind gegen die Armut vorge-
gangen, haben die Ungleichheit drastisch
reduziert und die Infrastruktur wurde mo-
dernisiert, wie zum Beispiel mit dem Aus-
bau des StraBennetzes und der erneuerbaren
Energien durch ein staatliches Investitions-
programm. Es bleibt immer noch viel zu
tun und diese Milliarden von in Steuerpara-
diesen vorenthaltenen Dollars kénnten bei
der Entwicklung unseres Landes genutzt
werden. Wenn dieses Geld nach Ecuador
zuriick kdme, konnten das Wachstum und
die Schaffung von Arbeitspldtze angeregt
werden. Das Investitionsniveau stiege an
und die grolere Menge erhobener Steuern
wiirde uns helfen, mehr Wohnungen und
Krankenhduser zu bauen.

Wir glauben, dass Ecuador, um wirklich
den Teufelskreis aus Armut und Unterent-
wicklung zu durchbrechen, sich in Richtung
einer Wirtschaft mit hoherer Wertsch6p-
fung, des Wissens und der Hochtechnologie
bewegen muss, um die Produktion von
Rohstoffen hinter uns zu lassen, die von
sensiblen Exporten abhéngen, wie es beim
Erdol der Fall ist. Die Ressourcen aus den
Steuerparadiesen konnten besser fiir eine
Transformation Ecuadors und des Lebens
der Mehrheit der Ecuadorianer genutzt wer-
den, statt der Bereicherung einiger Weniger
zu dienen.

Inwieweit kénnte diese Politik beziiglich
der Steuerparadiese noch dabei helfen, an-
dere Probleme des Kontinents zu l6sen wie
Geldwdsche, Drogenhandel oder staatliche
Korruption?

Sand im Getriebe Nr. 121, 30.9.2016

Sicher ist, dass die Steuerparadiese zu ei-
nem bestimmten Teil mit kriminellen Akti-
vitdten in Verbindung stehen und drastische
Malknahmen gegen sie konnten diese Akti-
vitdten erschweren. Dies kann fiir Latein-
amerika und den Rest der Welt sehr gut
sein.

Natiirlich werden Steuerparadiese auch fiir
Aktivitdten genutzt, die als legal angesehen
werden, die aber auf einem Kontinent mit
der grofiten Ungleichheit ganz klar unmora-
lisch sind. Wir bringen also eine Diskussion
dartiber in Gang, was legal ist oder sein
sollte: Dies ist eine Diskussion iiber Ethik:
Welche Werte stehen im Zentrum der Ge-
sellschaft, die wir versuchen fiir das Latein-
amerika von heute aufzubauen?

Mehr als 30 Millionen Menschen in der Re-
gion konnten aus der Armut heraus kom-
men, wenn dieser Reichtum, der sich aktu-
ell in den Steuerparadiesen befindet, ange-
messen besteuert wiirde. Das ist das ethi-
sche Dilemma, dem wir uns stellen: ein
Kampf gegen die Armut - oder das Recht
einer reichen Elite, Wege zu finden, sich
noch mehr zu bereichern.

Es ist eine Schande dass Lateinamerika im-
mer noch der Kontinent mit der grofSten
Ungleichheit auf der Welt ist. Wie bekamp-
fen wir diese Situation? Es ist aus unseren
Erfahrungen mit den verlorenen Jahrzehn-
ten der 80er und 90er-Jahre eindeutig klar,
dass der Neoliberalismus fiir unseren Konti-
nent nichts anzubieten hat. Alle unsere Er-
rungenschaften haben gezeigt, dass es not-
wendig ist, Regeln zu haben, die den Markt
kontrollieren und sicherstellen, dass die
Wirtschaft fiir die Mehrheit der Bevilke-
rung funktioniert. Die Steuerparadiese spie-
geln das Gegenteil davon wider, es ist der
Kapitalismus des freien Marktes in seiner
schonungslosesten Form, der nur einer klei-
nen Elite zugute kommt.

Prdsident Correa hat kiirzlich in einem In-
terview mit Telesur gesagt, dass er ein Re-
ferendum vorschldgt, um diejenigen von 0f-
fentlichen Amtern auszuschlieBen, die Ver-
mdgen in Steuerparadiesen haben.

Wie soll die Umsetzung dieser MaSnahme
aussehen und wie viele Personen kénnte sie
betreffen?

Der Vorschlag ist sehr einfach: Wir werden
ein Referendum parallel zu den im kom-
menden Jahr stattfindenden Président-
schafts- und Parlamentswahlen haben.
Wenn die Bevolkerung zustimmt, wére es
Politikern und 6ffentlichen Angestellten un-
tersagt, ihr Vermogen in Steuerparadiesen
zu haben. Fiir die, die ein 6ffentliches Amt

innehaben, wird es eine Frist von einem
Jahr ab dem Zeitpunkt des Referendums ge-
ben, um das Geld zurtick ins Land zu brin-
gen.

Jeder kann sich fiir die Wahlen 2017 als
Kandidat aufstellen lassen. Unsere Absicht
ist es nicht, Kandidaten auszuschliefen, die
im Moment ihr Geld in Steuerparadiesen
haben, sie haben ein ganzes Jahr Zeit, das
Geld zuriickzubringen. Wir wissen nicht,
wie viele Politiker davon betroffen wéren.
Jedoch ist seit der Veroffentlichung der Pa-
nama Papers deutlich geworden, dass eine
betrédchtliche Anzahl von méachtigen
Politikern der Rechten in Ecuador mit die-
sem Skandal in Verbindung gebracht wur-
den. Und vielleicht haben sie sich deshalb
so feindselig gegeniiber der geplanten Maf-
nahme gezeigt, wie es bei vielen Parteien
der Rechten zu sehen war.

Aber diese Kampagne sollte auch in einem
weitergehenden Zusammenhang gesehen
werden: Es ist ein Versuch Ecuadors, eine
globale Debatte tiber die Abschaffung der
Steuerparadiese zu initiieren. Die Panama
Papers haben das Thema in die 6ffentliche
Diskussion gebracht und viele Politiker ha-
ben ihren Unmut dariiber gezeigt. Jetzt
brauchen wir Politiker, die eine Fiihrungs-
rolle mit konkreten Aktionen {ibernehmen
und nicht nur reden.

Kerstin Sack: Weltsozialforum begriifit
Vorschlag Ecuadors zur Bekampfung der
Steuerparadiese

Eine der thematischen Achsen des WSF be-
schéftigte sich mit Finanzparadiesen und Steu-
ervermeidung. Ein globaler Aktionstag da-
gegen am 3. April wurde beschlossen.

Das stidamerikanische Land wird seinen Vor-
schlag zu deren Bekdmpfung im September
bei der Generalversammlung der Vereinten
Nationen einbringen. Auflerdem soll es in
Ecuador einen "Ethischen Pakt" geben, der
gewdhlten Politikern sowie 6ffentlichen Ange-
stellten verbietet, Kapital in Steueroasen zu
haben. Alain Denault, Steuerexperte der Uni-
versitdt Quebec sagte: ,,Der radikale Vor-
schlag von Rafael Correa, sowohl von Seiten
der Regierung als auch durch die Initiative ei-
nes Referendums erméglicht es, die lauwar-
men Versprechungen einiger westlicher
Politiker zu entlarven.“ Cuca Hernandez (At-
tac Spanien) oder der portugiesische Intellek-
tuelle Boaventura de Sousa Santos begriiSten
die Initiativen. Herndndez wies besonders dar-
auf hin, dass eine solche Regulierung wie
beim Ethischen Pakt auch in Europa gut wére,
denn es konne nicht angehen, dass Verant-
wortliche im Offentlichen Dienst ihr Vermo-
gen in Steuerparadiesen hétten und damit der
Gesellschaft Geld vorzuenthalten. (...) mehr
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Philipp Zimmermann

US-Gericht spricht Olkonzern Chevron von
Zahlung fur Umweltverschmutzung frei

In den Jahren 1964-1992 waren 71 Millionen Liter Erdél und 64 Millionen Liter Rohél auf mehr als zwei Millionen Hektar im
ecuadorianischen Amazonas-Regenwalds ausgelaufen. Chevron, damals noch Texaco, wurde dafiir 2011 nach neunjdhrigen
Verhandlungen von einem Gerichtshof Ecuadors zur Zahlung von 9,5 Milliarden Dollar verurteilt. Das Urteil wurde im
vergangenen Jahr vom Obersten Gerichtshof Ecuadors bestdtigt. Statt zu zahlen hat der Olkonzern nun seinerseits das Land
Ecuador vor dem Schiedsgerichtshof in Den Haag verklagt, um die Kosten der angerichteten Umweltzerstérung auf die

Bevélkerung Ecuadors abzuwdilzen.

Der Olkonzern verfiigte bereits damals iiber eine patentierte Technologie, die die Umweltschéden bei der Olférderung deutlich
verringert, wendete diese aber nur bei der Forderung in den USA an, um die Profite in Lateinamerika nicht zu gefdhrden.
In der Folge ist das Trinkwasser im betroffenen Amazonas-Gebiet so vergiftet, dass es das Leben der indigenen Beviolkerung akut
bedroht. (Verdi, 2014, iiber den Ersten Internationalen Anti-Chevron-Tag am 21.Mai 2014)
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"Chevron-Texaco will das ecuadorianische
Volk fiir seine Verschmutzung zahlen lassen" -
Broschiire des ecuadorianischen AuSenminis-
teriums

New York. Ein US-Berufungsgericht hat un-
langst ein Urteil zugunsten des Olkonzerns
Chevron im Streit mit dem Staat Ecuador

gefallt. Damit muss das Unternehmen vor-
erst nicht fiir die massive Verschmutzung
in Ecuadors Regenwald aufkommen.

Der Rechtsstreit zwischen Ecuador und
Chevron zieht sich schon iiber Jahre hin.
2013 hatte das Oberste Gericht des siid-
amerikanischen Landes den Olmulti zu ei-
ner Zahlung von 9,5 Milliarden US-Dollar
verurteilt. (...)

Die Schidden im Regenwald sind auch tiber
zwei Jahrzehnte nach dem Riickzug des
Unternehmens aus Ecuador betréachtlich.
60 Milliarden Liter giftiges Wasser wurden
in Fliisse abgeleitet, Hunderte mit Rohol
verseuchte offene Abfallgruben zuriickge-
lassen.

Aufgrund einer Sammelklage von Betrof-
fenen entschied das Oberste Gericht Ecua-
dors, Chevron miisse fiir die Beseitigung
der Schaden aufkommen und Schadener-
satz zahlen. Es erkldrte damit eine Verein-
barung von 1998 zwischen Ecuadors da-
maliger Regierung und Chevron fiir ungiil-
tig, mit der das Unternehmen von jeglicher
Verantwortung freigesprochen wurde.

Das jetzige Urteil des Berufungsgerichts in
Manhattan bedeutet, dass das ecuadoriani-

sche Urteil in den USA nicht vollzogen wer-
den kann. Damit schiitzen die Richter Che-
vron vor einem allfilligen Zugriff auf seine
Vermogenswerte. Da der Konzern nicht
mehr in Ecuador operiert, haben die Anwal-
te der Geschéadigten bereits mehrfach ver-
sucht, in anderen Landern die Konfiszierung
von Chevron-Vermogenswerten zu errei-
chen.

Ecuadors Président Rafael Correa geht der-
weil hart mit dem US-Konzern ins Gericht.
Chevron sei ,,eine korrupte Firma“ und
habe in Ecuador Verbrechen begangen, sag-
te er vor einigen Tagen gegeniiber dem la-
teinamerikanischen Fernsehsender Telesur.
Correa ist ein vehementer Fiirsprecher der
internationalen Kampagne "Die schmutzi-
gen Hinde von Chevron", die das Unter-
nehmen fiir Umweltschdden zur Rechen-
schaft ziehen will.
https://amerika21.de/2016/08/157823/us-
gericht-chevron-ecuador

Karte der Umweltschdden, die Chevron in
mehreren Landern verursacht hat:

http://ejatlas.org/featured/chevronconflicts
Viele Reportagen und Videos:

http://www.antichevron.ca/

Hedelberto Lopez Blanch
Ecuador: Chevron und die Gefahren der TPP

31. Juli 2016 - Die Regierung von Ecuador hat die vom Obersten Gericht der USA verhcingte Strafe von 96 Millionen US-
Dollar plus Zinsen beglichen. Grundlage der Anklage war der Vorwurf der "juristischen Verschleppung" in sechs
Handelsverfahren von Chevron gegen den Staat Ecuador und damit ein VerstolS gegen das bestehende
Investitionsschutzabkommen. Ecuador hat in den vergangenen Prozessen immer wieder ohne Erfolg darauf hingewiesen,
dass der bilaterale Freihandelsvertrag erst 1997, also nach den Verfahren zwischen 1964 und 1992, in Kraft trat.

Die Gerichte folgten dieser Argumentation nicht. (K. Sack, Amerika21)

28. August 2016

Die Regierungen dieser Welt miissen begrei-
fen, welch enorme Nachteile fiir ihre wirt-
schaftliche und politische Souveranitat ih-
nen aus dem Abkommen tiber eine Trans-
pazifische Partnerschaft (TPP) erwachsen.
Die internationalen Tribunale haben den
Andenstaat Ecuador dazu verurteilt, an

den millionenschweren transnationalen
Konzern Chevron eine Entschdadigung
fiir behauptete und unbewiesene Verlus-
te zu zahlen.

Ende Juli dieses Jahres verkiindete Diego
Martinez, Prasident der Zentralbank von
Ecuador, dass die Bank 112 Millionen US$
(inklusive Zinsen) an die US-Olgesell-

Sand im Getriebe Nr. 121, 30.9.2016
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schaft Chevron (frither Texaco) wegen ei-
nes Rechtsstreits gezahlt hat, den diese Ge-
sellschaft vor dem Stiandigen Schiedsge-
richtshof in Den Haag gewonnen hat. Das
Urteil wurde von einem Bundesgericht und
dem Obersten Gerichtshof der USA besté-
tigt. Diese Entscheidungen sind einzuordnen
unter Missbrauch internationaler Macht.
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Der Konzern erzielte 2015 aus dem operati-
ven Geschéft und aus Verkdufen Einnahmen
von 129 Milliarden US$. Damit kann er kor-
rupte Richter und Politiker kaufen und Ein-
fluss auf die Finanzzentren der westlichen
Hemisphére gewinnen. Zudem drohte der
Konzern mit einem Embargo auf alle Waren
aus Ecuador, wenn die geforderte Summe
nicht gezahlt wiirde, was fiir das Land ver-
heerend gewesen wire.

Martinez erklarte: ,, Wir sind nicht einver-
standen damit, wie diese internationalen In-
strumente eingesetzt werden, aber das ist
das Ergebnis all der Willkiirmalinahmen,
die in den 90er Jahren vereinbart wurden
und die die Voraussetzungen dafiir schaffen,
dass das Land immer wieder verklagt wer-
den kann. Jetzt verdoppelt die TPP die
Pfriinde fiir die transnationalen Konzerne.

Der Fall wurde bekannt als Chevron II.
Es handelt sich um eine Klage des US-ame-
rikanischen Erdélkonzerns gegen den An-
denstaat im Jahr 2006, mit der der Justiz
Ecuadors die Verzogerung von Verfahren
vorgeworfen wurde, die wéahrend der Zeit,
als der Konzern in Amazonien tétig war, an-
gestrengt wurden. Das war vor mehr als 20
Jahren. (...)

Erdoélforderung verursachte immense
Umweltschiden

1964 begann Texaco zusammen mit dem
transnationalen Konzern Gula in der Pro-
vinz Sucumbios nach Erdél zu suchen. 1967
fand Texaco das erste Vorkommen, bekannt
als Lago Agrio 1. Jahre spéter wurde der
Staat Ecuador, der damals alle Direktiven
aus Washington befolgte, Mitglied des Kon-
sortiums. 1990 beendete der Konzern seine
Aktivitaten, blieb aber Mitglied des Konsor-
tiums.

Wahrend dieser Jahre der hemmungslosen
Ausbeutung verursachte Texaco den Abfluss
von 64.340.000 Liter Rohol und 68.130.000
Liter Formationswasser aus der Lagerstatte.
Damit wurde das Erdreich mit Erdol und
giftigen Kohlenwasserstoffen verunreinigt.
2008 stellte eine Kommission fest, dass
die Schiden ca. 27 Milliarden US$ betra-
gen und dass hier eine der schlimmsten Um-
weltkatastrophen in der Geschichte der
Menschheit passiert ist.

Die Kontamination verursachte gesundheit-

liche Schéaden bei der Bevolkerung, die
ihre Forderungen mit zahlreichen Féllen
von Krebs, Hautkrankheiten, Missbildun-
gen an Foten und an Neugeborenen be-
griindete.

Mit verschiedenen Tricks gelang es Che-
vron, sich um die von mehreren Gerichten
festgesetzten Schadenersatzzahlungen an
die Bewohner der Region zu driicken.
Transpazifisches Abkommen: ein In-
strument der Konzerne gegen Regierun-
gen.

Transpazifisches Abkommen (TPP)

Dies ist eines der treffendsten Beispiele fiir
die Auswirkungen des Transpazifischen
Abkommens auf weniger entwickelte Léan-
der. Vertragsparteien sind bisher die USA
(die treibende Kraft) Japan, Australien,
Brunei, Kanada, Chile, Malaysia, Neusee-
land, Mexiko, Peru, Singapur und Viet-
nam.

Der Vertrag (er wurde unter kompletter
Geheimhaltung sechs Jahre lang ausgehan-
delt) befreit 18.000 Produkte aus Nord-
amerika, darunter Autos, Maschinen, In-
formationstechnologie, Verbrauchsgiiter,
Internetzugang, geistiges Eigentum, Phar-
mazeutika und digitale Produkte, von Zol-
len und bietet Investitionsschutz.

Am schwerwiegendsten sind die umfas-
senden Moglichkeiten transnationaler
Konzerne, die Regelungen, Handlungen
und Entscheidungen souverdner Staaten
vor Tribunalen anzufechten, die internatio-
nal organisiert sind und die vom GroRkapi-
tal kontrolliert werden.

Es ist kein Zufall, dass zu den méchtigen
transnationalen Konzernen, die an der
Ausarbeitung des Vertrages mitgewirkt ha-
ben, Chevron (Erdél), Monsanto (Agrarin-
dustrie) und Barrick Gold (Bergbau) geho-
ren. Diese Information stammt von der in
New York ansdssigen Unternehmerorgani-
sation Americas Society/Council of the
Americas.

Das Vertragswerk erlaubt es multinationa-
len Konzernen, Regierungen zu verklagen
und Millionen an Schadenersatz zu for-
dern, wenn die vertraglich festgesetzten
Forderungen nicht erfiillt werden.

Kiirzlich deckte Wikileaks einige der tiber
Jahre sorgsam gehiiteten Geheimnisse auf

und veroffentlichte das Kapitel tiber die
Rechte am geistigen Eigentum im endgiilti-
gen TTP-Text.

In diesem Dokument wird festgeschrieben,
dass nur Unternehmen Regierungen ver-
klagen konnen und Letztere sich lediglich
verteidigen diirfen. Die dafiir vorgesehenen
Verfahren sind weder unabhéngig noch
transparent und ihre Regeln sind nicht klar.
Die Konzerne iiben grofen Einfluss auf die
Auswabhl der Schiedsrichter und des Ver-
handlungsorts sowie andere Faktoren aus
mit dem Ziel, die Bedingungen fiir die Er-
zielung vorteilhafter Ergebnisse zu optimie-
ren.

Die Klauseln iiber Umwelt und Investitio-
nen bedeuten, dass die Staaten keinen
Einfluss auf die Aktivititen der Unter-
nehmen haben, die sich auf ihrem Terri-
torium niederlassen, und schaffen giinstige
Voraussetzungen dafiir, Flora und Fauna
auszubeuten.

Daher koénnen die Regierungen keine Geset-
ze erlassen, die den Einsatz von Pestiziden,
den Umweltschutz und die Nahrungsmittel-
sicherheit regeln, und auch keine Geldstra-
fen verhangen.

Als wére das noch nicht genug, konnen Un-
ternehmen Regierungen unter Umgehung
ordentlicher Gerichte auch vor mit Konzern-
anwalten besetzten Schiedsstellen verkla-
gen, wenn die laut Vertrag zu erwartenden
Gewinne nicht erzielt werden.

Das heilft, wenn die Rendite einer Investiti-
on auf 15 % festgesetzt und — aus welchem
Grund auch immer — nicht erreicht wird,
muss der Staat die Differenz begleichen.

Das Transpazifische Abkommen beschnei-
det die wirtschaftliche und politische Souve-
ranitdat von Staaten, die somit in die Hdnde
der méichtigen Staaten und der grofen Welt-
konzerne geraten.

Es gibt keinen besseren AnstoR zur Be-
wusstseinsbildung als die Ereignisse in
Ecuador, denn die im TPP-Abkommen ent-
haltenen Regelungen sind viel schadlicher
als die vor 20 Jahren vereinbarten.

Quelle: El Cuidadano

http://www.bilaterals.org/?ecuador-chevron-
y-los-peligros-del

Ubersetzung: Herbert Kaser, coorditrad;
Lektorat: Werner Horch

— PowerShift: Alles fiir uns!? — Der globale Einfluss der europaischen Handels- und

Investitionspolitik auf Rohstoffausbeutung

Der Rohstoffverbrauch in der Europdischen Union liegt weit {iber einem global nachhaltigen Niveau.

Um dieses Verbrauchsniveau dauerhaft moglichst kostengiinstig erhalten zu konnen, richtete die EU ihre

Handels- und Investitionspolitik auf die ,,Sicherung des Zugangs zu Energie und Rohstoffen* aus.
Européische Nachfrage und Politik treiben damit die Rohstoffausbeutung weltweit voran.

Mit Freihandels- und Investitionsschutzabkommen wird es fiir Staaten im Globalen Siiden immer
schwerer, sich aus der Abhdngigkeit vom Norden zu befreien. — 8o-seitige Broschiire

T PowerShie SRS EE
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Schritte gegen die US-Hegemonie
und zur Kooperation in Lateinamerika

In Lateinamerika haben die USA durch eine gesamtamerikani-
sche Freihandelszone (ALCA) versucht, sich die Konkurrenzfa-
higkeit gegen Europa und Japan zu sichern. Eine breite Bewe-
gung in verschiedenen Landern und Regierungen, die die neoli-
beralen Doktrinen nicht mehr akzeptieren wollen, hat das Pro-
jekt gestoppt. Als Gegenprojekt entstand ,,ALBA“, die Mor-
genrote — Bolivarische Alternative fiir die Amerikas.

Zundachst ein theoretisches Projekt, das die Diskussionen iiber
Alternativen angeregt hat, fanden zahlreiche Treffen in ver-
schiedenen Landern Lateinamerikas statt, die Alternativen dis-
kutierten. Beteiligt waren Soziale Bewegungen, Wissenschaftler
und Parlamentarier aus verschiedenen Landern. ALBA ist ein
Prozess, der Stiick fiir Stiick Elemente einer neuen Form der
Kooperation zwischen Landern aufbaut. Nahziel ist die Integra-
tion Lateinamerikas, Fernziel eine neue Weltwirtschaftsord-
nung, die den Lindern des Siidens eine eigenstandige Entwick-
lung und eine gerechtere Welt ermdglichen soll.

Das Projekt ist also sehr ambitioniert und hort sich schon fast
groRenwahnsinnig an. Aber jede Verdnderung braucht Visionen,
und diejenigen, die sich am Anfang lustig gemacht haben iiber
dieses Projekt, sehen nun, dass durchaus interessante Ansatze
entstanden sind, die zwar keine Revolution darstellen, aber doch
neue Entwicklungswege aufzeigen.

(aus: Kerstin Sack, 2006: ALBA — Solidarische Okonomie
durch Vertrdge zwischen Staaten, in SiG 100 verdffentlicht, s.
auch Thomas Fritz ALBA contra ALCA und eine Dokumentati-
on tiber ALBA bei Amerika21)

Articulacidn Continental
de los Movimientos Sociales
hacia el ALBA

Joao Pedro Stedile von der Landlosenbewegung MST
in Brasilien:

Die Perspektive einer souverdnen Integration schlug sich auBer
in der Bolivarischen Allianz (ALBA) in der Bildung der Una-
sur (Union stidamerikanischer Staaten) und spéter der Celac
(Gemeinschaft lateinamerikanischer und karibischer Staaten)
nieder. Das wirkte sich auch in anderen Integrationsprojekten
wie dem Mercosur (Gemeinschaft lateinamerikanischer und
karibischer Staaten) aus, in denen sich Raume fiir die Teilnahme
der sozialen Bewegungen 6ffnen. (...)

Aus institutioneller Perspektive ist es nach der Niederlage von
Alca und der Entstehung von Alba jedoch nicht gelungen, die
Mehrheit der Regierungen einzubeziehen. Aus Regierungssicht
beschrénkte sich Alba infolgedessen auf sieben, acht Lander mit
fiir den Kontinent nicht sehr reprisentativen Okonomien.

Wir wissen, dass die Wirtschaft in Wirklichkeit vom Gewicht
Mexikos, Kolumbiens, Brasiliens und Argentiniens abhangt.
Unter diesen Umstdnden lag Chavez mit seiner Initiative rich-
tig: Ziel war eine kontinentale Einheit als Alternative gegen die
Regierungen der USA und Kanadas. So kam es zur Unasur und
zur Celac. Diese beiden Initiativen beerdigten faktisch die He-
gemonie der USA mittels der OAS (Organisation Amerikani-
scher Staaten).

Der Mercosur war nie ein wirkliches Integrationsinstrument,
sondern bloB ein Handelsabkommen der Lander des Cono Sur.
Das Problem ist dariiber hinaus, dass einige neoliberal regierte
Léander in Stidamerika lieber wieder den Kurs der USA ein-
schlagen, mit der Pazifikallianz, eine von den USA unterstiitzte
lateinamerikanische Freihandelszone mit neoliberaler Ausrich-
tung. Thr gehoren Chile, Costa Rica, Kolumbien, Mexiko und
Peru an. Jetzt wurde der TPP, Transpazifische Partnerschaftsab-

http://www.albamovimientos.org/

Steffen Vogel

kommen, unterschrieben. (Amerika?1, 28. Januar 2016)

Mercosur: Ohne Venezuela gen Europa?

Rechtsregierte Staaten und Uruguay paktieren gegen Caracas. Unrealistische Anforderungen an Regierung von Prdsident Nicolds

Montevideo. Das siidamerikanische Frei-
handelsbiindnis Mercosur hat beschlossen,
ein Handelsabkommen mit der Européi-
schen Union (EU) anzustreben.

»Ausgewogen, ambitioniert und umfas-
send“ solle der neue Vertrag sein, verkiin-
deten die Staatschefs von Brasilien, Argen-
tinien, Uruguay und Paraguay. Die Siidame-
rikaner scheinen sich einig zu sein: Das
Biindnis will seinen Markt dem reichen
Norden 6ffnen und Handelsschranken ab-
bauen. Doch bei dem Treffen am Rande der
UN-Generalversammlung in New York
fehlte ein Vertreter von Venezuela, dem
fiinften Mercosur-Mitgliedsstaat. Venezuela
hat sich an den Gesprédchen mit der EU bis-
her nicht beteiligt, es sieht zu groRe Risiken
im Freihandel mit dem wirtschaftlich méach-
tigeren Europa.

Die Verhandlungen mit der EU, die nun
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Maduro. Abkommen mit EU geplant
neuen Schwung erhalten sollen, laufen be-
reits seit 17 Jahren. Lange scheiterte eine
Einigung am Protektionismus der Européer.
So wollte Frankreich seinen Agrarmarkt
nicht fiir Lebensmittel aus Stidamerika 6ff-
nen. Rindfleisch, fiir das die Mercosur-
Staaten einen komparativen Handelsvorteil
haben, wurde auf Drangen der EU aus den
Gesprachen ausgeklammert. Gleichzeitig
sollten die Stidamerikaner ihre Z6lle auf eu-
ropéische Autos, Maschinen und Kapitalgii-
ter abschaffen. Paraguay hat nun eine Libe-
ralisierung von 89 Prozent aller Mercosur-
Zolle angeboten. Dies wére das erste grofe-
re Freihandelsabkommen des Blocks seit
vielen Jahren.

Dabei ist das Biindnis intern tief zerstritten:
Seit dem Rechtsruck in Argentinien und
Brasilien sieht sich das sozialistisch regierte
Venezuela zunehmend isoliert. Im Sommer
weigerten sich die konservativen Regierun-
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gen, Venezuela den rotierenden Vorsitz in
der Handelsorganisation zu tibergeben. Seit-
dem fiihren die vier anderen Mitgliedsstaa-
ten zusammen die Geschéfte. Im August
liell der brasilianische Auenminister ver-
lauten, man wolle Venezuela aus dem
Biindnis ausschliefen, wenn das Land nicht
bis Dezember bestimmte Regularien erfiillt
hitte. 300 Gesetze und 40 internationale
Abkommen miisste das venezolanische Par-
lament demnach verabschieden, um Teil des
Mercosur zu bleiben.

Wahrend sich die Beziehungen zu Venezue-
la in Zeiten der linksgerichteten Prasiden-
tinnen von Argentinien, Cristina Fernandez
de Kirchner und Brasilien, Dilma Roussef,
kooperativ gestalteten, hat sich der Kurs des
Mercosur merklich gedndert. Seit dem
knappen Wahlsieg des neoliberalen Mauri-
cio Macri in Argentinien und dem

parlamentarischen Putsch des brasiliani-



https://amerika21.de/2016/08/159210/amtsenthebung-brasilien
https://amerika21.de/analyse/141833/stedile-soziale-bewegungen
https://de.wikipedia.org/wiki/Pazifik-Allianz
http://www.albamovimientos.org/
https://amerika21.de/search/node/ALBA
http://www.attac-netzwerk.de/fileadmin/_migrated/content_uploads/ALBA_contra_ALCA__von_Th._Fritz_.pdf

schen Rechtspolitikers Michel Temer richtet
sich das Biindnis immer mehr nach der
tiberwunden geglaubten Doktrin des neoli-
beralen Freihandels. Neben der Marktoff-
nung gegeniiber der EU ist nun auch eine
Anndherung an die neoliberal ausgerichtete
Pazifik-Allianz, bestehend aus Chile, Peru,
Kolumbien und Mexiko, im Gesprach.

Venezuelas verstorbener Prasident Hugo
Chévez hatte 2004 den Beitritt zum Mer-
cosur gesucht. Er sah das Modell der regio-
nalen Integration als Chance, ein Gegenge-
wicht zu den USA zu schaffen: ,, Hier in
Stidamerika wird gerade ein GroBmacht
geboren, und Mercosur ist ihr gréfSter Mo-
tor“, sagte er bei der Aufnahme seines Lan-
des. Im Gegensatz zum neoliberalen Modell
des Freihandels, das auch im Nordamerika-
nischen Freihandelsabkommen (NAFTA,
USA, Kanada, Mexiko) betrieben wird,

setzte der Mercosur auf ein Zusammen-
wachsen der stidamerikanischen Nationen,
bei der auf die Unterschiede zwischen den
Volkswirtschaften Riicksicht genommen
wurde.

Nun kénnte Chavez' Traum ein unriihmli-
ches Ende nehmen. Nach Paraguay, Brasili-
en und Argentinien stimmte auch die sozial-
demokratische Regierung von Uruguay, bis-
lang Venezuelas letzter Verbiindeter im
Block, dem Vorschlag zu, Caracas den Mer-
cosur-Vorsitz vorzuenthalten.

Zwar sagte die argentinische Aufenministe-
rin Susana Malcorra, es gebe ,, keine Ab-
sicht, Venezuela auszuschlieen, denn wir
haben die Hoffnung, dass das Land seinen
Verpflichtungen nachkommt . Dieses Vor-
gehen habe nichts mit der politischen Situa-
tion in Venezuela zu tun, sondern sei rein
wirtschaftlich begriindet.

Jedoch sind die Anforderungen an die Re-
gierung von Nicolds Maduro nicht nur han-
delstechnischer Natur. Neben der Verein-
heitlichung der Zollbezeichnungen und der
endgiiltigen Streichung der Zolle fiir Mer-
cosur-Waren soll Venezuela auch das Men-
schenrechtsprotokoll von Asuncién unter-
zeichnen. Die De-facto-Regierung Brasili-
ens bezichtigte Maduro, ,, politische Gefan-
gene“ zu halten und die Opposition zu un-
terdriicken. Darin sehen die Venezolaner ein
politisches Manéver: ,, Eine juristische List,
um den Mercosur zu zerstoren“ sei die Ver-
weigerung der Prasidentschaft, schrieb die
AuRenministerin Delcy Rodriguez auf Twit-
ter. 300 Gesetze in 72 Tagen zu erlassen
diirfte dem politisch gespaltenen Venezuela
schwer fallen, die Zukunft des Handels-
biindnisses ist ungewiss.

https://amerika21.de/2016/09/160810/mercosur-venezuela-freihandel

4. November 2016

Amerikanischer Gewerkschaftsbund - Via Campesina - ALBA-Movimientos - Jubilee Sur -

Kontinentaler Aktionstag fur Demokratie und
gegen Neoliberalismus

Ein Jahrzehnt nach dem Scheitern der
Schaffung einer gesamtamerikanischen
Freihandelszone — Area de Libre Comercio
de las Américas (ALCA) — wird unser Kon-
tinent von einer neuen neoliberalen Offen-
sive bedroht.

Diese Offensive besteht in der Verscharfung
der verschiedenen Varianten der Beschnei-
dung der Rechte der Vélker und in Angrif-
fen auf die indigene Bevolkerung, die Bau-
ern, die Arbeiter, die Frauen und die Jugend
sowie die ethnische, kulturelle und sexuelle
Vielfalt. Durch Kémpfe und Widerstandsak-
tionen haben sie ihre Féahigkeit, Vorkampfer
fiir die Verdnderungsprozesse in Lateiname-
rika zu sein, wiedererlangt.

AuBerdem beweisen die in Haiti (2004),
Honduras (2009), Paraguay (2012) und so-
eben in Brasilien erfolgten Staatsstreiche,
dass der Markt, der unser Leben beherrscht,
den aktuellen, von der Bevolkerung ange-
stoRenen Veranderungsprozess stoppen will,
der mehr Rechte fiir alle, eine stirkere so-
ziale Inklusion, die Hoheit {iber ihre Terri-
torien und Gemeingiiter sowie mehr demo-
kratische Elemente und Mittel fiir die politi-
sche Teilhabe der Bevolkerung mit sich
brachte.

Wir, die an den Kéampfen gegen die Militar-
regierungen Lateinamerikas und der Kari-
bik und die institutionalisierte Gewalt der
Staaten Beteiligten und Erben dieser K&mp-
fe, die wir uns gegen das Regime des Frei-
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handels, Privatisierung, Ausgrenzung und
Armut, alles Bestandteile des neokolonia-
len Projekts ALCA, aufgelehnt haben und
auf der Grundlage unseres Widerstands die
,»mogliche andere Welt“ schaffen wollen,
erklaren heute: Wir werden nicht zulassen,
dass auf unserem Kontinent ein neues Zeit-

alter der Diktaturen beginnt, die von den In-
teressen des kapitalistischen Markts dienen-
den Angehorigen der Exekutive, Judikative
und Legislative errichtet werden.

&
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Uns einen die Prinzipien der Solidaritat und
des Internationalismus sowie die Gewiss-
heit, dass eine gegen den Kapitalismus, das
Patriarchat, den Kolonialismus und den
Rassismus gerichtete Systemverdanderung
notwendig ist.

Erneut ist es an der Zeit, dass sich die Be-
volkerungen Amerikas mit vereinten Kraf-

Seite 25

ten denjenigen entgegenstellen, die auf ih-
rem Projekt der Zerstérung, Spaltung und
Ausgrenzung beharren.

Wir rufen die vielen Organisationen und so-
zialen Bewegungen, die eine andere Gesell-
schaft anstreben, dazu auf, sich anzuschlie-
Ren und die Strafen unseres Amerika am 4.
November 2016 zu besetzen, um mit ver-
einter Stimme zu rufen:

Keinen Schritt zuriick!

Wir Volker kampfen weiter fiir unsere Inte-
gration, Selbstbestimmung und Souveréni-
tit sowie gegen den Freihandel und die
transnationalen Konzerne!

#JornadaContinental
https://seguimosenlucha.wordpress.com/

Erstunterzeichnende des Aufrufs:
Confederacion Sindical de Trabajadores/as
de las Américas, Coordinadora
Latinoamericana de Organizaciones del
Campo/La Via Campesina, Marcha
Mundial de las Mujeres, Amigos de la
Tierra América Latina y el Caribe, ALBA
Movimientos, Centro Martin Luther King,
Capitulo Cubano de ALBA Movimientos,
Jubileo Sur/Américas, PIT-CNT Uruguay,
Internacional de Servicios Publicos,
Campafia para Desmantelar el Poder de las
Transnacionales
http://www.movimientos.org

Ubersetzung: Carl Stoll, Coorditrad
Lektorat: Werner Horch



http://www.movimientos.org/
https://seguimosenlucha.wordpress.com/
https://amerika21.de/2016/09/160810/mercosur-venezuela-freihandel
http://www.el-nacional.com/politica/Delcy-Rodriguez-Pretenden-Mercosur-antijuridicas_0_921507909.html
http://www.avn.info.ve/contenido/ch%C3%A1vez-mercosur-es-motor-m%C3%A1s-grande-que-tiene-suram%C3%A9rica

Boniface Mabanza

Warum Tansania die EU abblitzen lasst

Wirtschaftspartnerschaftsabkommen der EU mit der ostafrikanischen Gemeinschaft

Die Europdische Union (EU) verhandelt
mit Léndergruppen in Afrika, der Karibik
und dem Pazifischen Raum seit nunmehr 14
Jahren iiber die sogenannten Wirtschaffts-
partnerschaftsabkommen (WPA). Die Ver-
handlungen haben sich vor allem mit afri-
kanischen Wirtschaftsregionen als langwie-
rig und kompliziert erwiesen. Wihrend in
der Entwicklungsgemeinschaft des Siidli-
chen Afrika mit der Unterzeichnung in
Botswana am 10. Juli 2016 der Durchbruch
gelungen ist, scheitert das Abkommen in
Westafrika immer noch am Widerstand
Gambias und Nigerias (1). In Ostafrika
war die Unterzeichnung fiir den 18. Juli
2016 am Rande eines UN-Gipfels (United
Nations) in Nairobi/Kenia geplant, wozu es
jedoch nicht kam. Die Griinde fiir diesen
erneuten Ddmpfer sollen in den nachfol-
genden Zeilen erdrtert werden.

Die Ostafrikanische Gemeinschaft (EAC)
besteht aus Uganda, Ruanda, Burundi, Tan-
sania und Kenia. Seit April 2016 z&hlt auch
der Siidsudan zu dieser Gruppierung. Durch
den bisherigen Widerstand Tansanias ist es
zum Abkommen noch nicht gekommen.
Eine dhnliche Situation ereignete sich be-
reits 2010, als sich die EAC gegen eine Un-
terzeichnung entschied und damit die EU
2013 dazu veranlasste, ihren Druck gegen-
iber allen WPA-Regionen zu erhdhen. Sie
entschied, ab dem 1. Oktober 2014 alle
Lander vom Annex 1 der Marktzugangsre-
form, bekannt als MAR 1528/2007, zu
streichen, die bis dahin keine Schritte zur
Unterzeichnung und Ratifizierung der
WPAs einleiten wiirden. Diese neue Frist
hatte keine gesetzliche Grundlage, da sie
nicht in MAR 1528/2007 beinhaltet ist. Die
MAR 1528/2007 trat 2008 in Kraft, um den
praferentiellen Marktzugang des Cotonou-
Abkommens, des volkerrechtlichen Ver-
trags zwischen der EU und den Léndern

Afrikas, der Karibik und des Pazifiks in Be-
zug auf die Handels- und Entwicklungs-
politik, fiir die Lander zu gewéhrleisten, die
die WPAs verhandeln. In der EAC ist diese
Marktzugangsreform besonders fiir Kenia
von entscheidender Bedeutung, weil das
Land als einziges Nicht-Least Developed
Country (am wenigsten entwickelten Lan-
der) nicht auf die Everything But Arms-
Regelung (Alles auler Waffen) zuriickgrei-
fen darf. Kenia stand daher massiv unter
Druck: Wiirde die Forderung der EU, das
Abkommen zur Ratifizierung zu bringen,
nicht bis zum 1. Oktober 2014 erfiillt wer-
den, drohten Strafzolle fiir kenianische Pro-
dukte.(1) Die Drohung der EU zeigte Wir-
kung, die Verhandlungen mit der EAC wur-
den im Oktober 2014 abgeschlossen und
die EAC paraphierte das Abkommen im
Dezember 2014 vorlaufig, was die Wieder-
aufnahme von Kenia in den Annex 1 der
MAR 1528/2007 ermoglichte.

Tansanias Entscheidung gegen die
WPAs: Alte Argumente — alte
Entscheidung

Am 8. Juli 2016 gab das ostafrikanische
Tansania bekannt, das WPA nicht unter-
zeichnen zu wollen. Dr. Aziz Mlima, Gene-
ralsekretdr des Auenministeriums und Mi-
nisteriums fiir EAC, Regionale und Interna-
tionale Kooperation, gab folgende Griinde
fiir diese Entscheidung an: ,,We think it is
not the right time for us to sign the agree-
ment. There are still contentious issues
which need to be settled to ensure Tanzania
is not turned into a source of raw materials
and markets for European goods.“ Aus die-
ser Presseerkldrung geht zudem hervor,
dass Tansania vorerst vom WPA Abstand
genommen hat, weil das Land in diesem
Regelwerk eine Gefahr fiir die bereits exis-
tierende junge Industrie sieht, von der Ent-

stehung neuer Industriezweige ganz zu
schweigen. Das Abkommen werde Tansania
und die ganze Region dazu verdammen, in
der alten kolonialen Rolle des Rohstofflie-
feranten fiir EU-Lander zu verharren. Dar-
tiber hinaus besteht mit dem im Rahmen
des WPA geplanten Zollabbaus ab dem
fiinften Jahr nach dem Inkrafttreten dieses
Abkommens die Gefahr, dass Tansania zu
einem Absatzmarkt fiir EU-Produkte redu-
ziert wird. Somit steht das WPA, sowohl im
Blick auf Importe als auch auf Exporte, den
langfristigen Interessen des Landes entge-
gen. Mit dieser Analyse bestétigte eine offi-
zielle Stimme der EAC die von der Zivilge-
sellschaft sowohl in der EAC selbst, als
auch in der EU immer wieder thematisierte
Einstellung, dass die EU zwischen 2010
und 2014 keine substanziellen, sondern nur
Konzessionen kosmetischer Art vorgenom-
men hatte und dass die strittigen Themen
im EAC-Abkommen nicht beriihrt wurden.
Stattdessen nutzte die EU mit der MAR
1528/2007 ihre Machtposition aus, um eine
Entscheidung zu erzwingen, (...)

(1) S. dazu SiG 111, S. 22 und 23

und Attac De: ,Was sind EPAs“

(2) S. die aufschlussreiche Report-Sendung
vom 4. November 2014

(3) http://allafrica.com/stories/201607110875.html
und Deutsche Welle
Ausziige aus einem Artikel im Rundbrief

Forum und Entwicklung 3/16

SiG-Red: Dr. Boniface Mabanza arbeitet
bei der Kirchliche Arbeitsstelle Siidliches
Afrika (KASA) in Heidelberg;

Auszug aus seinem Vortrag auf dem Attac-
Friihjahrsratschlag in Frankfurt 2014 iiber
die geringe Aufmerksamkeit in Europa ge-
geniiber den von der EU geplanten EPAs
und abgeschlossenen Handels- und Investi-
tionsabkommen.

Mehr zu den WPAs /EPAs:

Umfangreiche und aktuelle Webseite ,,bilaterals*: http://www.bilaterals.org/?-eu-acp-epas
Expertisen von Jacques Berthelot (Engl. /Fr.) auf der Seite von SOL — agro6kologische und solidarische Alternativen.

Nein zu der Ratifizierung des ,,Freihandels“-Abkommens zwischen EU und Kolumbien /Peru auf der TNI-Webseite.

faiiie

MONSANTO

International Monsanto Tribunal
In The Hague - October 2016

14. - 16 Oktober 2016

http://www.monsanto-tribunald.org/

Pestiziden.

Frankreich (Bretagne): Gerichtliche Anerkennung von
gesundheitlichen Schaden (MCS) durch den Umgang mit

Mebhr: http://www.genuk-ev.de/
... und ,,Na dann Prost! “ - Pestiziden in Weinbergen -

25. - 26. November 2016 in Briissel:

Europdische Konferenz
RIGHTS 4 ALL NOW!
Eine Initiative von Alter Summit

Soziale und Arbeitnehmerrechte
in Zeiten von Austeritit und Deregulierung:
Verstirkung und Vernetzung der Kampfe

in Europa

Einladung auf Deutsch
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http://www.attac.de/kampagnen/freihandelsfalle-ttip/hintergrund/epas/
http://www.attac.de/uploads/media/sig_111.pdf

Norman Paech

Freihandel und seine moglichen Folgen

Rede auf der Ver.di-Veranstaltung am 1. September 2016 in Hamburg-Schleswig-Holstein

Wer am Antikriegstag zu einem Vortrag
tiber den Freihandel einlddt, gerdt zumin-
dest in den Verdacht, den freien Handel als
den Schliissel zum Frieden, als die Haupt-
waffe gegen den Krieg ins Feld fiihren zu
wollen. Und in der Tat, der freie Handel ist
seit Adam Smith (1723-1790) und David
Ricardo (1772-1823) die Leitidee der kapi-
talistischen Weltwirtschaft, er ist zum Fix-
stern unseres vielbeschworenen Wertekan-
ons geworden. Er stiitzt sich auf eine Bot-
schaft, deren Uberzeugungskraft bis heute
nicht verblasst ist, obwohl ihr ideologischer
Charakter seit langem erkannt ist: Er sei das
beste Instrument zur Férderung der Okono-
mie und des Wohlstandes der am internatio-
nalen Handel beteiligten Staaten, und zwar
auch der Schwachen.

Freihandel f@rdert vor allem starke
Okonomien

Das ist grundfalsch, Freihandel fordert vor
allem die starken Okonomien. Denn die
Staaten halten immer dann das Banner des
Freihandels hoch, wenn ihre Produktion
einen Stand erreicht hat, der die internatio-
nale Konkurrenz nicht mehr zu scheuen hat.

Erlaubt mir einige historische Anmerkun-
gen. England hat z. B., erst nachdem die
Uberlegenheit seiner Industrie feststand,
versucht, die Lehre des Freihandels in den
internationalen Beziehungen durchzusetzen.
Erst 1860 fielen die Zolle fiir den letzten
Rohstoff Seide. Von dem US-Présidenten
Ulysses S. Grant (1869-1877) ist die Fest-
stellung tiberliefert: "Fiir Jahrhunderte hat
England auf Protektion gebaut, hat sie bis
ins Extrem getrieben und befriedigende Er-
gebnisse damit erzielt. Es gibt keinen Zwei-
fel, dass diesem System seine gegenwdirtige
Stéirke zu danken ist. Nach zwei Jahrhun-
derten hat es England fiir gtinstig befunden,
den Freihandel einzufiihren, weil es meint,
dass die Protektion nicht ldnger etwas zu
bieten hat. Also gut, meine Herren, die
Kenntnis meines Landes fiihrt mich zu der
Auffassung, dass Amerika innerhalb zweier
Jahrhunderte, wenn es soviel wie méglich
aus der Protektion herausgeholt hat, auch
den Freihandel einfiihren wird."

Es sollte fiir die USA nicht mehr so lange
dauern.

Theoretisch wie auch praktisch war dies be-
reits seit Friedrich List, (1789-1846) dem
einflussreichsten Gegner der Freihandels-
doktrin, erwiesen. Er hat schon vor Ulysses
Grant die englische Strategie beschrieben:
"Eine Nation wie die englische, deren Ma-
nufakturkraft einen weiten Vorsprung vor
der aller anderen Nationen gewonnen hat,

erhdlt und erweitert ihre Manufaktur- und
Handelssuprematie am besten durch még-
lichst freien Handel. Bei ihr ist das kosmo-
politische Prinzip und das politische ein
und dasselbe. Hieraus erkldrt sich die Vor-
liebe aufgekldrter englischer Staatsékono-
men fiir die absolute Handelsfreiheit, und
die Abneigung einsichtsvoller Staatsékono-
men anderer Ldnder, dieses Prinzip unter
den bestehenden Weltverhdltnissen in An-
wendung zu bringen."

In den kapitalistischen Industriestaaten lie-
Ren die groRen Kriege dem Freihandel so
gut wie keinen Raum mehr. Dem Volker-
bund war es mit seiner ersten Wirtschafts-
konferenz 1927 "Zur Bekdmpfung des
libersteigerten wirtschaftlichen Nationalis-
mus" kaum gelungen, die Liberalisierung
gegen den Kriegsprotektionismus bei den
Staaten durchzusetzen, die ihre kriegsge-
schwéchten Volkswirtschaften wieder auf-
bauen wollten. Schon 1929 sorgte die be-
ginnende Weltwirtschaftskrise fiir die er-
neute Konjunktur des Protektionismus —
mit dem die Freihdndler leben kénnen und
den sie auch immer wieder anwenden, so-
fern er nur die eigene Industrie schiitzt. Er
verstarkte sich unaufhaltsam bis in die Jah-
re des 2. Weltkrieges.

Statt Havanna-Charta: GATT

Allerdings wurde noch wéhrend des Krie-
ges insbes. in den USA der Ruf nach dem
Freihandel wieder laut. Die Atlantik-Charta
von 36 Staaten der Anti-Hitler- Koalition
im Jahre 1941 formulierte dabei auch fiir
die schwachen Staaten durchaus verhei-
Rungsvoll, "allen Staaten, ob klein oder
groB8, ob Sieger oder Besiegte, unter glei-
chen Bedingungen den Zutritt zum Handel
und zu den Rohstoffen der Welt zu gewdh-
ren, die fiir ihren wirtschaftlichen Wohl-
stand erforderlich sind".

Doch verkehrte sich die Verheiung in dem
MaRe in eine Bedrohung, wie die USA die
Organisation des Prinzips in ihre Hénde
nahmen. Sie waren als absolut fithrende
Wirtschaftsmacht in der Welt aus dem
Krieg herausgekommen. Thre auf hohen
Touren produzierende Industrie brauchte
nach Kriegsende Absatzmaérkte, die sich
nicht vor dem amerikanischen Export ab-
schirmten. Und so traten die USA auf der
ersten internationalen Konferenz iiber
Handel und Beschiftigung 1946 in Ha-
vanna - als die stdrksten Interessenten des
Freihandels auf.

Die schwachen Staaten Afrikas, Asiens und
Lateinamerikas forderten Ubergangsfristen
und Sonderregelungen zum Schutz ihrer
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schwachen Volkswirtschaften, und auch die
durch den Krieg stark in Mitleidenschaft
gezogenen Staaten Europas hielten Fragen
des Wiederaufbaus und der Beschéftigung
fiir dringender. Dementsprechend enthielt
das Vertragswerk der UNO-Konferenz, die
im Maérz 1948 unterzeichnete sog. Ha-
vanna-Charta, Kapitel zu den Bereichen
Entwicklung und Wiederaufbau, Vollbe-
schéftigung, Rohstoffabkommen, Miss-
brauch durch Kartelle wie auch Freihandel
und Meistbegiinstigung.

Vor der Unterzeichnung war es den USA al-
lerdings schon gelungen, die Ergebnisse der
separat gefiihrten Zollverhandlungen mit
den in der Charta geplanten Freihandelsvor-
schriften zusammenzufassen und gleichsam
als Ubergangsregelung bis zum Inkrafttre-
ten der Charta unter der Bezeichnung "Ge-
neral Agreement on Tariffs and Trade"
(GATT) vorléufig wirksam werden zu las-
sen. (1) Gleichzeitig hatten die USA den
Wiederaufbau Westeuropas mit der Verkiin-
dung des Marshall-Planes in die eigenen
Héande genommen, der ihnen einen aufnah-
mefahigen Markt garantierte. Damit war
das amerikanische Interesse an den iibrigen
Regelungen der Havanna-Charta erschopft.
Sie verweigerten die Ratifizierung, und
mangels geniigender Anzahl von Ratifika-
tionen trat die Charta niemals in Kraft. Es
blieb bei dem GATT, das 4/5 des Welthan-
dels mit seinen Regeln erfasst und das wirt-
schaftspolitische Freihandelscredo der
starksten kapitalistischen Industriestaaten
widerspiegelt.

Das bedeutete fiir Afrika, dass die Exporte
aus diesem Kontinent jetzt nur noch 2% der
Weltexporte betragen und zur Hélfte von
drei Landern getétigt werden: Stidafrika,
Algerien und Nigeria.

Geopolitische Bedeutung von TTIP,
CETA, ...

Dieses so segenreiche System fiir die hoch-
entwickelten kapitalistischen Industriestaa-
ten soll nun weiter optimiert und weltweit —
China und Russland ausgenommen — das
neoliberale Ordnungsmodell durchgesetzt
werden. “Neoliberal“ heif8t hier ,,Marktfor-
derung, Privatisierung, Deregulierung, Ei-
gentumsschutz und Entdemokratisierung®.
Es geht bei diesen Freihandelsabkommen
TTIP wie bei CETA gar nicht so sehr um
Zollabbau, der zwischen den USA und der
EU um die 5% ohnehin sehr niedrig ist,
auch das prognostizierte Wirtschaftswachs-
tum und die Schaffung neuer Arbeitsplitze
sind inzwischen auf Gro8en geschrumpft,
die niemand mehr begeistern kénnen.




Chlorhiihnchen, Genfood und klappbare
Autoriickspiegel dienen eher der Ablenkung
von dem zentralen Ziel dieses Abkom-
mens: die atlantische Dominanz gegen-
iiber den drohenden Machtverschiebun-
gen in der Welt zu sichern.

Der SPD-Vorsitzende und Wirtschaftsmi-
nister Gabriel hat es in der FAZ am 23. Fe-
bruar 2015 ganz einfach so ausgedriickt:

,» Wir reden zu viel iiber Chlorhiihner und
zu wenig liber die geopolitische Bedeu-
tung. “ Genau, also reden wir tiber die geo-
politischen Ziele von TTIP und CETA, die
eine klare Konfrontationsstrategie und er-
neute Blockbildung signalisieren. Das
klingt in den Worten des holldndischen
,Clingendael Institute“ etwa so: ,, Der
wichtigste Grund....TTIP anzustreben, ist
geopolitischer Natur. Der Aufstieg Chinas
(und anderer asiatischer Lénder), kombi-
niert mit dem relativen Abstieg der USA
und der wirtschaftlichen Malaise der Euro-
zone, sind ein Ansporn fiir den transatlanti-
schen Westen, seine gemeinsame ékonomi-
sche und politische Macht zu nutzen, um
neue globale Handelsregeln zu schreiben,
die seine 6konomischen Prinzipien (regel-
basierte Marktwirtschaft) und politischen
Werte (liberale Demokratie) reflektieren.
TTIP ist ein zentraler Bestandeteil in dieser
Strategie. “

Natiirlich ist Russland von Anfang an von
TTIP und CETA ausgeschlossen, was in die
Konfrontationsstrategie von EU und NATO
passt. Die Begriindung fallt einem NATO-
Politiker wie dem ehemaligen Generalse-
kretdr Rasmussen nicht schwer: ,, Russland
hat die Regeln gebrochen. Es hat so die in-
ternationale Ordnung unterminiert, die die
Grundlage unseres Friedens und Wohlstand
ist.... Um diese Ordnung zu erhalten, miis-
sen wir weiterhin zusammenstehen. Das
heilSt, wir miissen unsere wirtschaftlichen
Bande verstdrken. Und hier ist das transat-
lantische Handels- und Investitionsabkom-
men eine Schliisselfrage.

Er denkt dabei bestimmt nicht nur an die er-
weiterten Moglichkeiten und Optionen des
Riistungsmarktes. Die Tatsache, dass hoch-
rangige Militdrpolitiker in die Freihandels-
debatte einsteigen, zeigt deutlich die mili-
tarstrategische Bedeutung derartiger Ab-
kommen. Geopolitik hat historisch schon
immer mit dem Zugriff auf fremde Ressour-
cen und Territorien zu tun, wenn nétig auch
mit militarischen Mitteln. Und das Echo
kommt aus der zivilen Wissenschaft sofort.
Der schon zitierte Peter van Ham vom
,»Clingendael Institute® iibertreibt in seiner
Euphorie vielleicht etwas, zeigt mit seiner
Hoffnung auf die Kraft von TTIP jedoch,
dass wir mit unseren Befiirchtungen tiber
die Kriegs-Dynamik dieses Freihandelspro-
jektes nicht gar so falsch liegen:

,, ITTIP kann die NATO erneuern, schreibt
er. ,, Es bedarf einer neuen Hierarchie die
deutlich macht, welche Lénder wirklich
wichtig sind und wirklich die Werte und In-
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teressen des atlantischen Westens teilen.
Das TTIP bietet der NATO eine klare Richt-
linie an, um diese Entscheidung zu treffen.
Bei TTIP geht es nicht nur um Freihandel,
es fithrt Ldnder und Gesellschaften zusam-
men, die gegenseitiges Vertrauen in ihre je-
weiligen Institutionen haben und die wil-
lens sind, ihren Lebensstil gegen konkurrie-
rende Mdchte zu verteidigen. Als (Hillary)
Clinton sich auf eine ,Wirtschafts-NATO’
bezog, hat sie nicht iibertrieben. Ohne die
wirtschaftliche Einheitlichkeit ist auch stra-
tegische Einigkeit unmdéglich. “

Wir haben vielleicht schon vergessen, dass
der Ausloser des Ukraine-Konfliktes, der
in einen Krieg ausartete, die Zuriickwei-
sung eines Assoziierungsabkommens mit
der EU durch den damaligen Présidenten
Janukowitsch war. Dieses Abkommen hatte
ordnungspolitisch die gleiche Struktur und
Perspektive wie das Freihandelsabkommen,
ja sein Kern war die Freiheit des Marktes
und des Handels. Es hétte die Ukraine nicht
nur an die ,, Werte und Interessen des Wes-
tens“ gebunden, sondern auch aus der Bin-
dung an Russland geldst und ihre alten wirt-
schaftlichen Beziehungen zu Russland ge-
kappt. Wer einmal in diesem Vertragsnetz
gefangen ist, der wird wie Griechenland er-
wiirgt, wenn er die Normen und Gebote des
Vertrages nicht einhalten kann. Das Diktat
der starksten Staaten ist in dieser Art Frei-
heits-Vertrage eingewoben. Wir kdnnen es
niemand in der EU oder NATO abnehmen,
dass sie die Warnungen Moskaus vor solch
einem Schritt nicht gehort oder als nicht
ernst gemeint eingeschétzt haben. Dies war
ein bewusst provokatives Spiel mit dem
Feuer, das den Krieg mit einkalkulieren
musste. Denn schon seit Jahren hatten die
USA und NATO mit ihren Geldern, Ge-
heimdiensten und Stiftungen den Sturz und
die Auswechselung der Regierung mit der
,orangenen Revolution“ und Julia Timo-
schenko vorbereitet. Nach einem &dhnlichen
Muster wird auch ein Freihandelsabkom-
men funktionieren, wenn es auf den Wider-
stand derer trifft, gegen die es bewusst ge-
richtet ist.

Militar fiir Freihandel

Wie eng Krieg und Okonomie, vor allem in
ihren Komponenten Handel, Riistung und
Ressourcen, miteinander verkniipft sind,
macht auch ein Blick auf die deutsche
WeiRbuch-Tradition der Bundeswehr deut-
lich. Das letzte Exemplar ist gerade am 13.
Juli nach 10-jdhriger Pause erschienen. Be-
reits 1992 heift es schon in den ,,Verteidi-
gungspolitischen Richtlinien®: ,, Aufrechter-
haltung des freien Welthandels und des un-
gehinderten Zugangs zu Mdrkten und Roh-
stoffen in aller Welt im Rahmen einer ge-
rechten Weltwirtschaftsordnung. «
Offensichtlich hielt die damalige Bundesre-
gierung die derzeitige Wirtschaftsordnung
fiir gerecht und daran wird sich nichts geén-
dert haben. Auch in den letzten beiden
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Weilbiichern der Bundesregierung von
2006 und 2016 fehlt nicht der Verweis auf
die Abhéngigkeit Deutschlands von interna-
tionalen Handelsrouten, Energieressourcen
und Rohstoffen, ohne dass dabei die Aufga-
ben der Bundeswehr zur Sicherung dieser
Interessen genau beschrieben werden. Nach
wie vor rétselvoll bleibt bei diesem deutli-
chen Bekenntnis der Bundesregierung zu
den Verteidigungsaufgaben der Bundes-
wehr, dass der damalige Bundespréasident
Horst Kohler im Mai 2010 angeblich wegen
eines Satzes zuriicktreten musste, der dieses
Bekenntnis nur noch einmal formulierte,
dass namlich: ,,im Zweifel, im Notfall auch
militdrischer Einsatz notwendig ist, um un-
sere Interessen zu wahren, zum Beispiel
freie Handelswege.*

Umso unwahrscheinlicher bleibt dieser all-
gemein kolportierte Riicktrittsgrund, weil
der kurzzeitige Verteidigungsminister von
und zu Gutenberg nur wenig spater diesel-
ben Einsatzziele wiederholte, wofiir er nie
gertigt wurde und die bei seinem raschen
Abschied auch keine Rolle spielten.

Bis weit in die SPD besteht Einigkeit und
Zustimmung zu diesem erweiterten Sicher-
heitsbegriff. Der beschrankt den Einsatz der
Bundeswehr nicht nur auf die Verteidigung
gegen einen bewaffneten Angriff, wie es
das Grundgesetz immer noch bestimmt,
sondern will ihn schon bei einem diffusen
Ensemble von Sicherheitsrisiken und ,,hy-
briden Bedrohungen® vom internationalen
Terrorismus tiber Cyberangriffe bis hin zur
Blockade von Handelswegen rund um den
Globus erlauben.

Das ist z.B. der Tenor eines Strategiepapie-
res des ,,Arbeitskreises Internationale Si-
cherheitspolitik“ der Friedrich-Ebert-Stif-
tung mit dem Titel ,,Die deutsche Sicher-
heitspolitik braucht mehr Strategiefahig-
keit“ vom Januar 2014. Wie schon in den

,» Verteidigungspolitischen Richtlinien“ der
Bundesregierung von 1992 heifit es dort
z.B.: ,,Angesichts der Verwundbarkeit
Deutschlands und der Tatsache, dass das
Wohlergehen der deutschen Biirgerinnen
und Biirger in einem erheblichen Mal8 von
einem sicheren und freien Welthandel und
dem Zugang zu Rohstoffen abhdngt, greift
eine ausschlieliche Konzentration auf mo-
ralische Kategorien zu kurz...Es geht dar-
um, fiir Regierung und Parlament sowie fiir
die Offentlichkeit und Medien eine iiberzeu-
gende Begriindung fiir eine geplante Inter-
vention zu generieren.

Auf der Jahrestagung der Boll-Stiftung
empfahl ein Redner des ,,Democratization
Policy Council®, auf jeden Fall eine kiihne-
re Strategie: ,, Die deutsche Politik muss ak-
zeptieren, dass das bestehende internatio-
nale System, allen voran die Vereinten Na-
tionen nicht den Herausforderungen der
Weltunordnung des 21. Jahrhunderts ent-
sprechen. Das bedeutet praktisch zu akzep-
tieren, dass ein Agieren auSerhalb des be-
stehenden volkerrechtlichen Rahmens von-




néten sein kann, wenn die Stabilitdt der in-
ternationalen Ordnung gefdhrdet ist...

Erinnern wir uns an den Uberfall 1999 auf
Ex-Jugoslawien unter der Koalitionsfiih-
rung von Kanzler Schroder und AufSenmi-
nister Fischer. Das war ein grober Verstof§
gegen das Volkerrecht, zu dem sich Schro-
der auch unlédngst ganz entspannt bekannt
hat. Eine eventuelle Neuauflage einer sol-
che Koalition, wird sich bestimmt nicht
mehr um das Volkerrecht kiimmern, wenn
es um den Einsatz der Bundeswehr fiir un-
sere Handelsinteressen geht.

Wenn also Rohstoffsicherung und die Frei-
haltung der Handelswege ohnehin zu den
Aufgaben der Bundeswehr gehoren, stellt
sich nattirlich die Frage, was Freihandelsab-
kommen wie TTIP und CETA an dieser
Konstellation dndern und vielleicht ver-
scharfen? Handel fiir sich ist schon defini-
torisch nicht kriegstrachtig. Vor dem Hin-
tergrund einer anschwellenden Debatte iiber
gestiegene Verantwortung in der Weltord-
nung, dem immer stirker werdenden Ruf
nach deutscher Fiihrung und der Forderung
nach einem unkomplizierteren Umgang mit
Interventionen, kommt es jedoch darauf an,
wie der Rahmen, die Ordnung aussehen
soll, in der sich der Handel bewegen kann.
Mit TTIP und dem kanadisch-europdischen
Abkommen CETA wird das bereits beste-
hende multilaterale Handelssystem der
World Trade Organisation (WTO), der der-

zeit 162 Staaten angehoren, parzelliert und
in Machtblocke aufgelost, in denen auf je-
den Fall die Dominanz der stirksten Oko-
nomien und ihrer transnationalen Konzerne
gesichert wird. Sie treffen auf die Staaten,
die sie bewusst von den Abkommen ausge-
schlossen haben und die sich in der Gruppe
der BRICS-Staaten (Brasilien, Russland,
Indien, China, Siidafrika) zusammenge-
schlossen haben, um dem internationalen
System eine demokratischere und gerechte-
re Verfassung zu geben. In dieser Konfron-
tation geht es nicht mehr nur um Handel
und Giiteraustausch, sondern um die Aus-
richtung des gesamten internationalen Sys-
tems nach den neoliberalen Vorstellungen
des Westens. Der Widerstand gegen diesen
Monopolanspruch iiber die Weltordnung ist
starker geworden und TTIP und CETA fii-
gen der derzeitigen politischen und militéri-
schen Konfrontation ein weiteres destabili-
sierendes und gefahrliches Element hinzu.
Was die ,, Economic Partnership Agree-
ments“ (EPA) mit ihrer Freihandelszone
zwischen der Europédischen Union und der
afrikanischen, karibischen und pazifischen
Staatengruppe (ACP) nachweislich nicht er-
reicht haben, die tiefe Kluft zwischen den
armen und den reichen Staaten zu schlie-
Ben, wird mit TTIP und CETA auch nicht
erreicht. Jiingste Studien gehen sogar davon
aus, dass diese Kluft sich noch vertiefen
wird. Dem Sicherheitsinteresse dieser Staa-
ten wére am meisten gedient, wenn diese
Abkommen nicht in Kraft treten kénnten.

Gabriels Strategie ist derzeit offensichtlich:
begraben wir TTIP und winken CETA
durch. Das ist ein trickreiches Mandver, mit
dem er die immer lauter werdenden Kritiker
in seiner Partei einfangen und seine Lam-
mer am 19. September zum CETA fiihren
will. Denn CETA er6ffnet den transnationa-
len Konzernen und dem internationalem
Kapital tiber die kanadische Hintertiir den
Zutritt zum Freiheitsreich des TTIP. Ob es
das undemokratische neue Investitionsge-
richtssystem oder der geplante Regulie-
rungsrat ist, der in die Gesetzgebungsarbeit
der nationalen Parlamente eingreifen kann
oder die Verletzung des Vorsorgeprinzips
ist, sie werden bei CETA mit allem bedient.
Griinde genug, auch CETA von Grund auf
abzulehnen. Und wer sich dann noch die
geopolitischen Folgen dieses Abkommens
anschaut, der sollte am 17. September zu
den GroRen Demonstrationen gegen CETA
in Hamburg oder Berlin gehen.

Hamburg, 1. September 2016

(1) Am 30. Oktober 1947 wurde in Genf
das "Protokoll iiber die vorldufige Anwen-
dung des GATT" von den 22 anwesenden
Staaten unterzeichnet. Es ist die einzige
Grundlage fiir seine juristische Verbindlich-
keit, das Protokoll wurde nur von einem
Staat ratifiziert. Die Bundesrepublik trat
ihm 1951 bei.

Quelle: http:/norman-paech.de/

GroRRe Demonstrationen im September 2016 gegen CETA, TTIP usw.

17. September: 320 000 Menschen auf sieben Demonstrationen in
Deutschland, Berichte aus Deutschland (Fotos), Reden auf der

Kundgebung in Hamburg

25 000 Menschen in Osterreich (Wien, Linz, Graz, Salzburg und

Innsbruck) http://www.ttip-stoppen.at/

Grufladresse aus Frankreich von Aitec, Attac Frankreich und das
franzosische Aktionsbiindnis Stop TAFTA-CETA

Seit drei Jahren kdmpfen wir gemeinsam gegen diese transatlantischen
Vertrdge, wir haben Millionen Biirger und Biirgerinnen und Tausende von
Gemeinden und lokalen Vertretungen dafiir gewonnen, diese Vertrage in

unseren Landern abzulehnen.

Wir wissen, dass wir diesen Kampf gewinnen werden, wenn wir ihn
gemeinsam, in internationaler Solidaritét fithren; aber die Rolle
Deutschlands in diesem Kampf ist absolut entscheidend, da ihr es durch
einen aullergewohnlichen Einsatz geschafft habt, diese Vertrage ins
Zentrum der 6ffentlichen, von allen gefiihrten Auseinandersetzungen zu
setzen. Darum driicken wir euch am Vorabend der Mobilisierungen unsere
besten Gliickwiinsche aus. Diese Mobilisierungen werden hoffentlich eine
historische Bedeutung haben und die deutsche Regierung dazu bringen,
ihre Unterstiitzung fiir CETA zuriickzuziehen.

20.September: 15 000 Demonstranten in Briissel: hier

Europaweit: Demonstrationen und Aktionen
8. Oktober 2016 in Bern: Stopp TiSA,TTIP und coe. - Kundgebung

15. Oktober 2016 in Frankreich: Aktionstag gegen TTIP und

CETA; Demonstration in Paris

Weitere Infos: http://stopceta.net/fr/global-actions/
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http://stopceta.net/fr/global-actions/
https://paris.demosphere.eu/rv/49350
https://www.collectifstoptafta.org/l-actu/article/15-octobre-journee-d-actions-stop-tafta-ceta
http://www.suisse.attac.org/wp-content/uploads/TISA-Demo-8okt2016_final.pdf
http://www.lesoir.be/1322081/article/actualite/union-europeenne/2016-09-20/stop-ttip-entre-9000-et-15000-manifestants-bruxelles
https://www.collectifstoptafta.org/
https://france.attac.org/
http://aitec.reseau-ipam.org/
http://www.attac.de/uploads/media/Grussadresse_Aitec_-_Attac_FR_-_Stop_TAFTA-CETA_16_sept_2016.pdf
http://www.ttip-stoppen.at/
https://www.global2000.at/tausende-gegen-ceta-ttip
https://www.youtube.com/playlist?list=PLsIzumixUef-OMCqDWrnX8l1STXaYVsK_
http://ttip-demo.de/presse/pressefotos/
http://www.attac.de/startseite/teaser-detailansicht/news/obama-und-merkel-kommen-am-23-april-gegen-ttip-demonstrieren/?no_cache=1&cHash=a1cff5170dcde1accd2442a8c3d7d505
http://www.attac.de/kampagnen/freihandelsfalle-ttip/179-ceta-demos/
http://norman-paech.de/

Attac Osterreich

CETA: Zusatzerklarungen sind nur eine Karotte vor der Nase

Gefahren des Abkommens kénnen nur durch echte Anderungen des Vertragstextes beseitigt werden

23. September 2016 -

Fiir Attac Osterreich sind die geplanten
CETA-Zusatzerklarungen — sei es ,,zum
besseren Verstandnis“ oder ,,fiir weitere Un-
tersuchungen® - nur eine Karotte vor der
Nase der Menschen um das Abkommen ge-
gen ihren Widerstand durchzusetzen. ,, Wir
haben den CETA-Vertrag genau analysiert.
Die demokratie-, umwelt- und sozialpoliti-
schen sowie arbeitsrechtlichen Gefahren
des Abkommens sind schwarz auf weil§ im
Vertragstext belegt - sie konnen nur durch
echte Anderungen des Textes beseitigt wer-
den. Dazu miisste zundchst jedoch die Un-
terzeichnung abgesagt werden“, erklart
Alexandra Strickner von Attac Osterreich.

Attac fordert von Wirtschaftsminister Mit-
terlehner, auf Ablenkungsmanover wie die
geplanten Zusatzerkldrungen zu verzichten.
,» Mitterlehner muss beim EU-Handelsmi-
nisterrat in Bratislava deutlich machen,
dass es in der Bundesregierung keine
Mehrheit fiir CETA gibt und Osterreich da-
her dem Vertrag nicht zustimmen kann*“,
fordert Strickner.

Beispiel Investitionsschutz:

Mit einer Zusatzerklarung soll festgehalten
werden, dass die Investitionsschutzgerichte
unabhéngig sind und dass es dazu ein Mo-
nitoring geben soll. Damit wird die Mog-
lichkeit von Investorenklagen aber nicht aus
CETA gestrichen, sie bleibt weiterhin ent-

halten. Denn entscheidend sind Artikel
8.10. und 8.12. des Vertrages in denen In-
vestoren weitreichende Schutzstandards wie
»gerechte und billige Behandlung® und der
Schutz vor ,,indirekter Enteignung*“ zuge-
standen werden. Konzerne kénnen damit
Entschadigungen fiir Gesetze einklagen, die
aus ihrer Sicht Investitionen und zukiinftige
Gewinnerwartungen schmélern. Auch die
im Vertragstext enthaltenen Formulierungen
zur staatlichen Regulierungsfreiheit verhin-
dern keinesfalls horrende Schadenersatzur-
teile. SchiedsrichterInnen konnen sich stets
darauf berufen, dass ihre Urteile technisch
gesehen ,,nur” Entschiadigungen, aber keine
Anderung der Gesetze verlangen. Zudem
gibt es bereits viele Erfahrungen, dass Kla-
gerechte von Investoren als Drohung einge-
setzt werden, um neue Regulierungen im
offentlichen Interesse zu bekdmpfen. ,,Der
Investitionsschutz muss vollig aus CETA
gestrichen werden®, erklart Alexandra
Strickner von Attac Osterreich.

Beispiel Daseinsvorsorge:

Mit CETA wird der politische Gestaltungs-
spielraum von Kommunen bei der Daseins-
vorsorge massiv eingeschriankt. Die enge
Definition der Ausnahme von 6ffentlichen
Dienstleistungen in CETA gilt nur fiir jene
Bereiche, die ausschliefSlich vom Staat und
nicht im Wettbewerb erbracht werden. Ab-
wasserentsorgung, Abfallwirtschaft, Ver-
kehrsdienstleistungen, Systeme der sozialen

Sicherheit, sozialer Wohnbau, Gesundheit
oder Energie sind somit nicht - oder nur
sehr liickenhaft - von Ausnahmen erfasst.
Vor mdglichen Konzernklagen sind 6ffentli-
che Dienste iiberhaupt nicht ausgenommen.
Estland wurde von einem britischen Was-
serkonzern auf 90 Millionen Euro Scha-
densersatz verklagt, weil es sich weigerte
die Wasserpreise des stadtischen Wasserver-
sorgers zu erhohen, an dem der Konzern
Anteile halt.

Beispiel Regulatorische Kooperation:
CETA wiirde eine Reihe weiterer Institutio-
nen und Prozesse schaffen, die Regulie-
rungshoheit der Parlamente und damit die
Demokratie schwichen. Der ,,Gemeinsame
CETA Ausschuss“ etwa - bestehend aus
VertreterInnen der EU und Kanadas - ist
nicht nur fiir die Umsetzung des Abkom-
mens verantwortlich. Er kann auch Tatbe-
stande des Investitionskapitels erweitern,
Ausschiisse ein- und absetzen und deren
Aufgabenbereich definieren sowie die
meisten Annexe und Protokolle des Abkom-
mens dndern - ohne dabei das EU-Parla-
ment oder nationaler Parlamente einbinden
zu miissen. Somit kénnen Vertragsinhalte
nach der Ratifikation durch den CETA Aus-
schuss ohne Offentlichkeit und ohne demo-
kratische Beteiligung der Parlamente verén-
dert werden.

http://www.attac.at/

Aus dem gemeinsamen Antrag (18/9663) an den deutschen Bundestag der Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD am 22.

September: "Es muss im weiteren Ratifikationsprozess sichergestellt werden, dass auch zukiinftig kein Druck in Richtung
Liberalisierung von Dienstleistungen der Offentlichen Daseinsvorsorge ausgeliibt werden darf. ... Vorsorgeprinzip bleibt von CETA
unbertihrt. Dies muss unmissverstdndlich klar gestellt werden." Text des Antrags

Bericht iiber die Debatte und Abstimmun-
gen im Bundestag zu CETA, 22.September
2016:

Auf die Frage der CDU/CSU-Fraktion er-
kldrte der Wirtschaftsminister Gabriel, er
habe die Absicht, im Handelsministerrat
dem Abkommen und auch seiner vorldufi-
gen Anwendung zuzustimmen. Er verwies
in diesem Zusammenhang auf die Bedin-
gungen der Koalitionsfraktionen CDU/CSU
und SPD, die diese inzwischen in einem ge-
meinsamen Antrag (18/9663) fiir den Deut-
schen Bundestag formuliert haben. (...) Die
Fraktion Die Linke dulSerte erhebliche
Zweifel, dass es noch méglich sei, inhaltli-
che Kldrungen herbeizufiihren. Ahnlich du-
Berte sich die Fraktion Biindnis 90/Die

Griinen. Mit Protokoll-Erkldrungen kénn-
ten nur Interpretationen des Vertrages vor-
genommen werden. Was die SPD auf ihrem
Konvent beschlossen habe, konne nur mit
Vertragsédnderungen realisiert werden.

Mit der Koalitionsmehrheit von CDU/CSU
und SPD wurde vom Ausschuss ein Antrag
der Linksfraktion (18/8391) abgelehnt, in
dem die Bundesregierung aufgefordert
wird, im EU-Rat der vorldufigen Anwen-
dung von CETA nicht zuzustimmen. Es be-
stehe die Sorge, dass hinter dem Riicken
der Biirger Entscheidungen getroffen wiir-
den, "die gravierend in deren Leben ein-
greifen, zuvor aber niemals mit ihnen be-
sprochen wurden", wird kritisiert. Die
Fraktion Die Linke stimmte fiir den Antrag,
die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen ent-

hielt sich.

Ein weiterer Antrag der Fraktion Die Linke
(18/9030), in dem gefordert wird, CETA als
gemischtes Abkommen neben dem Bundes-
tag auch dem Bundesrat zur Abstimmung
vorzulegen, wurde von der Koalition eben-
falls abgelehnt. Die Linksfraktion stimmte
dafiir, die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen
enthielt sich.

Ein Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die
Griinen (18/6201), in dem eine Ablehnung
von CETA durch den Bundestag gefordert
wird, fand nur die Zustimmung der beiden
Oppositionsfraktionen. CDU/CSU- und
SPD-Fraktion lehnten ab."

https://www.freitag.de/autoren/hans-
springstein/heute-im-bundestag

Stimmen gegen den Beschluss des SPD-Konvents am 19.September 2016; Wortlaut des Beschlusses.

TTIP/CETA: Bereits iiber 2000 Stadte, Gemeinden und Regionen sagen Nein zu den Abkommen
Die Stadt Karnobat in Bulgarien ist dabei Nummer 2000. (Siehe: https://www.ttip-free-zones.eu/ ).

http://www.attac.de/kampagnen/freihandelsfalle-ttip/aktionen/ttip-in-kommunen/

Attac Osterreich
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http://www.attac.at/kampagnen/ttip-ceta-co-stoppen/gemeinderesolution.html
http://www.attac.de/kampagnen/freihandelsfalle-ttip/aktionen/ttip-in-kommunen/
https://www.ttip-free-zones.eu/
https://www.spd.de/presse/pressemitteilungen/detail/news/beschluss-des-spd-parteikonvents-globaler-handel-braucht-fortschrittliche-regeln/19/09/2016/
http://www.attac.de/uploads/media/stimmen_gegen_den_Beschluss_des_spd_konvents_am_19_sept_2016.pdf
https://www.freitag.de/autoren/hans-springstein/heute-im-bundestag
https://www.freitag.de/autoren/hans-springstein/heute-im-bundestag
http://dip.bundestag.de/btd/18/062/1806201.pdf
http://dip.bundestag.de/btd/18/090/1809030.pdf
http://dip.bundestag.de/btd/18/083/1808391.pdf
http://dip.bundestag.de/btd/18/096/1809663.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/096/1809663.pdf
http://www.attac.at/

TTIP, CETA, TiSA und Co.
stoppen - Hinweise

- Attac De; Attac At; Attac Schweiz

- Kanadische Gewerkschaften gegen
CETA (15.September 2016)

- https://power-shift.de/language/de/

- Widerstand von Gewerkschaften
europaweit: Liste bei EPSU (European
Public Service Union)

- Arbeiterkammer Wien: Was CETA-
BefiirworterInnen sagen — und was
wirklich stimmt - Faktencheck

- Bauern gegen CETA: in Osterreich in
Belgien in Deutschland

- Flyer: CETA hebelt die Arbeitsrechte
aus!

Labournet: CETA-Dossier

Nicht vergessen: TiSA! Aufruf, 2013
Infos - Aktueller Stand

Palastina:

Einige Broschiiren:

US-Studie: (Sept. 2016)
CETA kostet 200.000 Arbeitsplitze in
Europa und 30.000 in Kanada

Global 2000. Osterreich:
CETA: Eine Gefahr fiir die gemeinsame
Nahrungsmittelsicherheit in Europa

Via Campesina Osterreich, Attac Osterreich
und Spanien, Power-Shift, TNI, Waronwant
u.a.m.: Food Safety, Agriculture and
Regulatory Cooperation in CETA

Der stille Angriff auf 6ffentliche
Dienstleistungen — TTIP und CETA
Thomas Fritz 2015

PowerShift, Canadian Centre for Policy
Alternatives u.a.: Making Sense of CETA.

CETA lesen und verstehen Analyse des EU-
Kanada-Freihandelsabkommens

Zusammenfassung

neue CETA-Studie , Gemeinschaftsarbeit
von 23 kanadischen und européischen
Organisationen (u.a. attac Osterreich und
Attac Frankreich)

sToP WFCETA

DON'T LET CORPORATIONS MAKE THE RULES

UND TTIP?
Die Verhandlungen gehen weiter
(3. bis 7.0ktober 2016 in New-York )-
trotzdem diese optimistische Karikatur

http://www.globaltimes.cn/content/1003760.shtml

Der ewige Kampf ums Wasser
Interview mit dem Hydrologen Clemens Messerschmid

Rundreise von CLEMENS MESSERSCHMID in

Deutschland un in der Schweiz, Oktober-November 2016

Pool in der illegalen israelischen Siedlung Maale Adumim und

P 1

Infografik iiber Wasserverfiigbarkeit pro Person am Tag: Quellen:

http://www.itisapartheid.org/ und The United Nations Office for the
Coordination of Humanitarian Affairs in the occupied Palestinian

territory (oPt), http://www.ochaopt.org/

Der in Ramallah lebende Hydrologe Clemens Messerschmid
erldutert im Interview mit dem Bayerischen Rundfunk,
warum seit dem Abkommen von Oslo, die Wassersituation fiir
die Paléstinenser noch viel schlimmer ist als vor gut 20 Jahren,
als die Oslo-Vertrage geschlossen wurden. Was die Situation in
den vergangenen Monaten besonders akut werden lief$: Die
israelischen Siedler beanspruchen im Sommer mehr Wasser,
deshalb wird es bei den Paldstinensern knapp bzw. einfach
abgedreht.Der israelische Staat ist Herr des Wassers in den
paléstinensischen Autonomiegebieten. Ramallah muss sein
Wasser zu 100% von Israel kaufen, obwohl das Westjordanland

sehr wasserreich ist...
SiG-Red.: Debatte um den Film:
Ein Sturm im Wasserglas — Israellobby gegen ARD, NachDenkSeiten

Shimon Peres gilt als Friedensheld Israels. Doch seine
politische Biographie spricht oft eine andere Sprache.

http://www.nachdenkseiten.de/?p=35254#more-35254

Acting Together for a World of Peace - Gemeinsam fiir eine friedliche Welt
«Filmtage Globales Lernen 2016» gesellschaftspolitisches Kino fiir Schiiler_innen und Abendvorstellungen
vom 8. bis zum11. November 2016 in Oberdsterreich, Tirol und Wien - Im Rahmen der Global Education Week 2016 finden
kommentierte Dokumentarfilmvorfiihrungen mit interaktiver, medienpadagogischer Nachbereitung im Kinosaal statt.

Die ausgewdhlten Filme haben die Schwerpunkte Waffenproduktion, Krieg und Klimawandel als Fluchtursachen sowie
Demokratie und Biirger innenbeteiligung. Mehr: http://www.normale.at/index.html

SiG-Hinweis: Die USA sind Russland propagandistisch weit iiberlegen. Unterstiitzt von der deutschen Regierung, der
Tagesschau, sogar von der TAZ, von Campact u.a.m. ,Alles ist Barbarei — was in Syrien geschieht, was im Irak geschieht, was
in Libyen geschehen ist und geschieht, was in Afghanistan und in Saudi-Arabien geschieht. Und dennoch ist es méglich, in einer
breiten Offentlichkeit, die bis zur TAZ und zu CAMPACT reicht, zu verbreiten, die Russen seien schuld an dem Elend von
Millionen von Menschen. Und es ist mithilfe von viel Propaganda und Lobbyarbeit moglich, so zu tun, als sei das Elend in Syrien
das einzige Elend in dieser Region und als sei dort die Misere erst mit der Intervention Russlands ausgebrochen.Alles ist Barbarei —
was in Syrien geschieht, was im Irak geschieht, was in Libyen geschehen ist und geschieht, was in Afghanistan und in Saudi-
Arabien geschieht. Und dennoch ist es méglich, in einer breiten Offentlichkeit, die bis zur TAZ und zu CAMPACT reicht, zu
verbreiten, die Russen seien schuld an dem Elend von Millionen von Menschen. Und es ist mithilfe von viel Propaganda und
Lobbyarbeit moglich, so zu tun, als sei das Elend in Syrien das einzige Elend in dieser Region und als sei dort die Misere erst mit

der Intervention Russlands ausgebrochen.
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http://www.nachdenkseiten.de/?p=35193#more-35193
http://www.normale.at/index.html
http://www.nachdenkseiten.de/?p=35254#more-35254
http://www.nachdenkseiten.de/?p=34882#more-34882
https://www.youtube.com/watch?v=bE5GHfXjv44#action=share
http://www.ochaopt.org/
http://www.itisapartheid.org/
http://cafepalestinefreiburg.blogspot.de/2016/09/hydrogeologe-clemens-messerschmid-aus.html
http://www.globaltimes.cn/content/1003760.shtml
http://www.umweltinstitut.org/fragen-und-antworten/freihandelsabkommen/ttip-das-abkommen-mit-den-usa/ttip-verhandlungen-und-demokratie.html
http://www.attac.at/fileadmin/dateien/Presse/Downloads/CETA-Trading_Away_Democracy-2016de.pdf
https://power-shift.de/wordpress/wp-content/uploads/2016/09/02-Zusammenfassung.pdf
https://power-shift.de/making-sense-of-ceta/
https://www.policyalternatives.ca/
https://www.policyalternatives.ca/
https://corporateeurope.org/sites/default/files/attachments/de-summary-public-services.pdf
https://www.tni.org/files/publication-downloads/report-ceta-food-safety-english.pdf
https://www.global2000.at/ceta-gefahr-f%C3%BCr-die-lebensmittelsicherheit
http://www.ase.tufts.edu/gdae/Pubs/wp/16-03CETA.pdf
http://www.labournet.de/branchen/dienstleistungen/dienstleistungen-allgemein/deregulierung-von-dienstleistungen-tisa/
http://www.attac.at/kampagnen/ttip-ceta-co-stoppen/tisa-was-ist-das.html
http://sandimgetriebe.attac.at/10693.html
http://www.labournet.de/internationales/kanada/ceta-freihandelsabkommen-zwischen-der-eu-und-kanada/
https://aktion.arbeitsunrecht.de/sites/default/files/160917_aktion-arbeitsunrecht_CETA-Flyer_schafft-freihandel-wachstum_02.pdf
https://www.youtube.com/watch?v=lmITPv8lTp4
https://www.youtube.com/watch?v=gy1zUtzzYZM
https://www.global2000.at/ceta-gefahr-f%C3%BCr-die-lebensmittelsicherheit
https://media.arbeiterkammer.at/wien/PDF/Publikationen/CETA_Faktencheck_neu.pdf
http://www.epsu.org/article/unions-are-mobilizing-no-ceta-bad-deal-workers-and-people
https://power-shift.de/language/de/
http://www.attac.de/uploads/media/Joint_Canadian_Trade_union_statement_on_CETA_DE-1.pdf
http://www.schweiz.attac.org/category/kampagnen/stop-tisa-de/
http://www.attac.at/kampagnen/ttip-ceta-co-stoppen.html
http://www.attac.de/kampagnen/freihandelsfalle-ttip/freihandelsfalle-ttip/

DIE WAFFEN NIEDER!

Kooperation statt NATO-Konfrontation

Abrustung statt Sozialabbau

Demo in Berlin
8.10.2016

Auftakt: 12 Uhr
Alexanderplatz
Ecke Otto-Braun-Str.

Aufruf zur bundesweiten Demonstration am 8.10.2016 in Berlin.

Die Waffen nieder!!! Kooperation statt NATO-Konfrontation, Abriistung statt Sozialabbau
Die Veranstalter_innen: Bundesausschuss Friedensratschlag; Kooperation fur den Frieden; Berliner Friedenskoordination

http://friedensdemo.org/

Die aktuellen Kriege und die militarische Konfrontation
gegen Russland treiben uns auf die Strafe.

Deutschland befindet sich im Krieg fast iiberall auf der Welt.
Die Bundesregierung betreibt eine Politik der drastischen
Aufriistung. Deutsche Konzerne exportieren Waffen in alle
Welt. Das Geschéft mit dem Tod bliiht.

Dieser Politik leisten wir Widerstand. Die Menschen in unserem
Land wollen keine Kriege und Aufriistung — sie wollen Frieden.

Die Politik muss dem Rechnung tragen. Wir akzeptieren nicht,
dass Krieg immer alltdglicher wird und Deutschland einen
wachsenden Beitrag dazu leistet: in Afghanistan, Irak, Libyen,
Syrien, Jemen, Mali. Der Krieg in der Ukraine ist nicht
gestoppt. Immer geht es letztlich um Macht, Mérkte und
Rohstoffe. Stets sind die USA, NATO-Mitgliedstaaten und
deren Verbiindete beteiligt, fast immer auch direkt oder indirekt
die Bundesrepublik.

Krieg ist Terror. Er bringt millionenfachen Tod, Verwiistung
und Chaos. Millionen von Menschen miissen fliehen.
Gefliichtete brauchen unsere Unterstiitzung und Schutz vor
rassistischen und nationalistischen Ubergriffen. Wir verteidigen
das Menschenrecht auf Asyl. Damit Menschen nicht fliehen
miissen, fordern wir von der Bundesregierung, jegliche
militdrische Einmischung in Krisengebiete einzustellen.

Die Bundesregierung muss an politischen Losungen mitwirken,
zivile Konfliktbearbeitung fordern und wirtschaftliche Hilfe
fiir den Wiederaufbau der zerstérten Lander leisten.

Die Menschen brauchen weltweit Gerechtigkeit. Deshalb
lehnen wir neoliberale Freihandelszonen wie TTIP, CETA,
okologischen Raubbau und die Vernichtung von
Lebensgrundlagen ab.

Deutsche Waffenlieferungen heizen die Konflikte an. Weltweit
werden tédglich 4,66 Milliarden Dollar fiir Riistung verpulvert.
Die Bundesregierung strebt an, in den kommenden acht Jahren

ihre jdhrlichen Riistungsausgaben von 35 auf 60 Milliarden
Euro zu erhthen. Statt die Bundeswehr fiir weltweite Einsétze
aufzuriisten, fordern wir, unsere Steuergelder fiir soziale
Aufgaben einzusetzen.

Das Verhéltnis von Deutschland und Russland war seit 1990
noch nie so schlecht wie heute. Die NATO hat ihr altes
Feindbild wiederbelebt, schiebt ihren politischen Einfluss und
ihren Militdrapparat durch Stationierung schneller
Eingreiftruppen, Militirmanover, dem sogenannten
Raketenabwehrschirm — begleitet von verbaler Aufriistung — an
die Grenzen Russlands vor. Das ist ein Bruch der Zusagen zur
deutschen Einigung. Russland antwortet mit politischen und
militdrischen Mafnahmen. Dieser Teufelskreis muss

durchbrochen werden. Nicht zuletzt steigert die Modernisierung
genannte Aufriistung der US-Atomwaffen die Gefahr einer
militdrischen Konfrontation bis hin zu einem Atomkrieg.

Sicherheit in Europa gibt es nur MIT und nicht GEGEN
Russland.

Wir verlangen von der Bundesregierung:
¢ den Abzug der Bundeswehr aus allen Auslandseinsétzen
¢ die drastische Reduzierung des Riistungsetats
e den Stopp der Riistungsexporte
e die Achtung von Kampfdrohnen
¢ keine Beteiligung an NATO-Mano6vern und
Truppenstationierungen entlang der Westgrenze Russlands.

Wir sagen Nein zu Atomwaffen, Krieg und
Militdrinterventionen.
Wir fordern ein Ende der Militarisierung der EU.

Wir wollen Dialog, weltweite Abriistung, friedliche zivile
Konfliktlosungen und ein auf Ausgleich basierendes System
gemeinsamer Sicherheit.

Fiir diese Friedenspolitik setzen wir uns ein.

Wir rufen auf zur bundesweiten Demonstration am
8.10.2016 in Berlin.

Die Erstunterzeichner_innen
Aachener Friedenspreis e.V. | Attac Deutschland | Berliner
Friedenskoordination Friko, Gruppen | Bundesausschuss
Friedensratschlag | Deutscher Freidenker-Verband | Deutscher
Friedensrat e.V. | DFG-VK Hamburg | DFG-VK Landesverband
Hamburg-Schleswig-Holstein | DFG-VK Landesverband Ost | DIDF
Foderation demokratischer Arbeitervereine | DIE LINKE.
Parteivorstand | DKP Deutsche Kommunistische Partei | Fliichtlingsrat
Niedersachsen | Frauennetzwerk Frieden e.V. | Friedens- und
Zukunftswerkstatt Frankfurt/Main | Friedenskreis Wanfried (Netzwerk)
| GBM Gesellschaft zum Schutz von Biirgerrechten und
Menschenwiirde e.V. | Griine Friedensinitiative bundesweit | IALANA |
Internationale Forderation der Widerstandskdmpfer (FIR) — Bund der
Antifaschisten | Internationale Frauenliga fiir Frieden und Freiheit,
deutsche Sektion (IFFF/WILPF) | Internationalen Arzte fiir die
Verhiitung des Atomkrieges, Arzte in sozialer Verantwortung e.V.
(IPPNW) | Kooperation fiir den Frieden bundesweit | linksjugend
[’solid] | NaturFreunde Deutschlands |
NaturwissenschaftlerInneninitative Verantwortung fiir Frieden und
Zukunftsfahigkeit | Netzwerk Friedenssteuer e.V. | Ostermarsch Rhein
Rubhr | Padagoginnen und Pddagogen fiir den Frieden (PPF) |
Piratenpartei Berlin | Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend SDAJ |
Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes — Bund der
Antifaschistinnen und Antifaschisten (VVN-BdA e.V.) |
Zusammenarbeitsausschuss der Friedensbewegung Schleswig-
Holstein.

Demonstration und Protestaktionen in Kalkar/Essen
am 3.10.2016: http://demo-kalkar.de/.
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	Kein schmutziger Deal mit der Türkei auf Kosten von Menschenrechten, Demokratie und Frieden! Demokratische Werte wahren!
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	Renaud Lambert Lateinamerika – warum sind die progressiven Kräfte ins Stocken geraten?
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